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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 


über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 1. bis 9. Oktober 1975 in Straßburg 


Während der Oktober-Tagung (Zweiter Teil der 27. ordent- 
lichen Sitzungsperiode) erörterte die Parlamentarische Ver- 
sammlung des Europarates Berichte, behandelte die üblichen 
geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge und verabschiedete Be- 
schlüsse, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Tätigkeitsbericht des PräsidiumSr des Ständigen Ausschus- 
ses sowie des Ausschusses für die Beziehungen zu den 
nationalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

Hierzu sprach Abg. Richter (S. 5) 

— Bericht des Ministerkomitees an die Versammlung 

Hierzu sprachen die Abg. Sieglerschmidt (S. 21, 23), Lemm- 
rich (S. 22), Richter (S. 22), Dr. Holtz (S. 22) 

— Politische Fragen (Die Lage in Spanien und in Portugal; die 
Beziehungen zwischen den Staaten Westeuropas und Nord- 
amerikas; der Europarat und die Zukunft der Europäischen 
Union; die politischen Rechte und die politische Stellung 
der Frau) 

Hierzu sprachen die Abg. Richter (S. 11, 13, 40), Dr. Müller 
(München) (S. 9), Amrehn (S. 10, 13, 14, 38), Dr. Schwencke 
(S. 11), Dr. Mende (S. 12), Sieglerschmidt (S. 13, 14, 20, 35), 
Dr. Geßner (S. 18, 20), Dr. Kliesing (S. 33), Mattick (S. 34, 39), 
Dr. Schäuble (S. 41) 

Beschlüsse der Versammlung 
Entschließung 599 betr. die Lage in Spanien 
Entschließung 601 betr. die Lage in Portugal 

Empfehlung 771 betr. die Beziehungen zwischen dem Europa- 
rat, Kanada und den Vereinigten Staaten 
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Entschließung 605 betr. die Beziehungen zwischen den west- 
europäischen Staaten, Kanada und den Vereinigten Staaten 

Entschließung 606 betr. die politischen Rechte und die poli- 
tische Stellung der Frau 

— Kultur und Erziehung (die Arbeiten der Ständigen Konfe- 
renz Europäischer Erziehungsminister; die gegenseitige An- 
erkennung von Diplomen im nachsekundären Bereich; die 
Gründung eines europäischen Kulturzentrums in Delphi; die 
sozialen Aspekte der Denkmalpflege) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Schwencke (S. 5, 6) und Dr. 
Müller (München) (S. 7) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 762 betr. die gegenseitige Anerkennung von 
Diplomen im nachsekundären Bereich 

Empfehlung 763 betr. die Gründung eines europäischen Kul- 
turzentrums in Delphi 

Entschließung 598 betr. die sozialen Aspekte der Denkmal- 
pflege 

— Soziales und Gesundheitswesen 

Beschluß der Versammlung 

Empfehlung 764 betr. die sozialen Probleme des städtischen 
Niedergangs und der Wiederansiedlung 


— Bevölkerungsprobleme und Flüchtlingsfragen (Tätigkeitsbe- 
richte des Sonderbeauftragten des Europarates für nationale 
Flüchtlinge und Überbevölkerung sowie des Zwischenstaat- 
lichen Komitees für europäische Auswanderung — CIME) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Enders (S. 16) und Frau Dr. 
Wolf (S. 17) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 766 betr. den 19. Tätigkeitsbericht des Sonder- 
beauftragten des Euröparates für nationale Flüchtlinge und 
Überbevölkerung 

Entschließung 600 in Erwiderung des 19. Tätigkeitsberichts 
des Zwischenstaatlichen Komitees für europäische Auswan- 
derung 


— Wissenschaft und Technologie (die Europäische Raumfahrt- 
behörde; der Grundwasserspiegel des Rheins) 

Hierzu sprach Abg. Richter (S, 15, 16, 43) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 765 betr. die Europäische Raumfahrtbehörde 
Empfehlung 772 betr. den Grundwasserspiegel des Rheins 
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— Wirtsdiaftsf ragen (Tätigkeitsbericht der OECD für 1974; 
europäische Schiffahrtspolitik; 14. und 15. EFT A- Jahresbe- 
richt) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Holtz (S. 26), Lemmrich (S. 27), 
Haase (Fürth) (S. 28), Dr. Vohrer (S. 29) und Richter (S. 31) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 603 in Erwiderung des Tätigkeitsberichts der 
OECD für 1974 

Entschließung 604 in Erwiderung des 14. und 15. EFTA-Jah- 
resberichts 

Empfehlung 770 betr. eine europäische Schiffahrtspolitik 

Richtlinie 355 betr. die Auseinandersetzung über Fischerei- 
rechte in isländischen Gewässern 


— Rechtsfragen (die Folter in der Welt; die Rechtsstellung von 
Ausländern) 

Hierzu sprach Abg. Frau von Bothmer (S. 23) 

Beschlüsse der Versammlung 
Empfehlung 768 betr. die Folter in der Welt 
Empfehlung 769 betr. die Rechtsstellung von Ausländern 


— Haushaltsfragen (die operationeilen Haushaltsansätze der 
Versammlung für 1976) 

Hierzu sprach Abg. Alber (S. 45) 

Beschluß der Versammlung 

Ergänzende Stellungnahme Nr. 73 betr. die operationeilen 
Haushaltsansätze der Versammlung für 1976 


— Geschäftsordnungsfragen (Überarbeitung der Geschäftsord- 
nung der Versammlung: Ausschußberichte) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Ahrens (S. 24) 

Beschluß der Versammlung 

Entschließung 602 über die Ausschußberichte (Art. 46 der 
Geschäftsordnung) 


— Beziehungen zu den nationalen Parlamenten und zur Öffent- 
lichkeit (die Informationspolitik des Europarates) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 767 und Richtlinie 354 zur Informationspolitik 
des Europarates 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der fran- 
zösische Außenminister und amtierende Präsident des Minister- 
komitees, Jean Sauvagnargues, vor. 
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Zur Versammlung sprachen der schwedische Erziehungs- und 
Kultusminister Bertil Zachrisson, amtierender Präsident der 
Ständigen Konferenz Europäischer Erziehungsminister; der bel- 
gische Staatssekretär für Wissenschaftspolitik, Gaston Geens, 
amtierender Präsident der Europäischen Raumfahrtkonferenz; 
der Präsident der Verfassunggebenden Versammlung Portu- 
gals, Henrique Teixeira Queiroz de Barros, sowie weitere Mit- 
glieder dieser Versammlung; der norwegische Handels- und 
Schiffahrtsminister Einar Magnussen, amtierender Vizepräsi- 
dent des EFTA-Rates; Mitglieder von Parlamentsdelegationen 
aus Australien, Kanada, Japan und den Vereinigten Staaten; 
der Generalsekretär der OECD, Emile van Lennep, und der 
Generalsekretär des Europarates, Georg Kahn- Ackermann. 

Bonn, den 13. November 1975 

Franz Amrehn Klaus Richter 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Mittwoch, 1. Oktober 1975 


Tagesordnungspunkt: 

Annahme der Tagesordnung für den 
Zweiten Teil der 
27. ordentlichen Sitzungsperiode 

(Drucksache: 3635) 


Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, 
des Ständigen Ausschusses sowie des 
Ausschusses für die Beziehungen zu den 
nationalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

(Drucksache 3671) 

Berichterstatter: Abg. Frau Vlachou-Loundra 


Zum Tätigkeitsbericht des Präsidiums und der 
darin enthaltenen Ankündigung, daß sich der Un- 
terausschuß „Europapreis" am 10. und 11. Oktober 
1975 nach Darmstadt begeben werde, forderte Abg. 
Boucheny (Frankreich) die Versammlung auf, die ge- 
plante Ausschußsitzung zu mißbilligen. In Darm- 
stadt komme es zu „Hexenjagden" großen Stils, 
denn der dortige Stadtrat habe beschlossen, jedem 
Mieter fristlos zu kündigen, bei dem Hinweise da- 
für vorlägen, daß er nicht mit aller Kraft für die 
freiheitlich demokratische Grundordnung der Bun- 
desrepublik eintrete. 

Richter (SPD): Herr Präsident, ich möchte mich 
ganz kurz fassen. Bei Punkts der Tagesordnung — 
Bericht des Bureau — hat der Kollege Boucheny ei- 
nen Angriff gegen die Stadt Darmstadt in der Bun- 
desrepublik gestartet und dabei von „Hexenjagden" 
gesprochen, die angeblich dort stattfinden sollen. 
Angriffe aus diesem politischen Lager nehmen wir 
gewöhnlich nicht sehr ernst. Aber nun galt dieser 
Angriff ausgerechnet der Stadt, die wir zur Europa- 
stadt 1975 erklärt haben. Ich sollte deswegen ein 
paar Worte dazu sagen. * 

Erstens. Es gibt nach meiner Auffassung leider 
noch nicht genug Länder in der Welt, in denen die 
Bürgerinnen und Bürger so frei leben können wie 
in der Bundesrepublik Deutschland. Das gilt in be- 
sonderem Maße natürlich auch für die Stadt Darm- 
stadt, die nicht ohne Grund von uns ausgezeichnet 
worden ist. 

Zweitens. Wir haben in der Bundesrepublik ein 
modernes Grundgesetz, auf dessen Einhaltung Re- 
gierung und Opposition in ganz sensiblem Maße 
immer achten. 


Drittens. Gegen Übergriffe von Extremisten, 
Anarchisten und Terroristen aus allen Richtungen 
wehren wir uns in der Bundesrepublik mit allen 
Mitteln des Rechtsstaates. 

Abschließend darf ich feststellen, daß Herr Bou- 
cheny als Quelle die „Humanite" benutzt hat. Ich 
kann mir hier eine Qualifizierung dieser Zeitung 
ersparen. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des schwedischen Erziehungs- und 
Kultusministers Bertil Zachrisson, amtierender 
Präsident der Ständigen Konferenz europäischer 
Erziehungsminister 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident, ich werde 
mich bei meinen Fragen kurz fassen. 

Herr Minister, auch ich möchte Ihnen zunächst 
für Ihren Vortrag herzlich danken, insbesondere für 
die Deutlichkeit, mit der Sie nicht nur das Problem 
Spanien angesprochen, sondern sich auch klar ge- 
gen eine Kooperation mit den spanischen Faschi- 
sten ausgesprochen haben. 

Nun sind Sie nicht nur Bildungsminister Ihres 
Landes und Vorsitzender der Ständigen Konferenz 
der Bildungsminister in Europa, sondern auch Prä- 
sident des schwedischen Nationalkomitees für das 
europäische Denkmalschutzjahr. Meine Fragen als 
Vorsitzender des Fachausschusses dieser Versamm- 
lung betreffen diesen Bereich Ihrer Arbeit. Nach- 
dem manche von uns gesehen bzw. gelesen haben, 
was beispielsweise in der Altstadt von Visby in 
dieser Hinsicht schon geleistet worden ist, sind wir 
gespannt zu hören, welche Erfahrungen Sie mit die- 
sem Jahr des Denkmalschutzes im Blick auf die be- 
stehenden Gesetze Ihres Landes und mögliche neu 
erforderliche gemacht haben, welche auf Grund 
der Kampagne des europäischen Denkmalschutz jah- 
res in diesem Jahr in Angriff genommen wurden 
oder vielleicht schon zur parlamentarischen Verab- 
schiedung anstehen. 

Die zweite Frage ist ein bißchen weiter gefaßt 
und betrifft die Konsequenzen, die Sie möglicher- 
weise aus den Erfahrungen dieses Jahres mit der 
Arbeit im Nationalkomitee Ihres Landes im Sinne 
eines künftig effektiveren Denkmalschutzes länger- 
fristig ziehen werden. 

Ich weiß, Herr Minister, daß diese Fragen sehr 
umfänglich sind. Aber für eine Antwort, die viel- 
leicht erst Tendenzen erkennen läßt, wären meine 
Kollegen und ich Ihnen sehr dankbar. 

Minister Zachrisson erwidert, die bisherigen Er- 
fahrungen hätten gezeigt, daß es nicht genüge, sich 
des jeweiligen Denkmals anzunehmen, sondern daß 
man sich auch um seine Umwelt kümmern müsse. 
Man wende hierbei weitgehend die von dem frühe- 
ren französischen Kultusminister Andre Malraux 
aufgestellten Regeln an. 


l 
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Tagesordnungspunkt: 

Die gegenseitige Anerkennung von Diplomen 
im nadisekundären Bereich 

(Drucksache: 3648) 

Berichterstatter; Abg. Roper 


Tagesordnungspunkt: 

Die Gründung eines europäischen 
Kulturzentrums in Delphi 

(Drucksache: 3649) 

Berichterstatter: Abg. Lord Beaumont of Whitley 
Tagesordnungspunkt: 

Die sozialen Aspekte der Denkmalpflege 

(Drucksache: 3650) 

Berichterstatter: Abg. van Ooijen 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen 
und Herren! Zunächst bitte ich vor allem den Be- 
richterstatter um Entschuldigung dafür, daß ich 
nach dem Bekanntwerden der vollzogenen Todesur- 
teile in Spanien den Präsidenten dieser Versamm- 
lung gebeten habe, alles daranzusetzen, daß die 
Spanien-Debatte morgen stattfindet, an dem Tag, da 
die Internationale Gewerkschaftsbewegung prote- 
stiert. Daher müssen wir dieses wichtige Feld der 
sozialen Problematik der Denkmalpflege heute 
schon am Ende einer langen Tagesordnung bestel- 
len. 

Ich bitte also insbesondere den Herrn Berichter- 
statter und auch den noch folgenden Kollegen Co- 
hen um Entschuldigung. Aber da die Versammlung 
diese Umdisposition so zustimmend zur Kenntnis 
genommen hat, denke ich, daß meine Intervention 
im Sinne unserer politisch-aktuellen Diskussion 
war. 

Unser Berichterstatter hat den Versuch gemacht, 
die Erkenntnisse der Fachwissenschaft mit politi- 
schen Aussagen zu verbinden, um die soziale Di- 
mension der Denkmalpflege zu begründen. Ich bin 
ihm außerordentlich dankbar dafür, daß er seine 
Aufgabe in dieser Weise so vorzüglich geleistet 
hat. Ich danke ihm auch im Namen des Unteraus- 
schusses, der diesen Beitrag vorbereitet hat. 

Mit der Frage des sozialen Aspekts, Herr Präsi- 
dent, stoßen wir auf die Kernfrage des Denkmal- 
schutzes, Für manche mag es noch so sein, daß kul- 
turhistorische, ästhetische, baupolitische Maßnah- 
men zunächst an oberster Spitze stehen, wenn ih- 
nen „Denkmalschutz" begegnet. Je länger wir über 
dieses Thema nachdenken, desto deutlicher wird 
die soziale Problematik zur Kernfrage der Erhal- 
tung unserer alten Städte überhaupt. 

Damit wird bestätigt, daß die Resolutionen, die 
wir in diesem Hause gefaßt haben, sinnvoll und 
richtig sind, die neue reiht sich hier ein. Wir haben 


nicht das einzelne Denkmal im Auge, wenn wir in 
politischer Dimension diskutieren, sondern die alte 
Stadt, das alte Stadtviertel, welches die Franzosen 
„Site" nennen. Somit möchte ich dem Thema, das 
unser Kollege von Ooijen abgehandelt hat, die 
Überschrift geben „Die alte Stadt und der Mensch 
in der Zukunft". 

Ich glaube, das ist das eigentliche Thema. Oder 
konkreter geredet: Wir haben es insbesondere mit 
folgenden drei Problemen zu tun, nämlich 

— erstens der Anpassung des alten Wohnungs- 
wesens an die Normen des modernen Komforts un- 
ter Berücksichtigung der Strukturen und der Typo- 
logie der Häuser sowie der Bedürfnisse der Bevöl- 
kerung; 

— zweitens der Anpassung des Baugutes im Hin- 
blick auf den Ausbau öffentlicher Gebäude sozial- 
kulturellen Charakters unter Beteiligung der Bevöl- 
kerung; 

— drittens der Vereinbarkeit des Einkommens 
der Althausbewohner mit einerseits den Restaurati- 
onskosten und andererseits den Kosten, die durch 
die Entstehung neuer Ausweichzonen verursacht 
werden. 

Diese drei Faktoren, Herr Präsident, meine Da- 
men und Herren, müssen wir im Zusammenhang se- 
hen, wenn wir die soziale Dimension der Denkmal- 
pflege auch in die städtebauliche Realität umsetzen 
wollen. 

Unser Berichterstatter hat dazu wichtige Anmer- 
kungen gemacht. Insbesondere denke ich an die Er- 
fahrungen, wie sein Land, die Niederlande, sie ge- 
macht hat — das dürfen wir am Vorabend des 
Amsterdamer Kongresses hier sicherlich mit Freude 
feststellen. 

Die Arbeit in diesem Bereich kann künftig nur 
eine gemeinsame von Konservatoren, Stadtplanern, 
Architekten, Sozialarbeitern und Politikern sein. 
Damit wird Denkmalpflege mehr als augenblicklich 
künftig zu einer besonders wichtigen gesellschafts- 
politischen Aufgabe; denn so gewinnen wir Per- 
spektiven, die wir gebrauchen, um in Zukunft die- 
ses Feld bewerkstelligen zu können. 

Damit, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ergibt sich eine pragmatische These: daß Denkmal- 
pflege ein viel zu ernstes Gebiet ist, sie allein soge- 
nannten Experten zu überlassen. Es geht in den al- 
ten Stadtvierteln darum, sie zu revitalisieren, die 
Strukturen wieder zu beleben, und zwar um der 
Bürger willen, um deren Kommunikationsmöglich- 
keit zu stärken, deren Partizipationschance zu ver- 
bessern und in diesem Zusammenhang insbesonde- 
re Sozialisation zu verwirklichen. Die Vorschläge, 
die wir auf den Tisch legen, sind so abgefaßt, daß 
dieser urbane Bereich im Mittelpunkt steht. 

Gestatten Sie mir abschließend eine kritische, 
eine nicht nur rhetorische Frage: Werden wir in al- 
len unseren Ländern mit unseren Gesetzen das ver- 
wirklichen können? Taugt dafür das Spiel der frei- 
en Kräfte einer freien Marktwirtschaft ohne we- 
sentliche Grenzen? Meine Damen und Herren, taugt 
dafür unser Begriff von Eigentum, die Priorität des 
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Verfügungseigentums? Ist nicht von den Erfahrun- 
gen einiger Städte — weiß Gott nicht nur Bolognas, 
sondern auch kleinerer deutscher — zu lernen, daß 
die Reprivatisierung, wie sie manche Gesetze vor- 
schreiben, nicht immer sinnvoll ist, wenn wir tat- 
sächlich für die verschiedenen Bürgergruppen, 
nicht allein für hochbemittelte Bürger, eine urbane 
Leistung für ihr Wohnen in der Zukunft erbringen 
wollen? 

Gestatten Sie mir, Herr Präsident, diesen Schluß- 
satz: Wenn es uns tatsächlich darum geht, daß wir 
aus unserer Urbanen Vergangenheit für die Zukunft 
lernen sollen, dann werden wir in der Gegenwart 
schärfere Fragen auch an unser politisches System 
steilen, als uns das im Augenblick wahrscheinlich 
klar ist. 

Herzlichen Dank. 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich werde mich nicht 
der allmählich schon peinlich wirkenden Sitte an- 
schließen und etwas zu Spanien sagen, sondern 
gleich zur Sache kommen. 

Ich bin der Meinung, daß das europäische Denk- 
malschutzjahr Initiativen gebracht hat, die — auch 
unter den sozialen Aspekten — , was die Erneue- 
rung und Erhaltung von Gebäuden betrifft, erfreuli- 
che Ausblicke zulassen. Der Geist ist in diesem 
Jahr geschärft worden, und zwar nicht nur in der 
Hinsicht, daß man alte Gebäude restauriert, daß 
man Gesetze dafür schafft, diese Restaurierungen 
zu ermöglichen und zu finanzieren, sondern auch in 
der Richtung, daß die sozialen Aspekte in verstärk- 
tem Maße beachtet werden. Es gibt nämlich keinen 
Zweifel darüber, daß die Restaurierung von Gebäu- 
den, von bestimmten Quartieren und Zonen nicht 
ausreicht, um diese Gebiete wirklich zu erhalten; 
sie müssen vielmehr auch mit Leben erfüllt werden. 
Menschen müssen in und mit diesen Gebäuden le- 
ben, müssen die Gebäude weiter erhalten, weiter 
pflegen, sie müssen in diese Zonen das hineintra- 
gen, was man unter dem Begriff Urbanität ver- 
steht. 

Wir wissen, daß das bereits in einigen Fällen ge- 
lungen ist, daß uns aber noch große Aufgaben be- 
vorstehen. Die restaurierten Zonen in den alten 
Städten müssen einen Lebensraum für die Bürger 
schaffen. Es darf keine einseitige soziale Zusam- 
mensetzung in solchen Gebieten eintreten. Es wäre 
schlecht, wenn gerade in solchen restaurierten Ge- 
bieten einseitig eine bestimmte Bevölkerungsgrup- 
pe Platz fände, sei es der Oberklasse oder der Un- 
terklasse, oder wie immer wir es definieren wollen. 
In einem solchen restaurierten Quartier müssen Ar- 
beiter, Kaufleute, Angestellte und Handwerker in 
einer urbanen Gesellschaft Zusammenleben. Das er- 
fordert schon die Erhaltung dieser Quartiere; denn 
die Handwerker, die notwendig sind, um solche 
Quartiere zu restaurieren und zu erhalten, müssen 
in diesen Quartieren Arbeits- und Lebensmöglich- 
keiten haben. 

Stadt, meine Damen und Herren, bedeutet Kom- 
munikation. Kommunikation wird heute sehr oft 
von der modernen Technik zerstört, gerade auch 


durch das Automobil. Deswegen ist es zu begrüßen, 
daß es neuerdings üblich geworden ist, gerade in 
den Zentren der alten Städte sogenannte autofreie 
Fußgängerzonen zu schaffen und Plätze und Gassen 
den Menschen, die dort leben, zu überlassen und 
auf dem Wege über diese Fußgängerzonen die 
Kommunikationsmöglichkeiten wiederherzustellen. 

Lassen Sie mich zu dem sehr ausgezeichneten Be- 
richt des Kollegen van Ooijen nur eine Bemerkung 
machen, die sich auf eine Passage auf Seite 10 be- 
zieht. Dort ist davon die Rede, daß wir in unseren 
Ländern ein System des privaten Eigentums an den 
Gebäuden haben und daß der Eigentümer gewöhn- 
lich darin frei ist, zu entscheiden, was er mit sei- 
nem Eigentum macht. 

Meine Damen und Herren, das stimmt in dieser 
Form nicht ganz. Das gilt nicht nur für die Bundes- 
republik, sondern, wie ich weiß, auch für andere 
Länder. In meiner Heimatstadt München zum Bei- 
spiel kann der Eigentümer mit seinem Eigentum 
nicht machen, was er will, sondern da gibt es eine 
Zweckentfremdungsverordnung, die es dem Eigen- 
tümer verbietet, ein Wohngebäude etwa in ein Ge- 
bäude umzuwandeln, in dem Gewerbe betrieben 
wird. Das hat Vor-, aber auch Nachteile, da bei 
gleichzeitigem Mietpreisstopp eine Entwicklung 
eingeleitet wird, die dem Eigentümer oft nicht mehr 
das Geld für die Modernisierung dieser Gebäude 
bringt. Notwendigerweise verfallen dann diese 
Wohnungen, und die ursprüngliche Bevölkerung 
dieser Quartiere, insbesondere die Alten, für die 
auch Herr van Ooijen gesprochen hat, zieht aus, 
und in die verfallenden Wohngebäude ziehen Un- 
terklassengruppierungen aus dem Bereich der Ob- 
dachlosen — Kommunen etwa — , Wohngemein- 
schaften oder ganze Gastarbeiterkompanien, möch- 
te ich fast sagen. Die Folge davon ist ein noch rapi- 
derer Verfall dieser Gebäude und ein Verslumungs- 
prozeß, der gerade dem widerspricht, was unser 
Anliegen ist, nämlich alte Gebäude zu erhalten und 
zu modernisieren. 

Ich will die Frage, die mein Vorredner, der Herr 
Kollege Schwencke, angeschnitten hat, heute nicht 
im Detail beantworten; aber es sei mir gestattet, ei- 
nige kurze Bemerkungen zu seinen gesellschaftspo- 
litischen Überlegungen zu machen. Ich kann nur 
dringend davor warnen, die Frage des Denkmal- 
schutzes und der Restaurierung unserer alten Ge- 
bäude zu einer Frage der Systemüberwindung, der 
Systemkritik und der gesellschaftspolitisch soziolo- 
gisch aufgeladenen Strukturdiskussion in unserer 
Gesellschaft zu machen. Damit dienen wir dem ur- 
eigenen Anliegen nicht. Wir müssen in diesen Fra- 
gen pragmatisch verfahren. Es mag Fälle geben, in 
denen es von der Kommune her notwendig ist, sol- 
che Probleme über Gemeineigentum zu lösen; aber 
es gibt auf der anderen Seite auch die dringende 
Notwendigkeit, die Privatinitiative zu erhalten, ja, 
sie sogar noch besonders zu fördern, etwa über 
Steuererleichterungen. Ich darf dies ganz offen sa- 
gen. 

Nicht nur in der Bundesrepublik Deutschland 
diktieren heute die leeren Kassen, sondern auch in 
anderen Ländern. Wenn hier die Privatinitiative zu- 
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rückgedrängt und aus ideologischen Gründen ein- 
geschränkt werden sollte, wird es weniger Denk- 
malschutz geben, wird es weniger Möglichkeiten 
geben, unser kulturelles Erbe zu bewahren. Wir 
werden damit alle der Sache einen schlechten 
Dienst erweisen. 

Als letztes darf ich noch ein Beispiel anführen. 
Diejenigen Häuser in meiner Heimatstadt München, 
die am meisten verfallen sind, wo die Verslumung 
am weitesten geht, sind solche, die im Besitz der 
Stadt München stehen, also öffentliches Eigentum 
sind. Als Begründung dafür, daß dort nicht restau- 
riert wird, wird angeführt: Die Mieter zahlen so ge- 
ringe Mieten, daß wir nicht das Geld haben, um die 
Restaurierung vorzunehmen. Ich glaube, das ist ein 
typisches Beispiel dafür, wie vielleicht aus falschen 
ideologischen Vorstellungen heraus die Dinge nicht 
richtig angefaßt werden. 

Zum Schluß möchte ich nur noch einmal davor 
warnen, den Bereich der Denkmalpflege ideolo- 
gisch zu belasten. Dieses Problem muß von allen 
gemeinsam, von den Kommunen, von der öffentli- 
chen Hand, aber auch von den Privaten her in un- 
ser aller Interesse gelöst werden. 


Entschließung 598 (1975) 

betr, die sozialen Aspekte des Denkmalschutzes 

Die Versammlung 

1. verweist auf den Bericht ihres Ausschusses für 
Kultur und Erziehung über die sozialen Aspek- 
te des Schutzes des architektonischen Erbes; 

2. erinnert an ihr Interesse an der Erhaltung des 
europäischen architektonischen Erbes als Bei- 
trag zur kulturellen Bereicherung und Erbau- 
ung der derzeitigen und zukünftigen Generatio- 
nen; 

3. stellt fest, daß die historischen Viertel alter 
Städte und Dörfer durch ihre Ursprünglichkeit 
und ihren Wert für das Gemeinschaftsleben 
eine der unmittelbarsten und ertragreichsten 
Quellen dieser Bereicherung sind; 

4. ist sich jedoch ebenfalls dessen bewußt, daß 
die in diesen Vierteln bestehenden sozialen 
Probleme genau so wichtig sind wie die durch 
ihren derzeitigen Zerfall bedingten Probleme 
materieller Art; 

5. ist daher davon überzeugt, daß die materielle 
Restauration und Erhaltung dieser Viertel von 
der Beibehaltung oder Wiederherstellung eines 
sozialen Gleichgewichts nicht getrennt werden 
kann; 

6. ist der Auffassung, daß ein möglichst breiter 
Fächer unterschiedlicher Bevölkerungsschich- 
ten im Sozialgefüge jedes historischen Viertels 
vorhanden sein sollte, damit es eine lebendige 
Struktur behält und mit den kulturellen und 
den für den praktischen Bedarf erforderlichen 
Einrichtungen versehen wird; 


7. anerkennt den kulturellen Wert der traditionel- 
len Bevölkerung historischer Stadtviertel und 
unterscheidet sie von der dort nur vorüberge- 
hend oder zufällig ansässigen Bevölkerung (mit 
einem in der Regel, jedoch nicht immer niedri- 
geren Einkommen), die ihrerseits von den ge- 
ringeren Lebenshaltungskosten in den baufällig 
gewordenen Wohnungen angezogen wird; 

8. ist um einen Ausgleich zwischen der kulturel- 
len Bedeutung der historischen Viertel für die 
Öffentlichkeit und den sozialen Bedürfnissen 
der Einwohner, die zwangsläufig eine Minder- 
heit der Gesamtbevölkerung ausmachen, be- 
müht; 

9. ist der Auffassung, daß die Konservierung 
nicht auf die Erhaltung des kulturellen Wertes 
der Bauwerke begrenzt sein darf, sondern auch 
die Erhaltung eines Gemeinschaftslebens in 
den historischen Vierteln gewährleisten 
muß; 

10. ist sich der Gefahren im Zusammenhang mit ei- 
nem willkürlichen Eingriff in das Sozialgefüge 
der schutzwürdigen Viertel bewußt und lehnt 
daher eine obligatorische Einheitsstruktur für 
diese Viertel ab, ist dagegen der Auffassung, 
daß jedes Viertel unter Berücksichtigung sei- 
ner spezifischen Eigenheiten betrachtet werden 
sollte; 

11. hält die Bodenspekulation für ein antisoziales 
Phänomen, das nur selten eine Wiederbelebung 
ermöglicht und daher von seiten der Behörden, 
die die Restauration dieser Viertel planen, äu- 
ßerste Wachsamkeit fordert; 

12. ist der Auffassung, daß weitere gesetzgeberi- 
sche und sonstige Maßnahmen zur Bereitstel- 
lung weiterer finanzieller Mittel zur Erhaltung 
und Wiederherstellung historischer Stadtvier- 
tel erforderlich sind, ist jedoch der Ansicht, 
daß bei einer für die Restauration der in Pri- 
vatbesitz befindlichen historischen Bauwerke 
gewährten finanziellen Unterstützung (in Form 
von Steuererleichterungen oder Subventionen) 
die Situation des Empfängers (seine Finanzlage 
und die Tatsache, ob er Mieter oder Besitzer 
des von ihm bewohnten Gebäudes ist) berück- 
sichtigt werden sollte; 

13. hat die Arbeiten des zwischenstaatlichen Aus- 
schusses für Baudenkmäler und Landschaften 
über die sozialen Aspekte des Schutzes des ar- 
chitektonischen Erbes und insbesondere die Er- 
gebnisse der von ihm 1974 und 1975 in Edin- 
burgh, Bologna und Krems veranstalteten Sym- 
posien zur Kenntnis genommen und hofft, daß 
diese Aspekte in dem Bericht, den der zwi- 
schenstaatliche Ausschuß für Baudenkmäler 
und Landschaften über die Ergebnisse des Eu- 
ropäischen Denkmalschutzjahres vorlegen 
wird, gut verdeutlicht werden; 

14. schlägt vor, bei der Prüfung der im Anschluß 
an das Europäische Denkmalschutz jahr 1975 zu 
ergreifenden parlamentarischen Maßnahmen 
den Akzent auf diese sozialen Aspekte zu le- 
gen. 
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Tagesordnungspunkt; 

Die sozialen Probleme des städtischen 
Niedergangs und der Wiederansiedlung 

(Drucksache: 3667) 

Berichterstatter: Abg. Cohen 

Donnerstag, 2. Oktober 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Spanien 

(Drucksache: 3664) 

Berichterstatter: Abg. Reale 

Dr. Müller (München) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Ich möchte zu- 
nächst dem Berichterstatter, Herrn Kollegen Reale, 
danken für seine zutreffende Schilderung des Zu- 
standes eines Landes, das in einem Wandlungspro- 
zeß zu einem politischen System begriffen war, das 
vielleicht dem unseren hätte angenähert erscheinen 
können. Wir wissen, daß dieser Wandlungsprozeß 
unterbrochen worden ist. Die Gründe wurden auf- 
gezählt. 

Ich möchte nicht im einzelnen darauf eingehen, 
darf aber doch darauf hinweisen, daß trotz allem, 
was in Spanien zu verzeichnen ist, viele Ereignisse 
in Spanien sich positiv unterschieden haben von 
dem Geschehen in anderen totalitären Staaten, 
auch hier in Europa. Ich will nur ein Beispiel nen- 
nen: In Spanien konnte man die ganze freie Presse 
der Welt jederzeit käuflich erwerben, was in ande- 
ren Staaten mit einer Diktatur nicht der Fall ist. 

Dieser Wandlungsprozeß wurde durch radikale 
Kräfte gestört. Herr Reale hat es erwähnt. Im Jahre 
1974 wurden 17 Polizisten getötet, in diesem Jahre 
12. Spanien steht im Mittelpunkt einer, ich möchte 
sagen, gesteuerten Protestwelle. 

Was ist das jetzt, meine Damen und Herren? Ich 
bedauere es, daß der Staatschef in Spanien nicht 
alle Todesstrafen in lebenslängliche Haftstrafen 
umgewandelt hat, nicht nur weil ich ein grundsätz- 
licher Gegner der Todesstrafe bin, sondern auch 
weil ich weiß, daß die Verfahren, die dort abgelau- 
fen sind, nicht an unseren rechtsstaatlichen Grund- 
sätzen zu messen sind. Aber, meine Damen und 
Herren, man muß in diesem Zusammenhang doch 
auch die Kirche beim Dorf lassen. Man muß wissen, 
was in Spanien geschehen ist. Man muß wissen, 
daß 12 Polizisten, die nichts mit Terrorbekämpfung 
zu tun hatten, meuchlings, hinterrücks ermordet 
worden sind, daß ein junger Verkehrspolizist an 
den Händen gefesselt worden ist, daß man ihm eine 
abgesägte Schrotflinte auf die Brust gesetzt und ihn 
umgebracht hat. 

Ich glaube also, man kann nicht nur undifferen- 
ziert protestieren, sondern man muß völlig klar se- 
hen, wie die Verhältnisse wirklich sind. 


Ich sage ganz offen, ich war gestern peinlich be- 
rührt von dem Auftritt des sdiwedischen Kultusmi- 
nisters hier in diesem Raum. Ich hatte bei seinen 
Ausführungen das Gefühl, die Marschtritte des 
Thälmann-Bataillons der Internationalen Brigade zu 
hören 

(Abg. Schwencke: Pfui! Verleumder! — 
Weitere Zurufe) 

— Herr Schwencke, Sie kommen gleich dran, ich 
werde Sie entlarven — , als er davon sprach, daß 
jegliche Beziehungen zu Spanien abgebrochen wer- 
den sollten, während er zu gleicher Zeit sagte, daß 
die Beziehungen zu Jugoslawien aufrechterhalten 
werden sollen. Meine Damen und Herren, hier mißt 
man mit zweierlei Maß. Denn in Jugoslawien ist 
ein Dozent zu sieben Jahren Zuchthaus verurteilt 
worden, weil er ein anderes Land, die Sowjetunion, 
kritisiert hat; er ist dazu verurteilt worden, ohne 
einen Polizisten auch nur verletzt zu haben. Hier 
darf man nicht mit zweierlei Maß messen, wenn 
man überhaupt noch moralisieren will. Das muß 
mit aller Deutlichkeit gesagt werden. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, was hier in den letz- 
ten Tagen abgelaufen ist, ist bezeichnend für die 
moralische Decadence Europas. Der Ministerpräsi- 
dent eines Mitgliedslandes — Hollands — hat eine 
Demonstration gegen Spanien angeführt, während 
zur gleichen Zeit eine Delegation seiner Partei in 
der Deutschen Demokratischen Republik war und 
dort erklärte, sie verstünden jetzt, daß diese Mauer 
gebaut werden mußte — diese Mauer, an der mo- 
natlich Todesurteile ohne Prozeß an Leuten vollzo- 
gen werden, die nichts anderes wollen, als von ei- 
nem Teil Deutschlands in den anderen Teil 
Deutschlands zu gelangen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wo ist hier die Moral in 
diesem Lande?! 

(Erneuter Beifall) 

Lassen Sie mich ein letztes Beispiel bringen. Der 
Präsident von Mexiko, Herr Echeverria, forderte 
eine Sondersitzung des Sicherheitsrates und den 
Ausschluß Spaniens aus den Vereinten Nationen. 
Meine Damen und Herren, das ist jener Herr Eche- 
verria, an dessen Händen noch das Blut der 200 
Studenten klebt, die er 1968 als Innenminister in 
Mexiko hat niederkartätschen lassen. Meine Damen 
und Herren, was ist das für eine doppelte Moral, 
mit der wir uns heute konfrontiert sehen?! 

Ich sagte, wir können nicht indifferenziert prote- 
stieren. Wenn wir die Maske der Moralisten bei de- 
nen entfernen, die protestieren, dann kommt bei 
vielen — nicht bei allen, ich möchte da durchaus 
differenzieren — leider die Fratze des Heuchlers 
zum Vorschein. 

Wenn man von Menschenrechten spricht, dann 
sollte man auch an die Menschenrechte der Wit- 
wen und Waisen jener Polizisten denken, die dort 
meuchlings umgebracht worden sind. Dafür kann 
man auch demonstrieren, mit ihnen kann man sich 
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auch solidarisieren. Man kann nicht indifferent nur 
die eine Seite aufzeigen, ohne die andere zu erwäh- 
nen. 

Mir stellen sich gewisse Fragen gerade auch ge- 
genüber den Linken in dieser Versammlung. Hier 
wird in Demonstrationen — ich habe die Plakate 
gelesen - — die Freilassung der politischen Gefange- 
nen in Spanien gefordert. Diese politischen Gefan- 
genen sind Terroristen, die Leute umgebracht ha- 
ben. Ja, meine Damen und Herren, warum machen 
Sie das nicht in Ihren eigenen Ländern? Warum sa- 
gen Sie nicht Herrn Wilson, er soll die IRA-Bom- 
benleger freilassen? Warum sagen Sie nicht, daß in 
Italien die Leute der Brigate Rosse auf freien Fuß 
gesetzt werden sollen? Warum sagen Sie nicht in 
Frankreich, daß die korsischen Bombenwerfer und 
die Bombenwerfer aus der Bretagne, die in den Ge- 
fängnissen sind, freigelassen werden? Warum sa- 
gen Sie nicht, daß die Baader-Meinhof-Leute in 
Deutschland auf freien Fuß gesetzt werden sollen? 
Das sind genauso Terroristen wie die in Spanien; 
da gibt es keinen Unterschied, meine Damen und 
Herren. 

Ich komme zum Schluß, Herr Präsident. 

Es geht nicht etwa darum, meine Damen und 
Herren, daß wir falsche Voraussetzungen aufstellen 
wollten. Ich kritisiere die Todesstrafe in Spanien, 
ich kritisiere den ungerechten Prozeß. Aber ich kri- 
tisere auch das indifferente Verhalten derjenigen, 
die hier völlig einseitig eine Schuld verteilen in ei- 
ner Art, die nicht dem entspricht, was wirklich ge- 
schehen ist. 

Ich bin gegen Boykottmaßnahmen im Falle Spani- 
en. Ich glaube, sie helfen nicht. Ich erinnere mich, 
daß ein Kollege aus dem Deutschen Bundestag als 
Vorsitzender der Jungsozialisten aufgefordert hat, 
nicht nach Spanien in Urlaub zu fahren, dann aber 
anschließend selber seinen Urlaub dort verbracht 
hat. Spanien braucht also keine Angst vor solchen 
Boykottmaßnahmen zu haben. Aber ich bin auch 
aus einem anderen Grunde dagegen: Wir müssen 
den demokratischen Kräften in Spanien durch unser 
Gespräch und durch unsere Solidarität dabei hel- 
fen, daß der Prozeß der Entwicklung zu einem frei- 
en und demokratischen Spanien, der bereits in 
Gang war, wieder in Gang gesetzt wird. Das ent- 
spricht unserem Interesse, nicht aber irgendwelche 
moralischen Aufrufe. 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident, in den bei- 
den letzten Jahrhunderten hat Spanien gewiß in ei- 
ner anderen politischen Tradition gestanden als 
viele andere westeuropäische Länder. Der Weg 
Spaniens in eine Demokratie ist daher auch schwe- 
rer, als von vielen von uns angenommen wird. Es 
hat ganz gewiß in letzter Zeit, wie unser Kollege 
Reale berichtet hat, eine Reihe von Ansätzen gege- 
ben, zu einer Demokratie in unserem Sinne vorzu- 
stoßen. Wir müssen aber heute sehen, daß dies von 
wenig Erfolg begleitet gewesen ist. Die Erklärung 
von Juan Carlos, daß es künftig vier bis fünf Par- 
teien in Spanien geben werde, hat noch nicht zu 
konkreten Schritten einer staatspolitischen Ände- 
rung geführt, sondern eher neue Gegenkräfte aus- 
gelöst. Es gibt also auch an verantwortlicher Stelle 


die erforderlichen Einsichten in kommende Not- 
wendigkeiten; doch fehlt es noch an der Bereit- 
schaft zur Durchsetzung dieser richtigen Erkennt- 
nisse oder auch an Mut zu einer Liberalisierung, 
die das Risiko explosionsartiger Kettenreaktionen 
in sich birgt. 

Unser Kollege Reale hat in einer ausgezeichneten 
Weise zum zweiten Male die Lage in Spanien ana- 
lysiert und dabei ein hohes Maß an Sachkunde und 
Objektivität an den Tag gelegt, immer in dem Be- 
mühen um Ausgewogenheit seines Berichtes. Aber 
es kennzeichnet die Situation in Spanien, daß das 
Land ihm diesmal nicht die Einreise gestattet hat. 
Dies, Herr Präsident, ist ein Vorgang, den sich der 
Europarat nicht ohne Reaktion bieten lassen 
kann. 

Trotzdem hat diese Versammlung nicht die Hoff- 
nung aufgegeben, daß es gelingt, Spanien in den 
Kreis der Demokratien zurückzuführen und es hier 
als Mitglied des Europarates zu begrüßen. Ohne 
Zweifel haben uns die jüngsten Ereignisse in der 
Verfolgung dieses Zieles beträchtlich zurückgewor- 
fen. Hinrichtungen haben noch immer Verstand 
und Seele der Mitmenschen bewegt oder erschüt- 
tert, auch wenn das Verfahren fair und die Strafe 
im Gesetz vorgesehen war. Um wieviel erschüttern- 
der sind sie erst dann, wenn das Verfahren kein ge- 
höriges Verfahren gewesen ist. Die allgemeine 
Welle der Entrüstung und Proteste wird von die- 
sem Gedanken beherrscht. 

Die Rolle des Europarates als Hüter der Men- 
schenrechte gebietet es aber auch, ins öffentliche 
Bewußtsein zu heben, daß der Anspruch auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit den erschossenen 
Polizisten nicht weniger gebührt als den terroristi- 
schen Gewalttätern. Jeder mag sich überlegen, wie 
seine Stellungnahme wäre, wenn sein Sohn oder 
der Mann der Familie erschossen worden wäre. 
Wir können keinen Unterschied machen, ob Terro- 
risten der PLO angehören oder ob es andere Terro- 
risten sind, die, gleichviel aus welchen Gründen, 
anderswo auf gleiche Weise glauben, für ihre Frei- 
heit kämpfen zu sollen. Da sind die einen nicht bes- 
ser als die anderen, wenn sie unschuldige Men- 
schen zu Tode befördern. 

Die gestrige Ankündigung der „FR AB", sie werde 
jetzt für jeden Hingerichteten weitere 20 Polizisten 
erschießen, ist eine Drohung, die mit drei gleichzei- 
tigen Morden und einem Mordversuch an verschie- 
denen Stellen zu gleicher Stunde in Madrid ihre 
Fürchte rlichkeit bereits erwiesen hat. Die Urheber 
dieser Taten dürfen nicht noch moralische Unter- 
stützung finden. 

Die Gefahr einer Zuspitzung der Gewalttaten be- 
steht darin, daß die gegenseitige Steigerung der 
Gewalt zu einem neuen bürgerkriegsähnlichen Zu- 
stand führen kann. Nach Meinung aller politisch 
verantwortlichen Persönlichkeiten, auch der illega- 
len Demokraten, die in Spanien leben, darf es nicht 
wieder zu einer bürgerkriegsähnlichen Auseinander- 
setzung kommen, denn dazu sitzen die Wunden 
noch zu tief — sie sind vielfach noch nicht ge- 
heilt — , die wir seit dem damaligen Bürgerkrieg 
empfinden. 
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Deshalb kann unsere Aufgabe im Europarat nur 
darin bestehen, nach beiden Seiten Mäßigung anzu- 
raten, hin zur Staatsspitze und zur Regierung, hin 
aber auch zu den Bewegungen, die hier mit Gewalt 
versuchen, Freiheit zu bringen. Das Schüren von 
Unruhen und ein gewaltsamer Übergang zu neuen 
Verhältnissen führen mit Sicherheit nicht zu einer 
Demokratie im Sinne der Menschenrechte, sondern 
allenfalls zu einer neuen Militärjunta oder zu einer 
Volksdemokratie. Beides wollen wir nicht. 

Deswegen lassen Sie mich, Herr Präsident, mit 
der Bemerkung schließen: In der Spannung, in der 
wir stehen und die jetzt entstanden ist, muß es un- 
sere Aufgabe sein, nichts zur Verschärfung der 
Lage im Lande und der Beziehungen zu Spanien 
beizutragen, sondern mit kühler Rationalität und si- 
cherem Realismus den Weg zur Liberalisierung in 
Spanien trotz allem weiter freilegen zu helfen. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich muß einleitend feststellen, daß 
mein deutscher Kollege Dr. Günther Müller mit sei- 
nem Beitrag vor dieser Versammlung bekundet hat, 
daß er in vielen Grundauffassungen mit dem fa- 
schistischen spanischen Informationsminister Leon 
Herrera y Esteban übereinstimmt. Im faschistischen 
Spanien, Herr Müller, werden Sie ganz sicher eine 
gute Presse haben. 

Herr Herrera y Esteban ging vor wenigen Tagen 
— ich werde es belegen — am späten Abend des 
26. September auf die aus seiner Sicht weltweit, 
wie er sagte, „antispanische Kampagne" ein; das 
sind dieselben Formeln, die Sie heute hier einge- 
führt haben. Er sprach dabei von „professionellen 
Anstiftern". 

Ich muß hier sagen, Herr Präsident, daß in weni- 
gen Minuten — in einer halben Stunde — Millio- 
nen von deutschen Arbeitnehmern aus Protest ge- 
gen die Vorgänge in Spanien die Arbeit niederle- 
gen werden. Vielleicht werden auch wir hier in 
dieser Versammlung — ich hoffe: nicht mit Mehr- 
heit — von den „Estebans" und „Müllers" als „An- 
stifter" klassifiziert werden. Das ist uns bei Diktato- 
ren und Faschisten auch in der Vergangenheit pas- 
siert. Das hat uns nicht schwächer, sondern stärker 
gemacht. 

Mit absoluter Deutlichkeit muß der Europarat 
heute gegen die durch Sondergerichts- und Schnell- 
verfahren ausgesprochenen, rechtsstaatlichen 
Grundsätzen hohnsprechenden Todesurteile gegen 
die angeblichen Terroristen und gegen die Voll- 
streckung der Todesurteile protestieren. Diese Ur- 
teile und ihre Vollstreckung sind offensichtlich ein 
Teil der innerpolitischen Auseinandersetzungen in 
Spanien und richten sich in letzter Konsequenz 
nicht gegen angebliche Terroristen, sondern gegen 
die Kräfte in Spanien, die das Land auf friedlichem 
Wege zu einem demokratischen Staat umwandeln 
wollen. 

In keinem Fall unterstützte ich Versuche, die in 
Spanien erfolgten Polizistenmorde herunterzuspie- 
len. Das ist eine brutale Form der politischen Aus- 
einandersetzung. So, wie ich Herrn Müllers Beitrag 
eingestuft habe, muß ich darstellen, daß ich mit Re- 


spekt gehört habe, was mein Kollege Amrehn in 
diesem Bereich beigetragen hat. Wenn aber Herr 
Esteban im spanischen Rundfunk weiter behauptet, 
daß die Staaten, die das Abkommen von Helsinki 
unterzeichnet haben, angeblich zu erkennen gege- 
ben hätten, daß ein Verstoß Spaniens gegen das 
dort geschlossene Abkommen nicht vorläge, kann 
ich nur feststellen, daß eine solche Behauptung 
eine Anmaßung und eine Lüge ist. Die in Spanien 
angewandten Gerichtsverfahren verstoßen gegen 
das von der spanischen Regierung bei der Unter- 
zeichnung der KSZE-Schlußakte in Helsinki gege- 
bene Versprechen, die Menschenrechte zu achten. 

Die Mißachtung der Menschenrechte kann nicht 
ohne Konsequenzen für unsere Beziehungen zur ge- 
genwärtigen spanischen Regierung bleiben. Ich 
habe mit Freude die Entscheidung zur Kenntnis ge- 
nommen, die unsere Kollegen im Europäischen Par- 
lament vollzogen haben. Wir müssen unseren Mini- 
sterrat auffordern, die Beziehungen zwischen dem 
Europarat und Spanien unter diesen Aspekten zu 
überprüfen. Der amtierenden spanischen Regierung 
muß durch uns heute klargemacht werden, daß der 
Weg Spaniens nach Europa, wie es Herr Reale sag- 
te, nicht über die Garotte und über die Gewehre 
von Hinrichtungskommandos führt. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident! Ich habe 
mit großer Bewegung — und so wird es auch ande- 
ren ergangen sein — meinem Vorredner Jean Cout- 
socheras zugehört. Wie wohl kein anderer hier im 
Hause hat er sein Leben gegen die Diktatur in sei- 
nem Land in den schwarzen Jahren der Militärdik- 
tatur in Griechenland gewagt. Er weiß schließlich, 
wovon er redet. Er weiß, und seine Freunde in 
Griechenland und unsere Freunde in Portugal wis- 
sen, und auch das spanische Volk weiß, wie wich- 
tig die „moralische Kompetenz" dieses Hauses — 
wie sie unser Berichterstatter, Herr Reale, genannt 
hat — im Sprechen und Formulieren der Grund- 
rechte ist. 

Der Faschismus, den manche in seinem politi- 
schen Anachronismus schon eigentlich nicht mehr 
als gefährlich ansahen, hat erneut sein wahres Ge- 
sicht gezeigt: als häßliche Fratze nackter Gewalt! 
Ohne auch nur die Spur von Rechtsstaatlichkeit ha- 
ben die Franco-Faschisten die Regimegegner hinge- 
richtet. Nicht die Proteste unserer Parlamente, 
nicht die Proteste der Regierungen Europas, selbst 
nicht die Proteste des Oberhaupts der Katholi- 
schen Kirche haben das Regime davon abgehalten, 
diese Urteile zu vollstrecken. 

Unsere tiefe Abscheu, Kolleginnen und Kollegen, 
ist unbeschreiblich. Kein Mitglied dieses Hauses 
darf sich aus gewissen Rücksichten in seiner demo- 
kratischen Haltung zurückhalten, sondern muß sie 
artikulieren, und zwar laut, deutlich und ohne Ein- 
schränkung. Der Kampf, der in diesem Hause um 
die Menschenwürde gekämpft wurde und wird, darf 
nicht zu Ende sein, bevor nicht die letzten Dikta- 
toren in Europa und in der Welt ihre Herrschaft 
aufgegeben haben. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, es gibt 
in Spanien selber Verbote der Demokratie und der 
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Freiheit, und dieser Augenblick ist sicherlich der 
angemessene, um ihnen, den Gegnern des Franco- 
Regimes in Spanien, unsere Solidarität mitzuteilen, 
eine Solidarität, die über das gesprochene Wort 
hinaus und in echter Hilfe bestehen sollte — wie 
immer und wodurch auch immer, unsere demokrati- 
schen Parteien sie ermöglichen können. 

Ich schließe meine Rede, Herr Präsident, meine 
Damen und Herren, mit dem Appell, für alle diese 
exemplarischen Widerstandskämpfer, eines Wider- 
standes ohne Gewalt, den katholischen Pater Lluis 
Maria Xirinachs zum Friedensnobelpreisträger 1976 
vorzuschlagen. Meine Freunde und ich haben eine 
Declaration ecrite vorbereitet, die eine Begründung 
enthält und uns allen die Möglichkeit eröffnet, ein 
Zeichen zu setzen: 

In Anbetracht der menschenfeindlichen faschis- 
tischen Politik des spanischen Franco-Regimes, 
die mit der Ermordung von fünf Regimegeg- 
nern am 26. September 1975 erneut ihren men- 
schenverachtenden Höhepunkt demonstrierte, 
machen die unterzeichnenden Mitglieder der 
Parlamentarischen Versammlung des Europara- 
tes das norwegische Komitee für den Friedens- 
nobelpreis auf den spanischen Widerstands- 
kämpfer Pater Lluis Maria Xirinachs, Barcelo- 
na, aufmerksam. 

Im Wissen darum, daß Zeichen der politischen 
Solidarität denen gegenüber, die ihrer Freiheit 
und demokratischen Grundrechte, wie sie na- 
mentlich das Statut des Europarats definiert, 
beraubt sind, nicht umsonst sind — wir erin- 
nern an die ungeheuer bedeutsame Demonstra- 
tion, die die Zuerkennung des Friedensnobel- 
preises an den antifaschisten Carl von Ossietz- 
ky im Konzentrationslager von Papenburg- 
Esterwegen 1936 für das demokratische 
Deutschland darstellte — , empfehlen wir Parla- 
mentarier des Europarats den Gewaltlosigkeit 
predigenden und lebenden katholischen katala- 
nischen Priester Xirinachs, der gegenwärtig 
wieder eingekerkert ist, mit dem Friedensno- 
belpreis 1976 auszuzeichnen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich bit- 
te herzlich um Unterstützung, Lassen Sie uns Zei- 
chen setzen! Solche werden ihre Wirkung nicht 
verfehlen. 

Dr. Mende (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Vor zwei Jahren — fast 
auf den Tag genau — haben wir hier den Zwi- 
schenfall auf dem Flugplatz Schwechat bei Wien 
debattiert und uns einmütig ganz entschieden ge- 
gen jede Form des Terrorismus ausgesprochen, von 
wem er auch immer ausgeht und wogegen er sich 
auch immer wendet. Ich glaube, das, was wir da- 
mals festgestellt haben, muß auch heute gelten. Der 
Terrorismus ist ein untaugliches Mittel, politische 
Veränderungen herbeizuführen, wenn man sich zur 
Charta der Vereinten Nationen, zu der Menschen- 
rechtscharta des Europarates und zu rechtsstaatli- 
chen demokratischen Ordnungen mit Grundrechten 
und Grundpflichten der Bürger bekennt. 


Natürlich ist — und Herr Cornelissen hat darauf 
hingewiesen — in einem tyrannisch geführten Ge- 
meinwesen — spätestens seit Sophokles und dem, 
was er in der „Antigone" beschrieben hat — auch 
die Ausnahme des Widerstandes „in tyrannos" er- 
laubt, Aber dieser sich auf einen ganz schmalen Be- 
reich beziehende erlaubte Widerstand — die 
Rechtspflicht vielleicht sogar, nicht nur das Recht 
zum Widerstand — gegen den Tyrannen dürfte in 
diesem Fall, den wir heute behandeln, keineswegs 
herangezogen werden. Es muß dabei bleiben: Terro- 
rismus ist ein untaugliches Mittel, wogegen er sich 
auch richten und von wem er auch ausgehen 
mag. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, vor zwei Jah- 
ren auf den Tag hat die damalige Ministerpräsiden- 
tin des Staates Israel, Frau Golda Meir, hier ge- 
sprochen. Wir waren tief beeindruckt von der 
Menschlichkeit, die aus ihrer Rede sprach, von ih- 
rem Friedenswillen und davon, wie sie den Arabern 
die Hände entgegenstreckte. Dennoch gab es drei 
Tage später den Beginn des Yom Kippur-Krieges 
mit allen schrecklichen Verlusten auf beiden Seiten 
Es hat dann fast zwei Jahre gedauert, um ein eini- 
germaßen wieder erträgliches Verhältnis zwischen 
Israel und Ägypten herbeizuführen — lange ge- 
nug! 

Ich hoffe, daß sich auch die spanischen Verhält- 
nisse ändern werden. Es hat gegenwärtig den An- 
schein, als ob man eine Eskalation von Terror und 
Antiterror befürchten müßte. Ich bin aber davon 
überzeugt, daß Spanien eines Tages • — hoffentlich 
viel früher, als es bei Griechenland der Fall war, 
wo es sieben Jahre gedauert hat — hier vertreten 
sein wird. Wir wollen ihm dabei helfen, hierher zu 
gelangen. Die Frage ist, Herr Präsident: Mit wel- 
chen Mitteln helfen wir dem spanischen Volk, 
schrittweise seine Freiheit zum erreichen und hier- 
her zugelangen? Durch eine Isolierung? — Ich 
glaube, nein. 

Es ist ein Widerspruch, sich darüber zu beklagen, 
daß Herr Reale nicht nach Spanien konnte, gleich- 
zeitig aber hier die Isolierung Spaniens zu propa- 
gieren, nicht nur der Regierung, nicht nur der 
Machthaber, sondern auch des Volkes. Mir scheint 
die Mobilisierung der öffentlichen Meinung auf 
vielen Wegen ein besseres Mittel der Einflußnahme 
auf totalitäre Systeme zu sein, als es die bequeme, 
mechanistische Isolierung ist. Diese ist zwar das 
einfachste, aber auch das schlechteste Mittel, um 
totalitäre Systeme schrittweise zu demokratisie- 
ren. 

Ich freue mich, daß Herr Amrehn und Herr Flet- 
cher hier großartige Erklärungen zur evolutionären 
Entwicklung in Spanien abgegeben und entschieden 
einer revolutionären, vielleicht im Bürgerkrieg ku- 
mulierenden Entwicklung widersprochen haben. 
Auch freue ich mich, daß Herr Fletcher, was auch 
immer geschehen mag, eindringlich vor Rache und 
Vergeltung gewarnt hat. Hier in diesem Hause, wo 
die Menschenrechtscharta oberstes Prinzip ist, soll- 
ten Rache und Vergeltung keine politischen Ratge- 
ber sein. 
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Lassen Sie mich schließen; Misericordia, Mitleid 
sowohl mit den Gemordeten und deren Angehöri- 
gen als auch mit den Mördern, soweit sie nicht in 
den vollen Rechtsschutz eines Rechtsstaates in ih- 
ren Verfahren gekommen sind, Humanitas, der Wil- 
le zur Vermenschlichung des politischen Lebens, 
und schließlich Justitia, Gerechtigkeit gegenüber 
Schuldigen und Unschuldigen! 

Ein letztes Wort an die Herren der Kommunisti- 
schen Partei Frankreichs, die hier sind. Herr Bou- 
cheny sagte, der kalte Krieg ist spätestens nach 
Helsinki zu annullieren. — Einverstanden! Das muß 
dann aber auch für Erich Honecker gelten! Ich 
kann jedenfalls aus dem Bereich, aus dem ich poli- 
tisch-parlamentarisch herkomme, aus dem Grenzge- 
biet Hessens zu Thüringen, berichten, daß noch wei- 
ter automatische Schießanlagen eingebaut werden. 
Sie sind genauso unmenschlich wie die Garotte in 
Spanien. Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
überall zu verurteilen, Herr Boucheny, das stünde 
den Kommunisten gut an. 

Zu Ziffer 6 der später angenommenen Entschlie- 
ßung 599 brachte Abg. Lord Beaumont of Whitley 
(Großbritannien) einen Ergänzungsantrag ein, dem- 
zufolge die Versammlung das Anwachsen von Ter- 
rorakten, die „gegen Unschuldige" verübt werden, 
bedauert. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine ver- 
ehrten Kollegen! Ich bin zwar nicht ganz sicher, ob 
der Antrag von Lord Beaumont dem gerecht wird 
und in völlig reiner Form das zum Ausdruck bringt, 
was er uns sagen will. Aber ich möchte hier nach- 
drücklich betonen, daß ich den Antrag begrüße, 
weil ex die Versammlung im Blick auf einige Bei- 
träge des heutigen Vormittags darauf aufmerksam 
macht, daß es schwierig ist, eine Grenze zwischen 
Terrorismus und Widerstandsrecht zu ziehen. Ich 
will das nur mit einer Frage deutlich machen, näm- 
lich mit der Frage, ob der Attentäter vom 20. Juli 
1944 in meinem Lande, Graf Stauffenberg, ein Ter- 
rorist oder ein Widerstandskämpfer war. Die Ant- 
wort hat die Geschichte gegeben. 

Abg. Frau Aasen (Norwegen) und Abg. Stof feien 
(Niederlande) brachten zu der Entschließung 599 ei- 
nen (von der Versammlung nicht angenommenen) 
Änderungsantrag Nr. 7 ein, der den völligen Aus- 
schluß Spaniens von allen Organen und Aktivitäten 
des Europarates vorsah, solange die Menschenrech- 
te durch das gegenwärtige spanische Regime ver- 
letzt würden. Dagegen wurde der von den Abg. 
Richter, Sieglerschmidt, Dr. Ahrens, Amrehn u. a. 
eingebrachte Änderungsantrag Nr. 9 von der Ver- 
sammlung angenommen; er ist als Ziff. 8 in der Ent- 
schließung 599 enthalten. 

Sieglerschmidt (SPD); Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kollegen! Ich möchte gerne sagen, war- 
um ich zu meinem Bedauern den Antrag meiner 
Freunde Aasen und Stoffelen nicht unterstützen 
kann. Gleichzeitig möchte ich den Antrag Nr. 9 be- 
gründen. 


Wenn das richtig wäre, was im Antrag Nr. 7 ge- 
sagt wird, dann hätte sich der Ministerrat einer 
schweren Unterlassung schuldig gemacht. Er hätte 
dann nämlich Spanien schon längst ausschließen 
müssen; ja, es hätte überhaupt gar nicht in die in- 
tergouvernementale Zusammenarbeit aufgenommen 
werden dürfen, weil nämlich in Spanien — und das 
wußte jedermann im Zeitpunkt der Aufnahme — 
die freiheitlichen Prinzipien und Menschenrechte 
verletzt werden. Das ist nicht erst seit gestern oder 
heute der Fall. 

Darüber hinaus müßte bei Annahme dieses An- 
trags die Versammlung fordern, Jugoslawien sofort 
ebenfalls von der intergouvernementalen Zusam- 
menarbeit auszuschließen; denn auch dort werden 
die Menschenrechte unbestreitbar verletzt. Zwar 
werden sie dort — dies möchte ich sagen, um Miß- 
verständnissen vorzubeugen — im Augenblick 
nicht in einer so schrecklichen Weise verletzt, wie 
es jetzt in Spanien geschehen ist, aber sie werden 
auch dort verletzt; Beispiele sind in der Debatte ge- 
nannt worden. 

Ich glaube zwar zu wissen, was die Antragsteller 
wollen, und billige auch die Richtung. Aber so 
geht es nicht. Deshalb bitte ich um Annahme des 
Antrags Nr. 9. Er geht davon aus, daß selbstver- 
ständlich von dem dazu zuständigen Ministerrat ge- 
prüft werden muß, ob hier und heute und in der 
nächsten Zeit die Zusammenarbeit in den intergou- 
vernementalen Institutionen in der gleichen Weise 
und in der gleichen Intensität fortgesetzt werden 
kann. Ich stimme insoweit dem schwedischen Mini- 
ster, der hier gesprochen hat, darin zu, daß die kul- 
turelle Zusammenarbeit im Augenblick in der Tat 
eine besonders empfindliche Angelegenheit sein 
mag. Aber, vermehrte Kollegen, sollen wir denn 
etwa die spanischen Vertreter aus dem Europä- 
ischen Patentamt hinauswerfen? Ein Abkommen 
über ein solches Patentamt hätte doch jeder auch 
mit der Sowjetunion unter Stalin abgeschlossen. 
Das ist also eine Sache, die auf einer ganz anderen 
Ebene liegt. 

Ich glaube deshalb, daß etwas differenzierter for- 
muliert werden muß, und dem trägt meines Erach- 
tens der Antrag Nr. 9 Rechnung, in dem er ersucht, 
die Praxis der Zusammenarbeit in den verschiede- 
nen Bereichen der intergouvernementalen Zusam- 
menarbeit zu prüfen. 

Richter (SPD): Der Antrag wurde vom Kollegen 
Sieglerschmidt bereits begründet. Wir sind bei der 
Antragstellung davon ausgegangen, daß eine ähnli- 
che Situation entstehen könnte, wie sie jetzt ent- 
standen ist, und daß das Ziel, das der Kollege Ma- 
bon einführend dargestellt hat, nämlich eine große 
Mehrheit für eine weiterführende Regelung zu ge- 
winnen, nicht erreicht werden kann. Ich glaube, der 
Antrag ist eine Basis, auf der wir jetzt zu einem ge- 
meinsamen Ergebnis kommen können. 

Amrehn (CDU/CSU): Diesen Gesichtspunkt von 
Herrn Kollegen Richter möchte ich nachdrücklich 
unterstützen. Wir sind hier an einem Punkt, wo es 
wirklich gelingen könnte, zu einer gemeinschaftli- 
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eben, von allen getragenen Entschließung zu kom- 
men. Der Antrag ist ohne das Subamendement inhalt- 
lich dem ähnlich, den wir soeben abgelehnt haben. 
Zwar steht darin nur das Wort „suspendieren"; 
eine Suspension hätte aber die gleichen Konse- 
quenzen, wie sie Lord Duncan Sandys hier darge- 
stellt hat. Dies ist einer der entscheidenden Punkte, 
wo durchaus gesagt werden kann, daß die Regie- 
rungen oder der Council of Ministers imstande 
sind, fallweise zu unterscheiden, ob hier die eine 
oder andere Verbindung gestoppt oder nicht ge- 
stoppt werden soll. Hier wollen wir gewissermaßen 
eine Prüfungsermächtigung geben. Eine generelle 
Suspension aber halten wir für falsch. 

Wenn dieser Antrag — Subamendement Nr. 1 — • 
nicht durchkäme, würde die ganze Entschließung 
möglicherweise darunter leiden, daß sie nicht von 
der Gesamtheit der Versammlung getragen werden 
kann. Das ist gewissermaßen der letzte Punkt, zu 
dem wir unsererseits sehr viel beigetragen haben. 

Der Präsident weist Abg. Amrehn darauf hin, daß 
im Augenblick über den Änderungsantrag Nr. 9 de- 
battiert werde und nicht über Änderungsantrag 
Nr, 8. In diesem waren die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten aufgefordert worden, ihre Zusammen- 
arbeit mit dem gegenwärtigen spanischen Regime 
zu suspendieren. Er wurde jedoch nur in der Fas- 
sung des 1. Änderungsantrags zum Änderungsan- 
trag Nr. 8 — eingebracht von den Abg. Siegler- 
schmidt, Dr, Holtz, Richter, Dr. Ahrens, Frau von 
Bothmer u. a. — angenommen und bildet jetzt die 
Ziffer 9 der Entschließung 599. 

Amrehn (CDU/CSU): Das gilt in ähnlicher Form 
für das Subamendement Nr. 1 zum Amendement 
Nr. 8. Der Unterschied ist nur, daß wir uns mit dem 
Subamendement Nr. 1 zum Amendement Nr. 8 an die 
Regierungen und im Amendement Nr. 9 an den Rat 
der Minister wenden. Im übrigen ist der Inhalt wenn 
nicht gleich, so doch sehr ähnlich. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kollegen! Ich will es möglichst kurz ma- 
chen. Der Kollege Amrehn hat recht gehabt: Es ist 
im Grunde genommen die gleiche Problematik wie 
bei den Amendements Nr. 7 und 9. Der Antrag Nr. 8 
verlangt, die Zusammenarbeit mit dem aktuellen 
spanischen Regime auszusetzen, das heißt, auf eine 
unbestimmte Zeit zu unterbrechen. Dieses soll also 
den Regierungen der Mitgliedstaaten empfohlen 
werden. 

Nun wissen wir, daß auf einer ganzen Reihe von 
Gebieten eine Zusammenarbeit besteht, die nicht 
notwendigerweise etwas mit dem Schrecklichen zu 
tun hat, was jetzt in Spanien geschehen ist, die im 
Gegenteil notwendig ist, weil sie der Demokratisie- 
rung in Spanien dient. Ich denke beispielsweise an 
die Zusammenarbeit bei der Durchführung der 
Gastarbeiterabkommen. Ich glaube, daß es gut ist, 
wenn spanische Gastarbeiter in unsere Länder kom- 
men. Ich brauche nicht weiter auszuführen, warum 
das im Zusammenhang mit unserer Debatte gut 
ist. 


Aus diesem Grunde waren die Antragsteller der 
Meinung, daß es besser sei, auch hier zu modifizie- 
ren und den Regierungen der Mitgliedstaaten zu 
empfehlen, die Modalitäten ihrer Zusammenarbeit 
mit dem gegenwärtigen spanischen Regime zu 
überprüfen und in jedem Falle von einer Weiter- 
entwicklung dieser Zusammenarbeit, dieser Bezie- 
hungen, abzusehen, das heißt: ein Einfrieren dieser 
Beziehungen, Herr Präsident. 

Abg. Forni (Frankreich) bemerkt, daß die Ver- 
sammlung in eine regelrechte Falle gegangen sei, 
die man ihr mit dem 1. Änderungsantrag zum Ände- 
rungsantrag Nr. 8 sowie mit dem Änderungsantrag 
Nr. 9 gestellt habe. 

Amrehn (CDU/CSU): Wir haben doch Gelegen- 
heit gehabt, über das Verfahren zu debattieren. Ich 
wehre mich dagegen, den Kollegen zu unterstellen, 
daß sie in eine Falle gegangen seien. Hier ist jeder 
von solcher Beschaffenheit im Kopfe und in der Be- 
urteilung der Lage, daß er sich einen solchen Vor- 
wurf nicht machen lassen muß, Opfer einer solchen 
Falle oder Opfer derjenigen gewesen zu sein, die 
dann eine solche Falle gestellt haben müßten. Ich 
glaube, eine solche Art der Diskussion sollten wir 
hier nicht führen. 

Zweitens. Auch diejenigen, die mit großer Ent- 
schiedenheit gegen diese und andere Diktaturen ge- 
standen haben oder stehen, sehen, daß mit einem 
solchen Antrag, wie er mit dem Änderungsantrag 
Nr. 7 vorgelegt worden war, nicht das Rgime ge- 
schädigt wird, sondern die Menschen geschädigt 
werden, die von einer solchen Zusammenarbeit auf 
bestimmten wissenschaftlichen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Gebieten noch etwas haben. Wir 
wollen nicht die Menschen schädigen, wenn wir 
das Regime treffen wollen. 

Drittens. Es wird völlig übersehen, daß diese Zu- 
sammenarbeit, von der hier die Rede ist, in unend- 
lich vielen Fällen gerade mit jenen Menschen statt- 
findet, die in Spanien die Kritiker oder die Gegner 
des Regimes selber sind. Das trifft bis zum heutigen 
Tag auf weiten Feldern der kulturellen Arbeit zu. 
Gerade diese Menschen sollten wir nicht wegen der 
Kränkung, die sie durch einen solchen Beschluß er- 
fahren würde, noch dazu bringen, sich mit Franco 
zu solidarisieren. Wir haben ja bereits gewisse Er- 
scheinungen der Ablehnung von Beschlüssen, die 
wir hier fassen, nicht bloß bei Franco-Freunden, 
sondern auch bei denen, die sich durch solche Be- 
schlüsse in ihrem nationalen Stolz getroffen fühlen. 
Hier ist einer der entscheidenden Punkte, wo wir 
Menschen treffen, die alles andere als Freunde 
Francos sind. 

Deswegen beigrüße ich den Änderungsantrag, der 
dazu gestellt worden ist. Ich möchte ihn nachdrück- 
lich unterstützen, weil seine Nichtannahme die Ein- 
heitlichkeit unseres Votums erheblich gefährden 
würde. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 
denjenigen meiner Freunde, die mich hier hart kri- 
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tisiert haben, jetzt nicht antworten, sondern mir 
das versagen. Das machen wir vielleicht einmal bei 
anderer Gelegenheit. Ich möchte sie nur daran erin- 
nern, was für Beschlüsse in bezug auf die Tsche- 
choslowakei nach dem 21, August 1968 landauf, 
landab im demokratischen Europa gefaßt worden 
sind und was davon nach sechs Monaten noch üb- 
riggeblieben ist. Ich begrüße das nicht; aber ich 
möchte mit dieser Bemerkung davor warnen, Be- 
schlüsse zu fassen, die heute zwar emotional ver- 
ständlich sind und sehr gut klingen, von denen man 
aber von vornherein weiß, daß sie nicht durchge- 
halten werden. 


Entschließung 599 (1975) 

betr. die Lage in Spanien 

Die Versammlung 

1. erinnert an ihre Entschließung 575 (1974) betr. 
die Lage in Spanien; 

2. ist zutiefst beunruhigt über die jüngsten Ent- 
wicklungen auf der Iberischen Halbinsel; 

3. verurteilt die Entscheidung des spanischen 
Staatsoberhaupts, die Vollstreckung von To- 
desstrafen an fünf des Terrorismus angeklagten 
jungen Männern zuzulassen — nach einem 
höchst summarischen, die elementarsten Rechts- 
grundsätze verletzenden Verfahren und trotz 
aller von der internationalen Gemeinschaft er- 
hobener Appelle, doch Milde walten zu lassen 
— und stellt mit Besorgnis fest, daß noch viele 
ähnliche Verfahren anhängig sind; 

4. bedauert die immer stärkere Unterdrückung 
durch das derzeitige Regime, das durch seine 
offenkundige Verletzung der Menschenrechte 
jeder Entwicklung in Richtung Demokratie in 
Spanien entgegensteht; 

5. möchte jedoch darauf verweisen, daß auch an- 
dere nichtdemokratische Regime in anderen 
europäischen Ländern der offenkundigen Unge- 
rechtigkeit und Unterdrückung sowie der Ver- 
letzung der rechtlichen Garantien und der 
Menschenrechte anzuklagen sind und daß sie 
mit der gleichen Schärfe verurteilt werden soll- 
ten; 

6. bedauert die Zunahme der von bestimmten 
Minderheitsgruppen in Spanien gegen Unschul- 
dige verübten Terrorakte; 

7. ist davon überzeugt, daß die überwältigende 
Mehrheit des spanischen Volkes den raschen 
und geordneten Übergang vom derzeitigen au- 
toritären Regime zu einem freien parlamentari- 
schen System befürwortet, in dem der Partei- 
pluralismus garantiert ist; 

8. äußert die Hoffnung, daß das Ministerkomitee 
des Europarates die bestehende Praxis der zwi- 
schenstaatlichen Zusammenarbeit zwischen dem 
Europarat und Spanien in den einzelnen Be- 
reichen, in denen sie stattfindet, überprüft; 


9. ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten 
des Europarates, die Modalitäten ihrer Zusam- 
menarbeit mit dem derzeitigen spanischen Re- 
gime zu überprüfen und diese Zusammenarbeit 
unter den gegebenen Umständen jedenfalls 
nicht zu erweitern; 

10. bekräftigt ihre Überzeugung, daß der Beitritt 
eines demokratischen Spanien zu den europä- 
ischen Organisationen sowohl für Spanien als 
auch für diese Organisationen vorteilhaft 
wäre; 

11. geht davon aus, daß die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten den Grundsätzen der Demokratie 
und der Menschenrechte in allen Verhandlun- 
gen mit Spanien fest verbunden bleiben, dabei 
aber deutlich zeigen, daß dieses Land ihrer un- 
eingeschränkten Unterstützung sicher sein kann, 
sobald es sich zu diesen Grundsätzen bekennt; 

12. hofft, daß Spanien bald seinen Platz in der Fa- 
milie der demokratischen europäischen Natio- 
nen im Europarat einnehmen wird. 


Tagesordnungspunkt: 

Die europäische Raumfahrtbehörde 

(Drucksache: 3655) 

Berichterstatter; Abg. Treu 

Ansprache des belgischen Staatssekretärs für 
Wissenschaftspolitik Gaston Geens, amtieren- 
der Präsident der Europäischen Raumfahrt- 
konferenz 

Richter (SPD) ; Herr Staatssekretär, Sie haben uns 
ein überaus genaues Bild der gesamten europä- 
ischen Situation gezeichnet, so daß wir eigentlich 
gar nicht mehr so viel zu fragen brauchen. Aber 
vielleicht darf ich darauf hinweisen, daß dieses 
Haus in dieser Sitzungsperiode noch mit den Ame- 
rikanern über die Beziehungen zwischen dem Euro- 
parat und den USA diskutieren wird. Wenn ich an 
vergangene Epochen in der Raumfahrt denke, muß 
ich mit Dankbarkeit sagen, daß wir immer dann, 
wenn wir bemüht waren, Forschungsprogramme zu 
realisieren, dies Tn voller Partnerschaft mit den 
Amerikanern tun konnten. Wenn ich jedoch z. B. an 
INTELSAT denke, muß ich sagen, daß die Amerika- 
ner, wenn es um kommerzielle Anliegen, um Fra- 
gen der Nutzung ging, sehr handfest ihre eigenen 
Interessen vertreten haben. Vielleicht brauchen wir 
für die neue Phase der europäischen Raumfahrt — 
Sie haben Teile des Programms, die in Zusammen- 
arbeit mit den Amerikanern verwirklicht werden 
sollen, dargestellt — auch auf der amerikanischen 
Seite ein Klima, das eine echte Zusammenarbeit 
zwischen Amerika und Europa ermöglicht. Ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie ein paar Anmerkungen zu 
dem derzeitigen Klima in den Vereinigten Staaten 
machen könnten. 

Wir geben in der Empfehlung der Hoffnung Aus- 
druck, daß sich die Zahl der ESA-Partner in Europa 
erweitert. Darf ich Sie fragen, ob sich ein gewisser 
Hoffnungsschimmer in diesem Bereich zeigt. 
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Schließlich bedanke ich mich dafür, daß Sie ein 
derartig kohärentes Programm der ESA dargestellt 
haben. Es wird natürlich immer neue Verlockungen 
geben, auch neue Verlockungen der Industrien und 
solche, die von den Technologen ausgehen. Ich 
denke hier an Stichworte wie „Einfach-Rakete" und 
vergegenwärtige mir die Gefahr, die dadurch ein- 
treten könnte, daß sich erneut Zersplitterungen er- 
geben. Auf der anderen Seite sehe ich aber auch, 
wie intensiv — das hat Herr Treu, unser Berichter- 
statter, schon gesagt — wir für Ariane und die Er- 
haltung von Kourou gekämpft haben. Ich möchte 
Sie fragen: Wie energisch ist der Wille der Agen- 
tur, eine weitere Zersplitterung in Zukunft zu ver- 
meiden? 

Staatssekretär Geens erwidert, daß die Europä- 
ische Raumfahrtbehörde mit der NASA im Rahmen 
des Spacelab- Abkommens, des „International Ultra- 
violet Explorer-" und des „International Sun-Earth 
Explorer" -Programms zusammenarbeite und daß der 
Start eines europäischen Satelliten durch die NASA 
vorgesehen sei. Die Mitgliederzahl der ESA betrage 
zur Zeit 10, es sei aber wahrscheinlich, daß Öster- 
reich, Irland und Norwegen in Kürze bei träten. 

Richter (SPD): Frau Präsidentin! Ich brauche nur 
eine Minute. Mir obliegt es, zunächst einmal Ihnen, 
Herr Staatssekretär Geens, für Ihren Besuch und 
für die sehr ausführlichen Informationen zu dan- 
ken, die Sie zu geben in der Lage waren. Wir 
haben es mit zahlreichen internationalen Orga- 
nisationen zu tun. Unsere Arbeit als Parlamen- 
tarier ist nicht jedesmal mit einem solchen Er- 
folgserlebnis verbunden wie bei Ihnen. Ich spreche 
der European Space Conference sowie der Agentur 
und damit auch Ihnen meine Glückwünsche zu dem 
aus, was in den letzten zwei, drei Jahren erreichbar 
gewesen ist. Schließlich danke ich auch den Red- 
nern, die sich an der Debatte beteiligt haben, sowie 
unserem Berichterstatter, Herrn Treu. Mein Ein- 
druck ist allerdings — und das sollte ich hier noch 
sagen — , daß sich die Mehrheit der Kollegen im 
Ausschuß sehr intensiv für die Erhaltung der Basis 
in Kourou eingesetzt hat. Ich bin darüber sehr froh 
und weiß mich darin — im Gegensatz zu dem Kol- 
legen Warren — in Übereinstimmung mit der brei- 
ten Mehrheit meiner Kollegen; denn dies ist eine 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Tätigkeit in 
der Zukunft. 

Empfehlung 765 (1975) 
betr. die Europäische Raumfahrtbehörde 

Die Versammlung 


11. empfiehlt dem Ministerkomitee, die Regierun- 
gen der betreffenden Mitgliedstaaten aufzufor- 
dern, 

i) die ESA-Konvention noch vor dem 21. De- 
ber 1975 zu ratifizieren; 


ii) mindestens einmal jährlich auf Minister- 
ebene im ESA-Rat zusammenzutreten; 

iii) vermittels der ESA die europäische Raum- 
fahrtpolitik in solchen Organisationen wie 
den Vereinten Nationen, Intelsat, der 
Weltorganisation für Meteorologie, der 
Internationalen Fernmeldeunion und der 
UNESCO zu koordinieren; 

iv) zusammen mit der Raumfahrtbehörde der 
Gestaltung einer Industriepolitik, der 
Schaffung von einsatzbereiten Systemen 
für Anwendungssatelliten und deren Ver- 
bindung zu anderen internationalen Syste- 
men, einer Marktanalyse gefolgt von einer 
Marktstrategie, der Definition einer Betei- 
ligung Europas nicht nur am amerikani- 
schen Raumfährensystem, sondern auch an 
künftigen von den USA oder sonstigen 
Staaten in Angriff genommenen Systemen 
Vorrang zu geben; 

12. empfiehlt, daß das Ministerkomitee 

die Regierungen der Mitgliedstaaten des Euro- 
parates, die noch nicht Mitglied der ESA sind, 
auffordert, die Möglichkeit einer Vollmitglied- 
schaft oder einer Assoziierung mit der Raum- 
fahrtbehörde zu erwägen. 


Tagesordnungspunkt: 

19. Tätigkeitsberidit des Sonderbeauftragten des 
Europarates für nationale Flüchtlinge und Über- 
bevölkerung sowie Stellungnahme der Ver- 
sammlung 

(Drucksachen: 3623 und 3652) 

Berichterstatter: Abg. Radinger 

Tagesordnungspunkt: 

19. Tätigkeitsbericht des Zwisdienstaatlichen 
Komitees für europäische Auswanderung 
(CIME) sowie Stellungnahme der Versammlung 

(Drucksachen: 3605 und 3641) 

Berichterstatter: Abg, Hulpiau 

Dr. Enders (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Der 19. Tätigkeitsbericht 
des Sonderbeauftragten des Europarats für nationa- 
le Flüchtlinge und Überbevölkerung, der dem Zeit- 
raum vom 1. Januar 1973 bis zum 31. Dezember 
1974 umfaßt, gibt willkommene Gelegenheit, den 
Blick und das Gewissen auf einen Flüchtlingsstrom 
zu lenken, der sich im Frühjahr dieses Jahres durch 
und aus Südvietnam in die übrige Welt ergoß. Wie 
groß die Zahl derjenigen ist, die dort ihre Heimat 
verließen und unstet nach einer neuen Bleibe such- 
ten, ist unbekannt, doch sicher werden es mehr als 
150 000 Menschen sein, die sich auf die Flucht be- 
gaben. 
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Die Gründe dafür waren recht unterschiedlich 
und mögen folgenden Ursachen entspringen; Er- 
stens Flüchtlinge, die sich vor der heranrollenden 
Kriegslawine zu retten versuchten. Mit Angehöri- 
gen zusammen, mit Hab und Gut beladen, verließen 
sie ihre Dörfer, um im Süden des Landes Schutz zu 
suchen. Diese Hoffnung erwies sich als trügerisch, 
denn es gab kein Entfliehen vor den herannahen- 
den Truppen des Vietkong. Auch diejenigen, die 
mit Schiffen über See ihr Heil suchten, zum größten 
Teil unzulänglich ausgestattet und nicht ausrei- 
chend versorgt, fanden sich in den Hafenstädten 
wieder dem gleichen trostlosen Schicksal ausge- 
setzt wie zuvor. 

Die zweite Ursache waren Flüchtlinge, die auf 
Grund der Propaganda, die eine Art Kommunisten- 
panik hervorrief, sich auf die Flucht nach Süden in 
Richtung auf die Hauptstadt Saigon begaben. Nach 
der Horrorpsychose „Rette sich, wer kann" suchten 
sie in übereilter Flucht das Leben zu retten. In die- 
se Kategorie der Flüchtlinge kann man Menschen 
einordnen, die dem Vorwurf der Kollaboration mit 
dem Feind oder ein Quisling oder Kriegsgewinnler 
zu sein ausgesetzt waren. 

Es gab auch die geplante Flucht mit Hilfe der 
kriegführenden Mächte nach Australien, USA oder 
in andere Staaten, für die Flugzeuge und Schiffe 
zum Abtransport der Menschen bereitstanden. Sze- 
nen tiefer Erschütterung kommen in Erinnerung, 
wenn man bedenkt, daß sich Menschen in ihrer 
Angst an Flugzeuge klammerten, bis sie erfroren 
oder entkräftet abstürzten. In diesem Zusammen- 
hang fragt man sich heute auch, warum ganze Kin- 
derheime evakuiert wurden, und man hat rückblik- 
kend kaum noch Verständnis für diese Maßnah- 
men. 

Als vierten Punkt möchte ich die überstürzte 
Flucht von Südvietnamesen über die Landesgrenze 
hinweg in Nachbarländer oder auch mit primitiven 
Booten und Barkassen über das Meer erwähnen. Ob 
diese Menschen ihr Ziel erreichten, unterwegs den 
Tod fanden oder heute noch vermißt sind, bleibt in 
der Mehrzahl der Fälle ungewiß. 

Schließlich kann auch das traurige Los der 
Flüchtlinge nicht verschwiegen werden, die in an- 
deren Ländern wie Kambodscha oder Laos auf die 
Flucht gingen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es sind 
erst wenige Monate seit diesen furchtbaren Ereig- 
nissen vergangen. Dennoch ist manches in Verges- 
senheit geraten. Geblieben aber sind die Not und 
das Elend, gegenüber deren Linderung wir die Ver- 
antwortung tragen. Die Situation nach der Beendi- 
gung der Kampfhandlungen in Südostasien war so, 
daß Abertausende von Menschen in Guam, Singa- 
pur, Hongkong, Japan, Formosa, Malaysia, Südko- 
rea und anderen Staaten eintrafen. Die Verhältnisse 
in den Flüchtlingslagern waren primitiv, teilweise 
katastrophal. Wer Wertobjekte retten konnte, ge- 
hörte zu den Privilegierten und kam rascher zu 
Papieren oder zu einem Paß. Wer nur das besaß, 
was er auf dem Leibe trug, war der Not ausgesetzt. 


Es fehlte an Lebensmitteln und an Kleidung, Kinder 
wurden mißbraucht, Frauen zur Prostitution ge- 
zwungen. 

Um den Flüchtlingen zu helfen, ist die Unterstüt- 
zung der vom Krieg verschonten Staaten notwen- 
dig, die C. I. M. E., deren Bericht wir hörten, trans- 
portierte vom 25, April bis Mitte September dieses 
Jahres etwa 13 000 Personen aus den Notgebieten, 
davon rund 7 000 in die USA. Außerdem bemühte 
sie sich um die Rückführung geflohener Personen 
nach Vietnam. Trotz der Ausgabe von nahezu 
20 000 Formularen scheint die Überprüfung der 
Zahl der Einzelfälle gering zu sein, und die der Ge- 
nehmigungen zur Repatriierung ist ebenfalls nicht 
groß. 

In Verbindung mit dem Hohen Kommissar der 
Vereinten Nationen und dem Internationalen Roten 
Kreuz liefen Hilfsprogramme für Südostasien an. Es 
gilt, Nahrung, Kleidung, Medikamente und andere 
lebensnotwendige Dinge für die vom Krieg geschla- 
genen Menschen in einer ersten Dringlichkeitsope- 
ration bereitzustellen. Ferner muß laufende Hilfe 
geleistet werden für die Unterbringung der Flücht- 
linge, für die Lieferung von landwirtschaftlichen 
Geräten, für die Wiederherstellung der Verkehrs- 
wege, Häfen und Fabrikationsanlagen. 

Millionen von Dollars konnten für den Wieder- 
aufbau der vom Krieg zerstörten Länder und zur 
Linderung der Not der Bevölkerung zur Verfügung 
gestellt werden. Doch weitere Beträge sind für die 
Verwirklichung der Kurz-, Mittel- und Langzeitpro- 
gramme erforderlich. Von allen Ländern der Erde 
wird ein großes Maß von Solidarität und Opferbe- 
reitschaft erwartet. Die Staaten Europas, die bisher 
schon in eigener Verantwortung und Regie be- 
trächtliche Hilfsmaßnahmen organisierten und 
durchführten, sollten auch weiterhin die Program- 
me der internationalen Organisationen unterstüt- 
zen, damit den so hart geprüften Menschen in Süd- 
ostasien rasch geholfen wird und die Kriegsfolgen 
bald überwunden werden. 

Danke schön. 


Frau Dr. Wolf (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
muß mich eigentlich entschuldigen; ich hatte mich 
zu dem Bericht von Herrn Schneiter gemeldet. Ich 
will jetzt nur noch einige Bemerkungen zu einem 
Punkt machen, bei dem sich meines Erachtens die 
beiden Berichte überschneiden. Dieser Punkt be- 
trifft die Sorge für die Menschen aus dem Mittel- 
meerraum. Ich habe mit Freude festgestellt, daß 
sich die Organisation C. L M. E., deren vielfache 
Leistungen wir ja ohne Zweifel überall anerkennen 
können, gerade der Wanderarbeitnehmer und ins- 
besondere derjenigen im Mittelmeerraum mit der 
Einrichtung von Informationszentren annehmen 
will. Wenn diese Informationszentren erfolgreich 
sein sollen, ist es meines Erachtens notwendig, daß 
auch die Zusammenarbeit zwischen den Regierun- 
gen der Aufnahmeländer und der Heimatländer 
sehr intensiviert wird. Eine richtige Information 
kann sicher nicht gegeben werden, wenn diese Zu- 
sammenarbeit nicht garantiert ist. Ich möchte mei- 
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ne Bitte auf ein besonderes Gebiet beziehen, das 
bei den Wanderarbeitnehmem nach meiner Über- 
zeugung besonders im argen liegt. Das ist die Be- 
rufsausbildung der jungen Menschen in den Auf- 
nahmeländem, die wahrscheinlich später wieder in 
ihre Heimat zurückgehen. Ich möchte darum bitten, 
daß es sich die Organisation C. I. M. E. zur Aufgabe 
macht — und wir sollten das von uns aus unter- 
stützen — , die notwendigen Informationen für die 
Berufsausbildung dieser Menschen zu sammeln, da- 
mit sie in den Aufnahmeländern eine gezielte Aus- 
bildung bekommen können, die später in ihren 
Heimatländern verwertbar ist. 


Entschließung 600(1975) 

in Erwiderung des 19. Tätigkeitsberichts des Zwi- 
schenstaatlichen Komitees für europäische Aus- 
wanderung (CIME) 

Die Versammlung 

1. hat den 19. Tätigkeitsbericht des Zwischenstaat- 
lichen Komitees für europäische Auswanderung 
(CIME) (Dok. 3605) sowie den Bericht ihres Aus- 
schusses für Bevölkerungs- und Flüchtlingsfra- 
gen (Dok. 3641) zur Kenntnis genommen; 

2. begrüßt die humanitäre Arbeit, die das CIME 
1973 und 1974 beim Transport und der Umsied- 
lung von zahlreichen Flüchtlingen aus Uganda, 
Kuba und Chile sowie von sowjetischen Juden 
geleistet hat; 

3. stellt fest, daß bei der derzeitigen Wirtschaftsre- 
zession viele Wanderarbeitnehmer gezwungen 
waren, in ihre Heimatländer zurückzukehren; 

4. hält es unter diesen Umständen sowie ange- 
sichts der Besorgnisse einzelner Regierungen 
auf dem Beschäftigungssektor und im Hinblick 
auf eine bessere Ausrichtung der Wanderbewe- 
gung entsprechend den Bedürfnissen der einzel- 
nen Länder für sinnvoll, den Wanderarbeitneh- 
mern ausführliche Auskünfte zu ihrer sozialen 
und beruflichen Wiedereingliederung in ihren 
Heimatländern sowie zu den Möglichkeiten ei- 
ner Einwanderungsplanung — insbesondere für 
die überseeischen Gebiete — im Einvernehmen 
mit den Aufnahmeländern zu erteilen; 

5. verweist auf ihre in Erwiderung des 18. Tätig- 
keitsberichts angenommene Entschließung 550 
(1973); 

6. fordert die Regierungen der europäischen Ein- 
bzw. Auswanderungsländer auf, dem CIME die 
erforderlichen Mittel zu geben, um in Absprache 
mit den anderen zuständigen internationalen Or- 
ganisationen Informationszentren zu den Europa 
und den Mittelmeerraum betreffenden Wander- 
bewegungen einzurichten, in denen den Wan- 
derarbeitnehmern Auskünfte über die Möglich- 
keiten zur Arbeitsaufnahme, Unterkunft sowie 
zur sozialen und beruflichen Widereingliede- 
rung in ihren Heimatländern nach ihrer Rück- 
kehr wie auch in sonstigen Einwanderungslän- 
dern erteilt werden. 


Freitag, 3. Oktober 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Portugal 

(Drucksachen: 3672 und 3673) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Geßner und Aubert 

Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der vorliegende schriftliche Bericht ist 
eine Zusammenfassung der Reise, die ich gemein- 
sam mit unserem Kollegen Christiansen und zwei 
Beamten des Europarates kürzlich durchführen 
konnte. Er ist eine Ergänzung des bereits vor eini- 
gen Monaten vorgelegten Berichts. Ich weise dar- 
auf hin, daß sich seine Intentionen als im wesentli- 
chen richtig herausgestellt haben. 

Die Skala unserer Gesprächsthemen war außer- 
ordentlich weit. Wir sprachen mit dem Herrn Prä- 
sidenten der Verfassunggebenden Versammlung, 
dem ich von dieser Stelle aus noch einmal recht 
viel Glück und Erfolg für seine Arbeit wünschen 
möchte, wir sprachen mit Journalisten und Verle- 
gern, mit Vertretern der wichtigsten Parteien: der 
Sozialistischen Partei, der Demokratischen Volks- 
partei, der Kommunistischen Partei und des Demo- 
kratisch-Sozialen Zentrums, wir sprachen weiter 
mit führenden Offizieren der „Bewegung der Streit- 
kräfte" und natürlich auch mit hohen Beamten des 
Auswärtigen Amtes. 

Ich möchte, meine Damen und Herren, nicht wie- 
derholen, was ich in dem schriftlichen Bericht, der 
Ihnen zur Verfügung steht, ausgeführt habe, son- 
dern mich — auch angesichts der Kürze der Zeit — 
darauf beschränken, einige Eindrücke wiederzuge- 
ben und einige kommentierende Bemerkungen zu 
machen. 

Ich nehme an, daß in diesem Hause Übereinstim- 
mung darin besteht: Einerseits ist eine Demokratie 
ohne einen verläßlichen Staatsapparat wirkungslos. 
Andererseits ist ein Staatsapparat ohne prinzipielle 
Zielsetzung richtungslos. Die demokratische Idee 
bedarf zu ihrer institutioneilen Verwirklichung zu- 
verlässiger staatlicher Organisation. Die staatliche 
Organisation hingegen bedarf zu ihrer Vermensch- 
lichung des Atems demokratischer Lebensweise. So 
verstanden, sind Staatsautorität und Demokratie 
kein zwangsläufiger Widerspruch. Unter der ge- 
nannten Voraussetzung sind die zwei Seiten ein 
und derselben Münze. 

Diese Münze zu prägen, ist das vorrangige Pro- 
blem der gegenwärtigen Regierung in Portugal. 
Von der Bewältigung dieser Aufgabe hängt die 
künftige Entwicklung der gesellschaftlichen politi- 
schen und staatlichen Ordnung des Landes ab. Mei- 
ner tiefen Überzeugung nach ist es so: Nur nach 
der Herstellung von Staatsautorität wird sich eine 
demokratische Staats- und Gesellschaftsform ver- 
wirklichen lassen. Dabei steht außer Zweifel, daß 
sich das Land in einer bestimmten Zwangslage be- 
findet. Sicher ist, daß die wirtschaftliche Situation 
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des Landes zu außerordentlich großen Bedenken 
Anlaß gibt. Ausländische Investitionen sind drin- 
gend notwendig. Solange die Regierungsfähigkeit 
des Landes jedoch in Frage steht, werden ausländi- 
sche Investoren schwerlich zu gewinnen sein. Ohne 
Ankurbelung der Wirtschaft wiederum ist es frag- 
lich, ob Staatsautorität mit demokratischer Zielrich- 
tung auf die Dauer hergestellt werden kann. 

Für den Fall, daß die Bemühungen der Regierung 
scheitern sollten, würden die demokratischen Kräf- 
te von der dann einsetzenden gegenläufigen Bewe- 
gung in gefährlichem Ausmaß zurückgedrängt wer- 
den. Die Gefahr eines Bürgerkrieges rückte dann in 
greifbare Nähe. Ich habe — wie auch mein Kollege 
Christiansen — mehrfach mit Erschrecken in Portu- 
gal hören müssen, daß Waffen der Armee in priva- 
te Hände gelangen und daß sowohl die Sowjetuni- 
on und die CSSR als auch die DDR Waffen nach 
Portugal geliefert haben. 

Wir haben das Problem des Bürgerkrieges in Por- 
tugal mehrfach diskutiert. Fast alle Gesprächspart- 
ner räumten die Möglichkeit ein; jedoch hielten sie 
den Ausbruch eines derartigen Konfliktes für nicht 
sehr wahrscheinlich. Das gilt auch im Hinblick auf 
einen Bürgerkrieg von rechts. Ich glaube, es ist für 
das Land ein ungeheures Problem, daß Hunderttau- 
sende von Flüchtlingen aus Angola zurückgekom- 
men sind, Menschen, die ihr Hab und Gut, die ihre 
engere Heimat verloren haben. Es spricht viel da- 
für, daß jene Menschen den Ausbruch der Revolu- 
tion für ihr eigenes Schicksal verantwortlich ma- 
chen werden. Hier steckt für das Land ein großes 
Problem, das die herrschenden Kräfte des Landes 
erkannt haben. Sie sind bereit, ein Programm der 
Arbeitsbeschaffung durchzuführen, selbst dann, 
wenn es finanziell auf Kosten des Staates gehen 
sollte. 

Bei unserem gemeinsamen Aufenthalt in Lissabon 
wurde gerade die Regierung umgebildet. Wir haben 
auch darüber diskutiert, wie denn wohl die Regie- 
rung am Ende aussehen werde. Wir hatten auch ein 
langes Gespräch mit einem Vertreter der Kommu- 
nistischen Partei, der, speziell auf diesen Punkt hin 
angesprochen, meinte, daß die Beteiligung seiner 
Partei bei gleichzeitiger Beteiligung der Demokrati- 
schen Volkspartei nicht möglich sein werde. Diese 
Bemerkung gibt mir Veranlassung, etwas über die 
Rolle der Kommunistischen Partei in Portugal zu 
sagen. 

Wenn ich es richtig einschätze, kämpft die Partei 
dort mit zwei Gesichtern oder in zwei Rollen. Ein- 
mal nimmt sie an der Regierung teil, selbst wenn 
ihr nur ein Minister zugesprochen wird, wie mir 
scheint, aus taktischen Gründen, um sich Einfluß- 
nahme und Kenntnisnahme zu sichern und — dies 
scheint mir von außerordentlich großer Bedeutung 
zu sein — um nicht außerhalb des Paktes mit den 
Streitkräften zu geraten, was sie in eine bedenkli- 
che und für sie gefährliche Isolierung hineinbrin- 
gen könnte. Aber zweitens spielt sie gleichzeitig 
die Rolle einer Opposition, die antritt, um die Mas- 
sen für sich zu gewinnen, um die staatliche und ge- 
sellschaftliche Entwicklung nach ihrer Doktrin zu 
gestalten. Eine Opposition, die Maßnahmen den 
Kampf ansagt, welche eine Regierung, wie wir 


gerade in den letzten Tagen gesehen haben, durch- 
führt, der sie selbst angehört. Ihr Einfluß auf die 
Massenmedien, auf Behörden und Gewerkschaften 
ist überproportional groß. Dies steht außer Frage; 
wir haben es oft gehört. Ich halte dies für eine 
außerordentlich bedenkliche Erscheinung. Meiner 
Auffassung nach wird dieses Doppelspiel mit großer 
Wahrscheinlichkeit eines Tages entweder von der 
Regierungsseite oder aber von der Kommunistischen 
Partei selbst beendet werden müssen. Die Frage ist 
nur, zu welchem Zeitpunkt, mit welchen Mitteln und 
mit welchem Ergebnis. 

Ich hoffe, daß sich die demokratischen Kräfte in 
der gegenwärtigen Regierung durchsetzen werden. 
Ich möchte Ihnen noch einmal in Erinnerung rufen; 
Dies ist die erste Regierung, in der die Parteien ei- 
nen Anteil an der Regierung entsprechend dem 
Wahlergebnis erhalten haben. In ihrem Programm 
gibt es viele Punkte, die uns hoffnungsvoll stimmen 
können, etwa — ich zitiere — die „Verteidigung 
der demokratischen Legalität", die „Garantie für 
die Funktionsweise der Verfassunggebenden Ver- 
sammlung", eine „Garantie für den Pluralismus bei 
den Massenmedien", „verstärkte Handelsbeziehun- 
gen zu allen Ländern und insbesondere zur EFTA 
und zur EWG", um nur einige Punkte zu nennen. 

Aus der aktuellen Situation Portugals heraus 
möchte ich aber hinzufügen: Es gehört natürlich 
auch zu einer Demokratie, daß nichtsozialistische, 
jedoch demokratische Parteien ungehindert existie- 
ren und wirken dürfen. Dazu gehört ebenfalls, daß 
die politischen Auseinandersetzungen ohne Anwen- 
dung von Gewalttätigkeiten geführt werden. Portu- 
gal ist meiner Einschätzung nach noch keine Demo- 
kratie. Es befindet sich noch in einem vordemokra- 
tischen Zustand, in dem sich sowohl Hoffnungen 
als auch Befürchtungen vereinigen. Meiner Mei- 
nung nach ist durch die Bildung der neuen Regie- 
rung eine schwere Hürde genommen worden, was 
zu Hoffnungen Anlaß gibt. 

Die politische Entwicklung des Landes wird ganz 
wesentlich von seiner volkswirtschaftlichen Reali- 
tät geprägt werden. Portugals Situation in bezug 
auf seine Wirtschaft ist beängstigend. Seine Wirt- 
schaft steckt tief in einem Sumpf von Arbeitslosig- 
keit und Inflation mit allen sich daraus ergebenden 
Konsequenzen. Es steckt zu tief darin, als daß es 
sich am eigenen Schopfe herausziehen könnte. Sei- 
ne Wirtschaft wird erst dann wieder auf dem Boden 
einer soliden Chance stehen können, wenn ihr von 
außen ein starkes Seil der wirtschaftlichen Hilfe 
zugeworfen worden ist. 

Ich bin mir bewußt, daß es in einem Zustand der 
weltwirtschaftlichen Rezession schwieriger ist, Hil- 
fe zu leisten, als in einer Situation blühender Kon- 
junktur. Dennoch möchte ich dafür plädieren, daß 
wir die Hilfe an Portugal als eine gemeinschaftli- 
che Aufgabe betrachten. Wenn wir dies tun, wer- 
den genügend Möglichkeiten vorhanden sein, um 
ein genügend breites Fundament für Hilfe zu er- 
möglichen. 

Wahre Solidarität offenbart sich in der Bereit- 
schaft zum Opfer. Ich fürchte ein wenig, daß zuviel 
Zeit vergehen könnte, bevor die Hilfe einsetzt und 
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sich auswirken kann. In der Stunde der Gefahr er- 
kennt man immer den wahren Freund. 

Ich appelliere an die dem Europarat angehören- 
den Staaten, sich als Freunde in der Not zu erwei- 
sen. 

Ich bedanke mich. 

SieglerschmEdt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kollegen! Ich möchte den anwesenden 
portugiesischen Vertretern zunächst einmal sagen, 
wie sehr auch ich mich über ihre Anwesenheit 
freue und daß ich sie als Vorboten dafür betrachte, 
daß wir baldmöglichst lebhafte Beziehungen zum 
freigewählten portugiesischen Parlament aufneh- 
men können, das dann im Sinne der Entschließung 
die hier vorgelegt worden ist, mit uns und auch mit 
unseren Mitgliedstaaten sicherlich in gute Bezie- 
hungen treten wird. 

Herr Präsident, gestatten Sie mir, auf das zurück- 
zugreifen, worauf ich in der letzten Sitzung im 
April hingewiesen habe. Ich habe damals gesagt, 
daß sich die Demokratie in Portugal in der Situa- 
tion eines Patienten befindet, der eine schwere Kri- 
se durchmacht, aber eines Patienten, den kein Arzt 
aufgeben darf, wenn er sich in einer solchen Krise 
befindet. Damals haben viele in diesem Saal der 
Demokratie in Portugal schon mehr oder weniger 
die Totenglocke geläutet. Sie haben Gott sei Dank 
unrecht behalten, weil die Demokraten in Portugal 
das Spiel nicht aufgegeben haben, weil sie weiter- 
gekämpft haben. Sie haben aber auch deshalb un- 
recht behalten, weil es genügend politische Kräfte 
in unseren Mitgliedstaaten gab, die ebenfalls die 
Demokratie in Portugal nicht aufgegeben, sondern 
sie unterstützt haben. 

Sicherlich ist der Patient, wenn ich im Bilde blei- 
ben darf, noch nicht über den Berg. Die größte Ge- 
fahr für ihn entsteht aus der wirtschaftlichen und 
sozialen Situation. Dies ist hier schon gesagt wor- 
den. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu dem Problem 
sagen, ob sich eine Demokratie auf den demokrati- 
schen Sozialismus begrenzen darf oder nicht. Ich 
möchte hier sehr deutlich sagen: Als demokrati- 
scher Sozialist glaube ich, daß Portugal in seiner 
gegenwärtigen Situation im Grunde genommen nur 
einen einzigen Weg hat, mit seinen Problemen fer- 
tig zu werden, und das ist der demokratische Sozia- 
lismus. Dies ist meine Meinung als Vertreter einer 
solchen Auffassung. Ich habe mich gefreut, von 
den portugiesischen Kollegen zu hören, daß sie 
selbstverständlich der Ansicht seien, wenn das 
Volk anders entscheide, daß dann auch andere Fol- 
gerungen daraus für die portugiesische Politik ge- 
zogen werden müßten. 

Herr Präsident, lassen Sie mich abschließend fol- 
gendes feststellen. Die Demokratie in Portugal 
wird noch manchen Belastungs- und Bewährungs- 
proben ausgesetzt sein. Sie, meine lieben Kollegen 
aus Portugal, sollen wissen, daß sie Freunde haben 
und daß Ihnen, solange die Demokraten in Portugal 
die Demokratie nicht aufgeben, diese Freunde Ih- 
nen auch beistehen und die Demokratie in Portugal 
nicht aufgeben werden. 


Dr. Geßner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich zunächst sehr herz- 
lich bei unseren portugiesischen Freunden bedan- 
ken, die sich heute morgen zu Wort gemeldet ha- 
ben, und in gleicher Weise meinen Dank all den 
Rednern aussprechen, die sich ebenfalls an der De- 
batte beteiligt haben. 

Ein großer Teil der Fragen, die zur Erörterung 
anstanden, ist bereits durch die Antworten unserer 
portugiesischen Gäste erledigt worden, so daß ich 
mich auf einige zusätzliche Bemerkungen beschrän- 
ken darf. 

Ich habe mit sehr, sehr großem Interesse davon 
gehört, daß die Absicht besteht, in Portugal eine 
konkrete Utopie zu verwirklichen. Das ist ein gro- 
ßes Ziel, wie mir scheint, ein Ziel, das, wenn es er- 
reicht werden kann, gleichzeitig Vorbild von welt- 
weiter Bedeutung sein könnte. Meine guten Wün- 
sche begleiten all die Arbeiten und Anstrengungen. 

Die Debatte hat gezeigt, daß weitgehend Überein- 
stimmung darüber besteht, daß Portugal die not- 
wendige Hilfe gewährt werden muß. Sie hat dar- 
überhinaus — im Unterschied zu der Debatte, die 
wir hier im April dieses Jahres hatten — gezeigt, 
daß es sich sehr wohl lohnt, die Sache der Demo- 
kraten in Portugal nicht aufzugeben. 

Meiner Meinung nach muß noch ein klärendes 
Wort gesagt werden, damit kein Mißverständnis 
über die Haltung des Europarats in bezug auf die 
weitere politische Entwicklung Portugals entstehen 
kann. Es ist nicht Aufgabe des Europarats, die spe- 
zielle Ausgestaltung der portugiesischen Wirt- 
schafts- und Sozialverfassung zu beurteilen. Ich 
persönlich habe — ich will das in allem Freimut sa- 
gen — viel Verständnis dafür, daß nicht zugelassen 
werden kann, daß die Wirtschaft weiterhin in den 
Händen weniger Familien bleibt. Es ist Aufgabe des 
Europarats, im Falle eines Aufnahmeantrages die 
Frage zu prüfen, ob die grundlegenden Prinzipien 
der demokratischen Freiheiten gewahrt werden. 
Dies ist das Problem, das uns interessiert, nicht da- 
gegen, wie die Wirtschafts- und Sozialverfassung 
im einzelnen aussehen soll. 

Nun möchte ich noch einige Bemerkungen in be- 
zug auf eine sehr interessante Diskussion machen, 
die wir in Portugal mit dem Vertreter der Kommu- 
nistischen Partei führen konnten. Im Verlaufe unse- 
res Gesprächs kamen wir auch auf die Gewerk- 
schaftsfrage zu sprechen. Ich erinnere mich sehr 
gut daran — und ich nehme an, die beteiligten Kol- 
legen werden es auch noch sehr gut in Erinnerung 
haben — , daß der Vertreter der Kommunistischen 
Partei gesagt hat: noch unter Salazar und Gaetano 
sei es möglich gewesen, gewisse Gewerkschafts- 
wahlen durchzuführen, und während dieser Wahlen 
sei es der Kommunistischen Partei gelungen, 40 
Prozent der Kandidaten wählen zu lassen. 

Seinerzeit ist also erfolgreich der Versuch unter- 
nommen worden, die Gewerkschaften zu unterlau- 
fen und zu infiltrieren. Ich mache diese Bemerkung 
auch im Hinblick auf die Debatte, die wir heute 
vormittag hatten. Wenn es der Kommunistischen 
Partei damals unter einem faschistischen Regime 
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möglich war, 40 Prozent ihrer Leute einzuschleu- 
sen, wird jedermann Verständnis dafür haben, daß 
wir darüber nachdenken, wie sich so etwas in einer 
Demokratie, wo das alles viel, viel leichter ist, 
wohl auswirken kann. 

Meine Auffassung ist die: wenn eine kommunisti- 
sche Staatsform zum Schicksal des portugiesischen 
Volkes werden sollte, dann ist die Revolution um- 
sonst gewesen. Meiner Meinung nach nützen alle 
Bekundungen, daß die Kommunistische Partei Por- 
tugals einen anderen Weg einzuschlagen gedenke 
als die Kommunistischen Parteien in manchen Tei- 
len der Welt, in denen sie die Macht in den Hän- 
den haben, gar nichts. Der Gegenbeweis muß erst 
noch erbracht werden. Alle Erfahrungen, die wir 
haben, sprechen dafür, daß dann, wenn sie an die 
Macht gekommen sind, trotz gegenteiliger vorheri- 
ger Beteuerungen die Praktiken die gleichen sein 
werden. 

Ich möchte am Schluß noch einmal an alle appel- 
lieren, sich dafür zu verwenden, daß Portugal die 
dringend notwendige wirtschaftliche Hilfe erhält. 
Wenn wir unsere Glaubwürdigkeit nicht verlieren 
wollen, müssen den Worten der demokratischen 
Regierungen und Parlamente endlich Taten folgen. 
Für uns ist die demokratische Lebensform mehr als 
ein Lippenbekenntnis; wir schreiben das Wort „De- 
mokratie" mit dem Blute unseres Herzens. 

Entschließung 601 (1975) 

betr. die Lage in Portugal 

Die Versammlung 

1. verweist auf ihre Entschließung 563 (1974), Emp- 
fehlung 740 (1974) und Entschließung 593 (1975) 
betr. die Lage in Portugal; 

2. begrüßt die Bildung einer Regierung, deren Zu- 
sammensetzung und Programm die von der por- 
tugiesischen Bevölkerung am 25. April 1975 frei 
geäußerten Wünsche widerspiegeln; 

3. verweist darauf, daß die großen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, denen sich Portugal gegen- 
übersieht, durch den starker^ Zustrom von 
Flüchtlingen aus Angola noch vergrößert wur- 
den und jetzt solche Ausmaße angenommen ha- 
ben, daß die Regierung sie ohne ausländische 
Hilfe nicht mehr bewältigen kann-, 

4. verweist darauf, daß das Regierungsprogramm 
bei seinen Außenbeziehungen intensivierten Be- 
ziehtmgen zu den europäischen Organisationen 
den Vorrang gibt; 

5. ist davon überzeugt, daß die Chancen für einen 
kontinuierlichen Fortschritt in Richtung norma- 
ler demokratischer Verhältnisse in Portugal ge- 
fährdet werden, wenn nicht schnell eine Lösung 
für die vordringlichsten wirtschaftlichen, sozia- 
len und verwaltimgsmäßigen Probleme des Lan- 
des gefunden wird; 

6. freut sich auf eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen dem im kommenden Jahr zu wählenden 
portugiesischen Parlament und den nationalen 


Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie der Par^ 
lamentarischen Versammlung des Europara- 
tes; 

7. ersucht erneut nachdrücklich die Regierungen 
der Mitgliedstaaten des Europarates, sich entwe- 
der bilateral oder über den Europarat, die EWG 
oder die EFTA dadurch solidarisch zu zeigen, 
daß sie unmittelbare Maßnahmen ergreifen, um 
der portugiesischen Regierung die von ihr so 
dringend benötigte substantielle wirtschaftliche 
und finanzielle sowie verwaltungsmäßige und 
techiüsche Hilfe zu gewähren; 

8. glaubt, daß solche Schritte die Errichtung demo- 
kratischer Verhältnisse, wie sie im Statut des 
Europarates und in der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention verkörpert sind, fördern und 
zur künftigen Mitgliedschaft Portugals im Euro- 
parat führen würden. 


T ag es ordnungspunkt : 

Bericht des Ministerkomitees an die Versamm- 
lung^ vorgelegt vom amtierenden Präsidenten 
und französischen Außenminister 
Jean Sauvagnargues 

(Drucksache: 3651) 

Auf eine schriftliche Frage von Ahg. Boucheny 
(Frankreich) zum sog. Radikalengesetz (Entwurf ei- 
nes Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vor- 
schriften) sowie ergänzend vorgebrachte mündliche 
Angaben antwortet Minister Sauvagnargues unter 
Hinweis auf die Europäische Menschenrechtskon- 
vention mit der Bemerkung, jemand, der sich be- 
schwert fühle, könne sich an die Menschenrechts- 
konvention wenden. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Minister! Wären Sie 
bereit, da die Frage, die der Kollege Boucheny ge- 
stellt hat, in der einen oder anderen Weise im Mini- 
sterrat behandelt werden muß, bei der Erörterung 
dieser Frage im Ministerrat das Folgende zu berück- 
sichtigen? Die „Tatsachen", die Herr Boucheny hier 
anführt, von denen er als „Tatsachen" spricht, sind 
keine Tatsachen, sondern Feststellungen, die von 
Anfang bis Ende auf falschen Informationen be- 
ruhen. Das ist das erste. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden Be- 
werber für den öffentlichen Dienst auf ihre Eignung 
überprüft. Ein Merkmal dieser Eignung ist, ob sie 
die Gewähr dafür bieten, jederzeit für die freiheit- 
liche demokratische Grundordnung einzutreten. 

Herr Minister, ich frage Sie, ob Ihnen und dem 
Ministerrat bekannt ist, daß selbstverständlich in 
diesem Zusammenhang in der Bundesrepublik nicht 
nur Kommunisten, sondern auch Rechtsextreme 
diesen Bestimmungen unterliegen, imd ob Ihnen be- 
kannt ist, daß diese Bestimmungen in der Bundesre- 
publik Deutschland, die gerade erst vom Bundes- 
verfassungsgericht als Bestimmungen mit Verfas- 
sungsrang bestätigt worden sind — sie sollen dazu 
dienen, die Verfassungstreue der Angehörigen des 
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öffentlichen Dienstes zu gewährleisten — , auf den 
bitteren Erfahrungen der Weimarer Republik und 
der Teilung Deutschlands beruhen, nach denen nie- 
mand legal in die Zitadelle des demokratischen 
Staates eindringen darf, um diesen demokratischen 
Staat zu zerstören. 

Minister Sauvagnargues erwidert, daß ihm die Si- 
tuation in der Bundesrepublik gut bekannt sei, daß 
er seiner Antwort aber nichts hinzuzuiügen habe. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Die Aus- 
führungen des Herrn Kollegen Boucheny machen 
eines deutlich; er genießt als Kommunist Freiheiten 
und Rechte in der freien Welt, die die Kommuni- 
sten in den Machtbereichen, in denen sie herr- 
schen, Andersdenkenden nicht einzuräumen bereit 
sind. 

Ich möchte feststellen, daß es in der Bundesrepu- 
blik Deutschland keine Hexenjagd gibt. Aber wir 
haben Lenin gelesen, und wir sehen nicht ein, daß 
die Zerstörer unserer freiheitlichen Ordnung auch 
noch staatliche Positionen und all die Sicherheiten 
haben sollen, die ein Beamter hat, und daß sie von 
dorther mithelfen, den Staat aus den Angeln zu he- 
ben. In unserem Land kann jeder in der Wirtschaft 
in jedem Beruf tätig sein. Das ist eine Tatsache. 
Wir sind ein freiheitliches Land, lassen es aber 
nicht zerstören. 

Herr Minister, es wäre sicherlich eine große Hil- 
fe, wenn der Ministerrat, der sich die Wahrung der 
Menschenrechte besonders angelegen sein läßt, im 
Blick auf die KSZE dazu mithelfen würde, daß zum 
Beispiel die Bürger in der DDR, die einen Beruf er- 
langen wollen, ihn auch ausführen und erlernen 
können, auch wenn sie nicht Kommunisten sind. 
Dort sind alle wesentlichen Positionen — ob im 
Staat oder in der Wirtschaft — ausschließlich Kom- 
munisten Vorbehalten. Das gilt nicht nur, wenn sich 
dort ein Bürger um eine Stelle in Staat oder Wirt- 
schaft bemüht, sondern beginnt bereits bei der Be- 
rufsbildung, daß man denen, die nicht in der ideolo- 
gischen Linie des Marxismus-Kommunismus 
schwimmen, diese Ausbildung verwehrt. Ich halte 
das Recht auf Berufsbildung und Berufswahl für ein 
wichtiges Menschenrecht, auf das der Ministerrat 
bei dem Bemühen um Beachtung der KSZE- 
Ubereinkünfte seine besondere Aufmerksamkeit 
lenken sollte. 

Richter (SPD) : Herr Minister! Sie sind hier Zeuge 
eines offenkundigen Wandels des Stils in der Füh- 
rung einer Debatte. Bereits gestern hat der Kollege 
Boucheny die Darmstadt-Geschichte aus Anlaß des 
Berichts des Bureau eingeführt. Ich habe mit dem 
Herrn Oberbürgermeister der Stadt Darmstadt, mit 
den Journalisten der Redaktionen, mit den Beam- 
ten, mit den Woihnungsbaugesellschaften und allen 
möglichen Einrichtungen telefoniert. Niemandem in 
Darmstadt ist etwas von der hier eingeführten Ge- 
schichte bekannt. Wenn man bei dieser Gelegen- 
heit von einer Hexenjagd in Darmstadt spricht, 
kann man sich vorstellen, aus was für Quellen Herr 
Boucheny seine Informationen bezieht. 


Ich kann nur noch einmal wiederholen, was ich 
gestern in meiner Erklärung gesagt habe. Die Bun- 
desrepublik Deutschland hat eine Verfassung. Wir 
glauben, daß wir eine gute Verfassung haben. Wir 
wissen, daß man sich in anderen Ländern, wenn 
man neue Verfassungen gestaltet, an dieser Verfas- 
sung orientiert. Wir haben eine Regierung, die die 
Verfassung einhält, und haben eine Opposition, die 
kontrolliert, daß die Regierung die Verfassung ein- 
hält. Unsere Obersten Bundesgerichte in Karlsruhe 
— - Herr Minister, das ist Ihnen bekannt — blicken 
auf eine 25jährige Tätigkeit in diesen Fragen zu- 
rück. Ich muß als Demokrat in der Bundesrepublik 
Deutschland sagen, daß dort mit äußerst sensiblen 
Antennen das innenpolitische Geschehen verfolgt 
worden ist und daß die Rechtsprechung dort An- 
spruch darauf hat, auch in diesem Hause gewürdigt 
zu werden. 

Vielleicht sollte man Herrn Boucheny noch fol- 
gendes sagen. Wenn er sich schon mit der innenpo- 
litischen Szene in der Bundesrepublik Deutschland 
befassen will, bin ich gerne bereit, ihm Material 
anzudienen. Was er uns hier geboten hat, stammt 
offensichtlich aus Quellen, die wir alle miteinander 
nicht ernst nehmen können. 

Dr_ Holtz (SPD): Herr Präsident! Herr Minister! 
Liebe Kollegen! Ich finde es gut, daß wir hier im 
Europarat auch solche sehr heiklen Fragen disku- 
tieren können — selbst wenn einige von falschen 
Informationen ausgehen. 

Lassen Sie mich als junger Abgeordneter sagen: 
Ich weiß sehr wohl, daß ich Repräsentant eines 
Landes bin, das in der Vergangenheit Unheil über 
andere Staaten in Europa und in der Welt gebracht 
hat. Aber wir alle, die wir jetzt als Deutsche im Eu- 
roparat sitzen, sind deshalb hier, weil wir für das 
andere, für das demokratische Deutschland streiten, 
weil wir weder den Faschismus noch die Diktatur 
des Proletariats wollen. Eben deshalb sehen wir 
uns auch gezwungen, besonders im Staatsdienst 
alle Kräfte abzuwehren, die von vornherein ver- 
künden, daß sie die demokratische Grundordnung 
in der Bundesrepublik Deutschland beseitigen wol- 
len. 

Ich freue mich, Herr Minister, daß Sie auf die 
7. Sonder-Generalversammlung der Vereinten Na- 
tionen eingegangen sind. Ich teile Ihre Auffas- 
sung, daß die Beschlüsse dieser 7. Sonder-Gene- 
ralversammlung ein wichtiger Schritt in die rich- 
tige Richtung waren. Der Erfolg von New York 
war möglich, weil gerade die westeuropäischen 
Staaten bereit waren, den Entwicklungsländern ent- 
gegenzukommen. Die Entwicklungsländer haben 
auf ihre Konfrontationsstrategie mit Maximalforde- 
rungen anscheinend verzichtet. Es gibt jetzt eine 
große Diskussion darüber, ob das Entgegenkom- 
men, das die europäischen Staaten gezeigt haben, 
ein erster Schritt auf dem Wege in eine planwirt- 
schaftliche Verfassung der Weltwirtschaftsordnung 
sei. Ich bin nicht dieser Auffassung. Andere ver- 
treten jedoch die Meinung, daß durch die Annahme 
der Resolutionen der siebten Sonder-Generalver- 
sammlung die europäischen bzw. die westlichen 
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Industriestaaten nachträglich die Charta wirtschaft- 
licher Rechte und Pflichten gebilligt hätten. Viele 
Staaten, die hier vertreten sind, haben dagegen ge- 
stimmt, andere haben sich enthalten. Ich glaube, 
wir alle hier sind der Auffassung, daß die weltwirt- 
schaftliche Ordnung fortgeschrieben, daß sie für 
die Entwicklungsländer gerechter gestaltet werden 
muß, daß dies aber nicht in einem planwirtschaftli- 
chen Verfahren möglich ist. 

Auf eine schriftliche Frage von Abg, Siegler- 
schmidt über den Verkauf und den Besitz von Feu- 
erwaffen antwortet Minister Sauvag nargues, daß 
das Ministerkomitee voraussichtlich im Frühsom- 
mer 1976 eine Konvention über die Kontrolle dieser 
Waffen beschließen werde. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Minister, ich darf 
mich für diese Antwort bedanken. Sie aber gleich- 
wohl fragen, ob angesichts der besonderen Dring- 
lichkeit der Materie, über die wir uns ja sicherlich 
einig sind, und angesichts der weit vorgeschritte- 
nen Vorbereitungen dieses Konventionsentwurfs, 
von denen ich mich selbst überzeugt habe, nicht 
die Möglichkeit besteht, daß das Ministerkomitee 
die vorgesehenen Fristen, die Sie eben genannt ha- 
ben, verkürzt, aber in jedem Falle nicht zuläßt, daß 
die Arbeiten länger ausgedehnt werden als bis zu 
dem Zeitpunkt, den Sie genannt haben, so daß die 
Konvention dann tatsächlich spätestens im Früh- 
jahr 1976 zur Unterzeichnung und Ratifikation auf- 
gelegt werden kann? 

Minister Sauvagnargues sagt zu, daß er sich für 
eine Beschleunigung der Arbeiten einsetzen werde. 


T ages Ordnung spunkt: 

Die Informationspolitik des Europarates 

(Drucksache: 3647) 

Berichterstatter: Abg. Budtz 

T agesordnung spunkt : 

Die Folter in der Welt 

(Drucksache: 3668) 

Berichterstatter: Abg. Lewis 

Frau von Bothmer (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich bin für diesen Be- 
richt besonders dankbar; denn er behandelt hier 
und meines Wissens zum erstenmal eine Sache, an 
der wir kaum Vorbeigehen dürfen. Wenn sich diese 
Parlamentarische Versammlung als Hüter der Men- 
schenrechte fühlt, ist es wohl jedem klar, daß es 
uns nicht erlaubt ist — uns weniger als allen ande- 
ren Bürgern — , die Tatsache gering zu achten, daß 
in mehr als 60 Ländern dieser Welt gefoltert 
wird. 

Der Bericht sagt aus, was Folter ist und daß wir 
nicht von Ländern sprechen, in denen Folter gedul- 
det wird, sondern von Ländern, deren Regime von 
staatlichen Angestellten und extra ausgebildeten 
Folterknechten foltern lassen. 


Warum gibt es einen Aufschrei der Empörung in 
der ganzen Welt, wenn Spanien Menschen hinrich- 
tet? Foltert es zum Beispiel nicht auch? Und ist es 
positiver zu beurteilen, wenn Menschen sofort ge- 
tötet werden, als wenn sie langsam und qualvoll in 
Wahnsinn oder Tod getrieben werden? Aber Folte- 
rung findet bis jetzt keine öffentlich ausgesproche- 
ne Verurteilung — vielleicht deshalb, weil sie keine 
Schlagzeilen macht. Sie wird meistens im Verbor- 
genen verübt, und man will sie nicht anders als in 
Erklärungen zur Kenntnis nehmen und in Statisti- 
ken, die in die Akten eingehen. 

Ich bin in der Tat versucht zu sagen, Folter 
nimmt man bis zu einem gewissen Grade hin. Aber 
wir haben in diesem Bericht einmal sachlich den 
Tatbestand dargelegt imd für unsere Beurteilung of- 
fengelegt. 

Gestern hörte ich einen Kollegen hier sagen, Pro- 
teste gegen die spanische Regierung aussprechen 
heißt, gegen die Menschenrechte zu sein. In ähnlich 
positiver Weise sprachen in letzter Zeit christ- 
demokratische Kollegen in meinem Lande, wenn sie 
von den Regierungen etwa von Chile oder von Süd- 
afrika sprachen. 

Liebe Kollegen, ist denn Unmenschlichkeit des- 
halb nicht unserer Beachtung wert, weil wir Ge- 
schäfte machen wollen? Das nenne ich doppelte 
Moral. Hier müssen wir uns klarwerden, daß 
menschliches Verhalten, überhaupt Menschlichkeit 
und Menschenwürde Stück für Stück in dieser 
grausamen Welt kaputtgehen und daß nicht nur der 
Gequälte seiner Menschlichkeit beraubt wird, son- 
dern daß sie ebenso der Folterknecht verliert so- 
wie wir alle, die wir schweigend Zusehen. 

Jede Regierung dieser Welt, die foltert, muß zur 
Kenntnis nehmen, daß es diese Parlamentarische 
Versammlung hier ernst meint. Es ist kein Eingriff 
in fremde innerstaatliche Angelegenheiten, wenn 
wir grundsätzlich für Menschenrechte kämpfen. 

Folter wird angewandt, um ein bestehendes auto- 
ritäres Regime in der Macht zu befestigen. Politi- 
sche Gegner werden aus der Luft gegriffener Ver- 
brechen beschuldigt, wenn man sich überhaupt die- 
se Mühe macht. Oft ist es Anlaß genug, wenn je- 
mand politisch und rassisch Unterdrückte ermuti- 
gen will oder ihnen helfen möchte. Der Unbeque- 
me, der Beschuldigte bekommt keinen Prozeß und 
natürlich keinen Verteidiger oder auch nur einen 
Anwalt seiner Sache, weil er kein Verbrechen be- 
gangen hat. Oder das in Frage stehende Regime 
gibt sehr schnell neue Gesetze und Verordnungen 
heraus, die sein eigenes kriminelles Tun mit einem 
Schein von Recht vertuschen. 

Der Beschuldigte soll zunächst im Kerker ausge- 
schaltet werden. Was ihm widerfährt, soll andere 
ängstigen und einschüchtern. Der Gequälte soll zu- 
geben und gestehen, was er nie getan hat, oder er 
soll andere beschuldigen, damit auch für die Folte- 
rer ein Schein des Rechts vorhanden ist. Die Folter 
soll in jedem Falle demütigen. Perverse und sadisti- 
sche Quälmethoden sollen die menschliche Sub- 
stanz zerstören. Da kommt man nicht um die Frage 
herum, wer in einem solchen Fall Terror verbreitet. 
Ich meine, das ist das terroristische Regime; dieses 
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hat die Macht, und kein einzelner kann sich weh- 
ren, es .sei denn, er arr^gierte sich. 

Damit sich nun hier in diesem Hause niemand ins 
Unverbindliche zurückziehen kann, möchte ich — 
im Gegensatz zum Bericht — ■ nur ein Beispiel an- 
führen, nicht mehr; aber dieses Beispiel steht für 
viele Fälle, die natürlich unter allen Himmelsstri- 
chen zu verzeichnen sind. Ich bringe dieses Bei- 
spiel, weil es nicht erlaubt sein kann, sich hier ge- 
genseitig oder sich selbst gegenüber aufrechtes 
menschenwürdiges Verhalten mit schönen Worten 
zu bescheinigen und diese düstere, blutige und 
grauenhafte Szene aus unserer Verantwortung aus- 
zunehmen. Das Beispiel bezieht sich auf Chile, von 
dem respektable christ-.demokra tische Kollegen sa- 
gen, dort gehe man mm einen zur Hoffnung berech- 
tigenden politischen Weg. 

In Chile werden Kinder vor den Augen ihrer 
Mütter gefoltert. Mütter werden vor den Augen ih- 
rer Kinder — ebenso wie andere Frauen — unzähli- 
ge Male von verschiedenen Männern und extra 
dazu abgerichteten Hunden — Hunden! — verge- 
waltigt bis zur Bewußtlosigkeit, in Vagina, After 
und Mund, 

Können wir eigentlich noch ruhig schlafen und 
von nutzbringenden Geschäften mit jenen Ländern 
reden? Sagen Sie mir: ist das menschlich? Natür- 
lich brauchen wir Wirtschaftsaustausch, wir brau- 
chen nutzbringende Geschäfte. Nur, müssen wir 
uns deshalb unsere verbliebene Menschlichkeit, 
unseren verbliebenen Mut abkaufen lassen? Sollte 
es wirklich ganz ausgeschlossen sein, mit Wirt- 
schaftspartnern zu reden, oder muß man einfach 
und sofort den Weg des geringsten Widerstandes 
gehen? Europa ist ein Wirtschaftsfaktor von großer 
Kraft. Kaum eine Region in der Welt wird auf 
Wirtschaftsbeziehungen mit Europa verzichten wol- 
len oder können. 

Es wäre richtig und wichtig, hier und jetzt an 
Hand des Berichts und seiner Empfehlungen, die 
ich nachdrücklich unterstütze, einen ernsthaften 
Protest zu formulieren gegen Länder, die foltern. 
Herr Präsident, ich werde mir erlauben, in der Fol- 
ge ein Papier vorzubereiten und die Unterstützung 
meiner Kollegen dazu zu erbitten. 

Empfehlung 768 (1975) 

betr. die Folter in der Welt 

Die Versammlung 

1. ist betroffen darüber, daß in mehr als 60 Län- 
dern die Folter verbreitet ist; 

2. gibt zu bedenken, daß es sich nicht um Aus- 
schreitungen einzelner oder von Gruppen han- 
delt, die bewußt außerhalb der Gesetze stehen, 
sondern daß diese Mißhandlungen von Staatsbe- 
amten nicht nur mit Billigung, sondern auf An- 
weisung ihrer Regierungen vorgenommen wer- 
den; 

3. verweist darauf, daß bestimmte Regierungen 
ihre Beamten systematisch zur Folter ausbilden 
lassen; 


4. ist überzeugt davon, daß es der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates nicht 
gleichgültig sein darf, wenn in bestimmten Län- 
dern die Menschenrechte so schwerwiegend 
verletzt werden; 

5. verweist darauf, daß die Folter zu den schreck- 
lichsten und unwürdigsten Mißhandlungen 
zählt, die die Menschen einander körperlich und 
seelisch zufügen können; 

6. verweist nachdrücklich darauf, daß die Folter zu 
den schwerwiegendsten Fällen der Verletzung 
von Menschenrechten gehört; 

7. begrüßt es, daß sich der Europarat eigene Mittel 
gegeben hat, um die Achtung der Menschen- 
rechte in seinen Mitgliedstaaten sicherzustellen 
und daß es in Art. 3 der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention heißt, daß niemand der 
Folter unterworfen werden darf: 

8. ist der Auffassung, daß eine Auslieferung oder 
eine Ausweisung in Länder, in denen die Folter 
von staatlicher Seite praktiziert oder geduldet 
wird, im Widerspruch zu Artikel 3 der Europä- 
ischen Menschenrechtskonvention steht; 

9. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

a) sich formell über den Grundatz zu einigen, 
der in dem Schlußbericht des Treffens von 
1969 über die Anwendung der Europäischen 
Auslieferungskonvention niedergelegt ist 
und der die Zurückweisung oder Ausweisung 
in den Fällen betrifft, in denen eine un- 
menschliche Behandlung aus einer solchen 
Maßnahme resultieren kann; 

b) die den Mitgliedstaaten gegebenen Möglich- 
keiten zu untersuchen, die Konventionen 
über gegenseitige Rechtshilfe und Ausliefe- 
rung ZU revidieren, die mit Ländern abge- 
schlossen wurden, in denen von staatlicher 
Seite aus die Folter angewandt oder geduldet 
wird, sowie die von diesen Ländern im Falle 
einer Ausweisung angewandten Verfahren 
zu prüfen. 


T ages ordnungspunkt; 

Die Rechtsstellung von Ausländern 

(Drucksache: 3666) 

Berichterstatter: Abg. Piket 

Montag, 6. Oktober 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Überarbeitung der Gesdiäftsordnung der 
Versammlung — Ausschußberichte 

(Drucksache: 3639) 

Berichterstatter: Abg. Dr, Ahrens 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Der Geschäfts- 
ordnungsausschuß wurde 1973 durch die Parlamen- 
tarische Versammlung beauftragt, die Geschäftsord- 
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nung des Europarats zu überarbeiten und sie an die 
gewandelten Erfordernisse dieses Hohen Hauses 
anzupassen. 

Vor einem Jahr konnte ich Ihnen als Berichter- 
statter einen ganzen Katalog von Vorschlägen zur 
Änderung oder Anpassung der Geschäftsordnung 
vorlegen, einen Katalog, den Sie gebilligt haben 
und der inzwischen in die Geschäftsordnung einge- 
fügt wurde. Schon damals führte ich aus, daß mit 
der Annahme dieses Katalogs noch nicht alle Pro- 
bleme gelöst seien und daß der Geschäftsordnungs- 
ausschuß Ihnen zu -gegebener Zeit weitere Ände- 
rungen unterbreiten werde. 

Heute nun darf ich Ihnen einen dieser weiteren 
Vorschläge vortragen. Weitere Vorschläge zur Än- 
derung und Anpassung der Geschäftsordnung wer- 
den zu gegebener Zeit folgen. Der heute vorliegen- 
de Vorschlag behandelt die wichtige Frage der Ab- 
grenzung der Verantwortlichkeit zwischen Aus- 
schuß und Berichterstatter bei der Vorlage von 
Aus schußberichten. Es geht — konkret gesprochen 
— darum, ob der Beschluß und somit die Empfeh- 
lung eines Ausschusses sich beschränkt auf den be- 
schließenden Teil eines Berichts oder ob auch die 
Begründung, das Expose des Motifs, vom Ausschuß 
angenommen und damit verantwortet werden 
muß. 

Diese Frage hat in der Vergangenheit in ver- 
schiedenen Ausschüssen zu Zweifeln geführt. Diese 
Zweifel sind übrigens nicht nur hier im Europarat 
aufgekommen, sondern auch in der Versammlung 
der Westeuropäischen Union und ihren Ausschüs- 
sen. 

Wenn man Art. 46 der Geschäftsordnung liest, 
dann muß man sich eigentlich wundern, daß diese 
Frage streitig werden konnte. Es heißt in Art. 46 
Abs. 2, daß die Begründung des Berichts „insbe- 
sondere das Ergebnis der Abstimmung im Ausschuß 
über den Bericht im ganzen" enthalten müsse. Die- 
ser Wortlaut ist, so meine ich, eindeutig. Er läßt 
nur die Auslegung zu, daß der Ausschuß den ge- 
samten Bericht, also auch die Begründung, diskutie- 
ren und annehmen muß. Diese Auffassung vertreten 
auch der Geschäftsordnungsausschuß und das Prä- 
sidium der WEU. 

In der Parlamentarischen Versammlung des Euro- 
parats und in ihren Ausschüssen hat sich jedoch 
seit langem eine abweichende Praxis entwickelt. 
Die Abstimmung in den Ausschüssen beschränkt 
sich schon -seit Jahren allein auf den beschließen- 
den Text. Zwar wird auch -die Begründung in die 
Ausschußdebatte einbezogen und zuweilen werden 
auch Änderungen oder Ergänzungen der Begrün- 
dung verlangt, aber das ändert nichts an der Tatsa- 
che, daß die Annahme eines Berichts im Ausschuß 
sich nur auf die Beschlußvorschläge erstreckt. 

Das kommt, Herr Präsident, auch in der äußeren 
Form unserer Ausschußberichte zum Ausdruck. 
Alle Berichte beginnen mit den Beschlußvorschlä- 
gen, „vorgelegt vom Ausschuß für..."'. Dann erst 
kommt die Begründung, „vorgelegt von Herrn/ 
Frau . . folgt der Name des Berichterstatters. 
Dies gilt seit 1954. In dieser Form kommt eine klare 


Teilung, eine Trennung der Verantwortlichkeiten 
zwischen Ausschuß und Berichterstatter zum Aus- 
druck. 

Geht man nun den Gründen nach, aus denen sich 
diese von der Geschäftsordnung abweichende 
Praxis entwickelt hat, so muß man sich den Ablauf 
unserer Ausschußsitzungen vor Augen führen. Die 
Sitzungszeit für die Ausschüsse ist regelmäßig so 
knapp bemessen, daß neben einer gründlichen Be- 
ratung des empfehlenden Teils eines Berichts keine 
Zeit mehr bleibt für eine ebenso gründliche und ver- 
antwortliche Prüfung der Begründung. Die Begrün- 
dung kann somit nicht vom Ausschuß, sie muß 
vielmehr vom Berichterstatter verantwortet wer- 
den. 

Bei dem geschilderten Ablauf unserer Ausschuß- 
sitzungen ist diese Autonomie des Berichterstatters 
unausweichlich. Sie ist auch sachlich geboten, 
wenn man gute und interessante Begründungen ha- 
ben will, welche die Basis für eine ebenso interes- 
sante Diskussion in diesem Hohen Hause bilden 
können. 

Natürlich kann die Autonomie der Berichterstat- 
ter auch dazu führen, daß die Begründungen zu 
sehr die persönliche Auffassung eines Berichter- 
statters und zu wenig den Gang der Diskussion im 
Ausschuß widerspiegeln. Es können auch einmal im 
Ausschuß geäußerte abweichende Auffassungen 
unter den Tisch fallen und in der Begründung uner- 
wähnt bleiben. Schließlich besteht auch die Gefahr, 
daß der gesamte Ausschuß mit einer solchen stark 
persönlich gefärbten Begründung identifiziert 
wird. 

Alle diese Fragen hat der Geschäftsordnungsaus- 
schuß gründlich diskutiert. Er ist zu dem Ergebnis 
gekommen, daß die gegenwärtige Praxis beibehal- 
ten werden soll. Er schlägt Ihnen daher in Doku- 
ment 3639 eine Anpassung der Geschäftsordnung 
an die seit langem geübte Praxis unserer Ausschüs- 
se und der Versammlung vor. Bei diesem Vorschlag 
haben wir uns auch von der Erkenntnis leiten las- 
sen, daß die Geschäftsordnung keine enge Zwangs- 
jacke für die Arbeit eines Parlaments sein darf, daß 
sie vielmehr ein Instrument, ein Hilfsmittel für die 
flüssige und sichere Erfüllung der Parlamentstätig- 
keit sein muß. Entwickelt sich neben oder entgegen 
der Geschäftsordnung eine Praxis, die unausweich- 
lich ist und die sich bewährt, so muß die Geschäfts- 
ordnung dieser Praxis weichen und nicht umge- 
kehrt. 

Aus diesem Grunde schlägt Ihnen der Geschäfts- 
ordnungsausschuß vor, Art. 46 der Geschäftsord- 
nung in der Weise zu ändern, daß der Ausschuß 
künftig nur über den beschließenden Teil abstim- 
men soll, das heißt über den Text beziehungsweise 
die Texte, die anschließend der Versammlung zur 
Abstimmung vorgelegt werden. Die Begründung 
wird im Ausschuß lediglich zur Kenntnis genom- 
men und unter alleiniger Verantwortlichkeit des 
Berichterstatters vorgelegt. Er muß jedoch — das 
wollen wir vorschlagen — auf Antrag der Betroffe- 
nen auf mögliche Minderheitsmeinungen hinwei- 
sen. Dies kann vorzugsweise im Text der Begrün- 
dung geschehen, es sind aber auch Fußnoten oder 
ein Addendum möglich. 
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Die Auswirkungen dieser Änderungen auf die 
verschiedenen Bestimmungen unserer Geschäftsord- 
nung sehen Sie im einzelnen in dem Ihnen vorlie- 
genden Entwurf einer Entschließung. Ich möchte 
das hier nicht wiederholen. 

Es sei mir noch ein kurzes Wort zu den Informa- 
tionsberichten gestattet, die lediglich zur Unterrich- 
tung ides Plenums erstattet werden und die keinen 
beschließenden Teil enthalten. Hier sollte nach 
Auffassung des Ausschusses lediglich eine Kennt- 
nisnahme der Versammlung erfolgen. Das bedeutet, 
daß — weil diese Informationsberichte keinen be- 
schließenden Teil enthalten — solche Berichte al- 
lein unter der Verantwortlichkeit des Berichterstat- 
ters erstattet werden. Zur gleichen Kategorie zäh- 
len übrigens auch periodische oder gelegentliche 
Berichte über den Stand von Verhandlungen eines 
Ausschusses sowie Zwischenberichte, deren Erörte- 
rung die Aussprache nicht abschließt und deren 
Gegenstand zu einem späteren Zeitpunkt wieder 
auf gegriffen wird. 

Herr Präsident, im Namen ides Geschäftsord- 
nungsausschusses bitte ich dieses Hohe Haus, den 
im Dokument 3639 enthaltenen Vorschlägen auf 
Änderung der Geschäftsordnung zuzustimmen. 

Danke. 

Die Versammlung stimmte dem Antrag zu; die 
Geschäftsordnung gilt künftig in der durch die Ent- 
schließung 602 (1975) geänderten Fassung. 


T agesordnungspunkt : 

Bericht über die Tätigkeit der OECD im Jahre 

1974 und Stellungnahme der Versammlung 

(Drucksachen: 3637, 3665 und 3653) 

Berichterstatter: Abg. de Niet und de Bruyne 

Ansprache des Generalsekretärs der OECD, 
Emile van Lennep 

Dr. Holtz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Wahrheiten werden un- 
geschminkt ausgesprochen; wir finden viele Passa- 
gen, die zum Nachdenken anregen, und bislang 
vernachlässigte Themen werden behandelt. Beide 
Berichte zeichnen sich dadurch aus und werden 
deshalb wertvoll. 

Ein Thema, das bislang in vielen Berichten auch 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ent- 
wicklungshilfe und über die OECD vernachlässigt 
worden ist, ist die Situation der südeuropäischen 
weniger entwickelten Mittelmeerländer. Ich habe 
einige Erkenntnisse den beiden Berichten entnom- 
men, erstens, daß Tourismus nicht unbedingt ein 
positiver Faktor für die Entwicklung, nicht nur die 
wirtschaftliche Entwicklung, eines Landes sein 
muß. Wir haben erfahren, daß die Türkei 1974 eine 
Nettobilanz im Tourismus von nur 42 Millionen 
US-Dollar aufweist. Ich schließe daraus, daß solche 
entwicklungspolitisch umstrittenen Vorhaben bei 


einer möglichen und notwendigen Konzentration 
der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Entwick- 
lungshilfe nicht mehr fortgeführt werden sollten. 

Zweitens. Der OECD-Ausschuß für technische 
Zusammenarbeit legt im Rahmen einer Neuorientie- 
rung seines Entwicklungsprogramms in dieser Re- 
gion das Schwergewicht auf die öffentliche Verwal- 
tung. Es geht also um die Verbesserung von Orga- 
nisation und Wirksamkeit. Wir wissen, wie schwer 
es schon in hochentwickelten Industrienationen ist, 
das Problem der multinationalen Konzerne, etwa 
ihre Steuerzahlung und das Transfer-Pricing, in 
den Griff zu bekommen. Um wieviel schwerer muß 
es solchen Ländern fallen? 

Drittens. In dem de Bruyne-Bericht heißt es, daß 
Wissenschaft und Technologie zu einem besseren 
sozialen Gleichgewicht in der Welt beitragen kön- 
nen. Dies ist richtig und ebenfalls die Erkenntnis, 
daß die neuen Technologien den sozialen, den kul- 
turellen, den klimatischen, den menschlichen Ver- 
hältnissen in den Ländern angepaßt sein müssen. 

Lassen Sie mich, weil Herr Farr die Landwirt- 
schaft angesprochen hat, anläßlich der Woche der 
„Welthungerhilfe" viertens sagen: Jeder von uns in 
den reichen westlichen Industrienationen ist im 
Vergleich zu den Ärmsten der Armen in den ländli- 
chen Gebieten, in den Slums der Dritten Welt un- 
endlich reich. Wir müssen daher mindestens zwei 
Anstrengungen unternehmen, zunächst, auch kurz- 
fristig gedacht, die Nahningsmitt eihilf e weiter ge- 
währen, aber vor allen Dingen, was langfristig ist, 
die Agrarproduktion in den Entwicklungsländern 
selbst anreizen und dann, etwa durch unser techni- 
sches Know-how und durch finanzielle Mittel, dem- 
entsprechend steigern helfen. 

Unser Kollege de Niet hat dramatisch davon ge- 
sprochen, daß die Ereignisse, die mit der Erdölkrise 
Zusammenhängen, sowie das Ende des Vietnam- 
Krieges eine radikale Veränderung in den interna- 
tionalen Beziehungen bedeuten, die vergleichbar 
seien mit dem Sturm auf die Bastille; diese Ereig- 
nisse stellten das Jahr 1789 der Dritten Welt dar. 
Ich frage mich: Wie reagieren wir, die relativ rei- 
chen Industrienationen, auf diesen Sturm auf die 
Bastille? Herr van Lennep hat darauf hingewiesen, 
daß die Industriestaaten zunächst eine Defensivtak- 
tik, eine Hinhaltetaktik verfolgt haben und daß sie 
jetzt idabei sind, diese Position zu überdenken, was 
begrüßenswert ist. Nach 1789 gab es den Versuch 
der Restauration, gab es eine Heilige Allianz, um 
die demokratischen Kräfte — damals wurden sie als 
„Utopisten" verschrien — zurückzuschlagen. Ich 
hoffe, daß es heute nicht zu einer solchen Heiligen 
Allianz der Reaktion, um mich deutlicher auszu- 
drücken, zu einer Heiligen Allianz des Reaktionä- 
ren in der reichen Welt und auch in den soziali- 
stisch-kommunistischen Staaten kommen wird, son- 
dern wir müssen alle gemeinsam die Aufgabe er- 
kennen, zu einem ausgewogeneren Gleichgewicht 
des Weltreichtums, der Chancen in der Welt bei- 
tragen zu müssen. 

Auch hier ist der Bericht von Herrn de Niet sehr 
deutlich. Er sagt zwar, daß die Bilanz der OECD im 
allgemeinen positiv zu bewerten sei, daß es aber ein 
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melange de succes et d'echecs gebe. Ich glaube, 
dies ist zu unterstreichen. Auf die Herausforderun- 
gen von außen haben Sie, hat Ihre Organisation, 
Herr van Lennep, besser reagiert als auf die Her- 
ausforderungen von innen. So wurde etwa die Inter- 
nationale Energie agentur als Antwort auf die Her- 
ausforderung durch die erdölproduzierenden Staa- 
ten geschaffen. Wir haben einen „Feuerwehrfonds" 
im Bereich der Energie geschaffen, ein soziales 
Netz aufgespannt, ohne aber die großen Probleme 
Depression, Inflation, Nichtbeschäftigung gelöst zu 
haben. 

Herr de Bruyne weist noch auf einen anderen 
Mangel hin — ich will dies noch einmal herausstel- 
len — , nämlich daß der Europarat, zumindest die 
Parlamentarische Versammlung, schon seit Jahren 
auf das Problem der multinationalen Konzerne auf- 
merksam gemacht hat und daß sich in Ihrem Be- 
richt, Herr van Lennep, wiederum nichts Substan- 
tielles dazu findet. Begrüßenswert ist höchstens, 
daß Sie jetzt einen Ausschuß eingerichtet haben, 
der die Fragen der multinationalen Konzerne prü- 
fen kann, 

Vergleiche mit der großen Weltwirtschaftskrise 
von 1929 und den folgenden Jahren oder etwa der 
großen Inflation von 1923 auf deutschem Boden 
sind irreführend, weil wir jetzt in einer Krise leben, 
die neue ökologische, technologische, soziale und 
militärische Faktoren kennt. Aber wir sind nicht 
ohne Hoffnung, denn die Zukunft ist nicht vorher- 
bestimmt, wenn auch manche philosophischen 
Richtungen dies vertreten. Die Zukunft ist vielmehr 
das Ergebnis von Entscheidungen, die wir heute 
treffen. 

Deshalb sollten uns zwei Prinzipien leiten. Es 
sind an sich ganz simple Prinzipien. Erstens: Wirt- 
schaftler allein können die Krise nicht meistern. 
Ein John Maynard Keynes hilft nicht mehr, und er- 
hilft auch nicht allein. Ich weiß auch nicht, ob die 
Gruppe von Wirtschaftsexperten, die Sie jetzt im 
Rahmen der OECD versammeln wollen, das geeig- 
nete Instrument ist. Das würde genau dem Prinzip 
widersprechen, das ich gerade aufgestellt habe. 
Viele unserer Probleme rühren daher, daß wir nur 
wirtschaftliche Ziele verfolgten, ohne uns um ande- 
re Teile unserer Umwelt zu kümmern. Haben etwa 
die Wirtschaftler -die Energieknappheit vorhergese- 
hen, und wenn ja, was haben sie etwa uns, den Po- 
litikern, geraten? Haben wir uns bemüht, die Aus- 
wirkungen moderner Technologie auf die Umwelt 
zu erkennen? Haben wir bedacht, daß ein Zuviel an 
Sozialstaat nicht unbedingt mehr Lebensqualität be- 
deutet? Es wäre falsch, etwa in diesem Moment den 
Umweltschutz fallenzulassen, bloß damit die Wirt- 
schaft etwa um des momentanen Vorteils willen 
wieder nach vorne rennt. 

Zweitens. Die Vergangenheit kann und sollte 
nicht zurückgeholt werden. In Krisenzeiten hat man 
häufig den Ruf: „Zurück zum Gestern!" gehört. So 
ruft das französische Patronat etwa nach neuen An- 
strengungen für ein wirtschaftliches, ich möchte 
hinzufügen, ungezügeltes wirtschaftliches Wachs- 
tum ä la japonaise; entschuldigen Sie diesen Aus- 
druck; aber so wurde es vom Patronat ausgespro- 


chen. Solche Gruppen haben nichts dazugelernt. Je- 
des Land, jede soziale Gruppe hat seine eigenen 
Phantasien von einer Umkehr. Die einen bestehen 
auf Wachstum, auf Technik, befleißigen sich einer 
Technomanie; die anderen sind technikfeindlich, 
sie haben die romantische Sehnsucht nach dem 
ländlichen Leben. Ich glaube, daß beide Strategien 
nichts taugen. 

Jede Krise — darin stimme ich Herrn van Lennep 
zu — bedeutet auch eine Chance, und wir Politiker 
müssen uns dieser Herausforderung stellen. Es 
bleibt nur noch wenig Zeit, oder — wie es unser 
britischer Kollege Raymond Fietcher gesagt hat — 
alle diese alarmierenden Symptome, die uns heute 
so erschrecken, können Todes-, aber auch Geburts- 
symptome sein. 

Lemmrich (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Der Aus- 
schuß für regionale Planung und Kommunalpolitik 
hat mich beauftragt, einige Aspekte der Raumord- 
nungspolitik im Zusammenhang mit verkehrspoliti- 
schen Fragen des OECD-Berichtes zu erörtern. Da- 
bei sind vor allen Dingen im Kapitel 10 die Ab- 
schnitte über Straßenforschung und die Studie über 
den Intercity-Personenverkehr von Bedeutung. 

Die OECD befaßt sich im Rahmen der Straßenfor- 
schung mit dem Problem des Unterhalts der Stra- 
ßen. Die Kosten hierfür sind in den letzten Jahren 
stark angestiegen, in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zum Beispiel von 1973 auf 1974, also innerhalb 
eines Jahres, um 15 bis 18 Prozent. Dadurch wer- 
den die Investitionsmittel für den Ausbau der Stra- 
ßennetze reduziert, was wiederum zu Lasten derje- 
nigen Räume geht, die in ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung auf das Straßennetz unabdingbar an- 
gewiesen sind. Dies ist der raumpolitische Aspekt 
unserer Überlegungen. Es liegt daher im gemeinsa- 
men Interesse, die Erfahrungen beim Straßenunter- 
halt auszutauschen und entsprechend zu verwerten 
und alles zu unternehmen, um den Kostenanstieg 
für den Unterhalt der Straßen zu stoppen, damit die 
Neuinvestitionen zügig fortgeführt werden kön- 
nen. 

Welches Ausmaß der Straßenunterhalt im Finan- 
ziellen erreicht, können Sie an dem Beispiel der 
Bundesrepublik Deutschland sehen, die allein im 
Jahre 1974 für das 38 000 km lange Bundesfernstra- 
ßennetz — es gibt daneben noch Länder- und Kom- 
munalstraßen — 531 Millionen DM ausgegeben 
hat. 

Aus dem OECD-Bericht geht weiterhin hervor, 
daß sich eine sogenannte Schlechtwettergnippe mit 
der Straßenverkehrssicherheit im Hinblick auf die 
Gefahren durch Nebel und Schnee befaßt. Für unse- 
ren Ausschuß ist dieses Thema besonders im Hin- 
blick auf die Gebirgsregionen, die in hohem Maße 
auch vom Straßenverkehr abhängig sind, von Be- 
deutung. 

Das Problem der Gebirgsregionen hat den Aus- 
schuß für regionale Planung und Kommunalpolitik 
schon sehr eingehend beschäftigt. 

In die Sicherheitsbetrachtungen sollte deswegen 
auch ein Problem einbezogen werden, das sich ins- 
besondere mit der Bereifung von Kraftfahrzeugen 


27 



Drucksache 7/4319 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


befaßt, da in einer Reihe von Ländern die Benut- 
zung von Spikesreifen verboten worden ist. Das 
hängt natürlich mit der Verkehrssicherheit in die- 
sen Gebieten wesentlich zusammen. Es erscheint 
uns wichtig, daß die gewonnenen Erfahrungen ge- 
genseitig ausgetauscht werden, damit unter dem 
Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit auch bei 
Schnee und Eis schnell ein geeigneter Ersatz ent- 
wickelt wird, der dann hoffentlich die Fahrbahn- 
decken nicht so stark beschädigt, wie es die Spi- 
kesreifen tun. Man kommt ja am Ende immer wie- 
der darauf zurück, daß unsere finanziellen Ressour- 
cen knapper sind, als wir meinten, und daß wir da- 
her alles unternehmen müssen, um die Mittel nicht 
für Unnötiges auszugeben. 

Da die Erhöhung der Verkehrssicherheit eines der 
Themen auch dieses OEGD-Berichtes ist, möchte 
ich auf eine raumpolitisch wichtige Komponente 
hinweisen, die sowohl die OECD als auch die Euro- 
päische Verkehrsministerkonferenz in ihre Überle- 
gungen einbeziehen sollten. Autobahnen mit zwei 
getrennten Fahrbahnen weisen die geringsten Un- 
fallzahlen auf. Trotzdem werden die Geschwindig- 
keiten auch auf den Autobahnen von einer Reihe 
von Ländern sehr stark beschränkt. Dadurch ver- 
längern sich die Fahrzeiten in periphere Regionen 
beträchtlich und bringen den dort ansässigen Men- 
schen und Industrien zusätzlich Erschwernisse in 
ihren Bemühungen, sich gegenüber den wirtschafts- 
starken Regionen zu behaupten. 

Im Bereich des Stadtverkehrs befaßt sich der 
OECD-Beriöht mit Forschungsprojekten für den 
Stadtverkehr, zu denen auch neue Techniken gehö- 
ren. Eine Kooperation ist hier dringend vonnöten, 
damit nicht jedes Land Geld für dieselben Erkennt- 
nisse ausgibt. Auch unser Ausschuß hat sich mit ei- 
ner Problematik schon eingehend befaßt und auch 
Besichtigungen durchgeführt, so z. B. in der Nähe 
von Paris, wo eine Versuc^hsanlage für ein neues 
Nahverkehrssystem auf der Basis von Luftkissen- 
fahrzeugen erstellt worden ist. Allerdings besteht 
die Meinung — und das ist auch meine persönliche 
Auffassung — , daß die Einsatzmöglichkeiten für 
neue Technologien im Stadtverkehr sehr begrenzt 
sind. Ich würde es deswegen sehr begrüßen, wenn 
statt dessen besonderes Gewicht darauf gelegt wür- 
de, umweltfreundliche Antriebe in Verbindung mit 
bestehenden Nahverkehrsmitteln zu entwickeln. Ich 
denke hierbei insbesondere an Elektro-Antriebe für 
Busse. 

Die OECD befaßt sich nunmehr im zweiten Jahr 
mit der Studie über den europäischen Intercity- 
Personenverkehr. Mit diesem Thema hat sich auch 
unser Ausschuß schon wiederholt beschäftigt. Es 
handelt sich hierbei um ein verkehrspolitisches 
Konzept, das sowohl positive Wirkungen wie auch 
negative Auswirkungen — nämlich auf wirtschaft- 
lich schwache Räume — beinhalten kann. Die letz- 
tere Gefahr besteht, wenn nicht eine vernünftige 
Verknüpfung aller Verkehrsnetze erfolgt. Beim eu- 
ropäischen Intercity-Personenverkehr geht es im 
wesentlichen um zwei Problemkreise: Einmal um 
das europäische Verkehrsnetz von Eisenbahnen, 
Straßen und Wasserstraßen insgesamt. Mit diesem 


Aspekt hat sich unser Ausschuß schon in mehreren 
Berichten befaßt. Zum anderen geht es darum, 
schnelle Verkehrsfahrzeuge insbesondere für den 
schienengebundenen Verkehr zu entwickeln. Hier 
laufen neue Entwicklungen, wie zum Beispiel in 
Frankreich die schon erwähnte Luftkissentechnik, 
deren Erprobung allerdings vor einiger Zeit einge- 
stellt worden ist. Ein anderes Beispiel ist die in der 
Bundesrepublik Deutschland in Entwicklung befind- 
liche sogenannte Magnetschwebetechnik. 

Von größter Bedeutung für die nächsten 20 Jahre 
scheint mir jedoch zu sein, daß die herkömmliche 
Eisenbahntechnik weiterentwickelt wird. Ohne die 
Eisenbahnen lassen sich die Verkehrsprobleme 
nicht bewältigen. Es wäre zu begrüßen, wenn in 
dieser Studie gerade der Aspekt der Eisenbahnen 
besondere Berücksichtigung fände. Die Zukunft der 
Eisenbahn liegt nicht hinter ihr, sondern vor ihr. 

Der Ausschuß verfolgt die Arbeit an dieser Stu- 
die mit großem Interesse und wird das Thema zu 
gegebener Zeit hier in der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarats wieder aufgreifen. 

Ich danke Ihnen, Frau Präsidentin. 

Haase (Fürth) (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das ist meine erste 
Rede vor diesem hochgeschätzten Gremium. Ich 
sage das deshalb, weil Sie, wenn ich ein paar poli- 
tische Konturen etwas kräftiger skizziere, die Mög- 
lichkeit haben zu sagen: Wir üben Nachsicht, weil 
es seine erste Rede war, oder wir stimmen ihm zu, 
obwohl es seine erste Rede war. 

Nach dieser vielleicht etwas vorsichtigen Einlei- 
tung darf ich aber doch ein paar kritische Bemer- 
kungen machen. Der Europarat ist ein Gremium — 
so sehe ich es — , das ohne wesentliche Kompeten- 
zen und wegen der verschiedenartigen politischen 
und nationalen Standpunkte nicht gerade eine be- 
sonders geeignete Versammlung für politisch wirk- 
same Anstöße ist. Dies bedeutet, daß wir uns ei- 
gentlich einer verstärkten Anstrengung befleißigen 
müssen, um zu solchen wirksamen Anstößen zu 
kommen, dies insbesondere im Bereich der Wirt- 
schaftspolitik in einer Zeit, in der wir eine allge- 
meine wirtschaftliche Rezession feststellen können. 
Wir müssen Denkanstöße geben, die über die un- 
verbindlichen — das darf ich auch ein bißchen kri- 
tisch anmerken — Stellungnahmen des Ministerrates 
hinausgehen. Wir sollten nicht warten, ob der Mini- 
sterrat überhaupt eine bestimmte Richtung ein- 
schlagen und, wenn ja, welche ersten Schritte er in 
welche Richtung lenken will, um darüber hinterher 
hier zu diskutieren. 

Ich will hier drei Punkte nennen, die für mich 
entscheidend sind und von denen ich meine, daß 
der Europarat durchaus die Möglichkeit hat, über 
die bisherigen Initiativen hinaus sich verstärkt zu 
engagieren. 

Erstens: Wollen oder werden wir uns um die Lö- 
sung der Energiekrise so lange bemühen und so 
lange darüber reden, bis der Tag im Juni 1976 er- 
reicht ist, an dem die OPEC-Länder das nächste 
Mal die ölpreise erhöhen werden? Dies ist doch 
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eine entscheidende Frage für die Völker, die wir 
vertreten. Der Ölpreis wurde durch die OPEC für 
die Länder Europas, nicht für die USA, um minde- 
stens 20 ®/o erhöht, nämlich um 10 Vo durch die Än- 
derung der Dollar-Paritäten und um 10 ^/o durch die 
Preiserhöhungen, die beschlossen wurden. Ferner 
ist zu fragen: Um wieviel werden sich diese Preise 
noch infolge höherer Frachtraten oder infolge von 
Aufschlägen wegen besonders hohen Schwefelge- 
halts des Öls usw. erhöhen? Diese Fragen sind 
noch nicht geklärt, und wir können darüber heute 
hier noch nichts sagen. Aber das zeigt eben, daß es 
ein Irrtum ist zu glauben, wir könnten lO^/o öl- 
preiserhöhung einfach zur Kenntnis nehmen. 

Die Mehrausgaben für Devisen in der Bundesre- 
publik werden voraussichtlich 2,7 bis 3 Milliarden 
DM betragen, in Großbritannien werden es über 2 
Milliarden DM sein, und in Frankreich werden es 
ähnliche Ziffern sein. Indien gibt 40 ®/o seiner durch 
Exporte erlösten Devisen für öl aus. Damit ist die- 
ses Land wie andere Länder der Dritten Welt am 
Rande der Existenz angelangt. 

Wenn sich die Wirtschaft in Europa erholen soll 
— • dies ist eine Notwendigkeit, und es liegt wohl 
auch in unserer Absicht, diesen Trend zu verstär- 
ken — , dann bedeutet dies, daß wir die politischen 
Konsequenzen deutlicher sehen müssen, wenn wir 
zu keinem Erfolg, zu keinem Fortschritt im Bereich 
der Ölpreisgestaltung oder überhaupt im Bereich 
der Preisgestaltung bei Rohstoffen kommen. Die po- 
litischen Schwierigkeiten in einigen Ländern Euro- 
pas - — ich will nicht von Entwicklungsländern re- 
den — werden zunehmen. 

Die Hilfsmöglichkeiten für bestimmte europä- 
ische Länder durch Länder, die bisher Hilfe gelei- 
stet haben oder in Zukunft Hilfe leisten könnten, 
werden abnehmen. Denken Sie an Portugal und das, 
was wir da wünschen; denken Sie an Süditalien 
oder Irland. Der Nationalismus und der Isolationis- 
mus auch zwischen den europäischen Ländern wer- 
den zunehmen, vielleicht auch aus der Mißgunst 
heraus, daß es einige reichere und einige ärmere 
Nachbarn gibt. Die Prosperität wird weiter abneh- 
men. Das ist eine Spirale, die nach unten gerichtet 
ist. 

Die Maßnahmen und Anstrengungen der Interna- 
tionalen Energieagentur sind sicher ein Schritt 
nach vorne. Ich glaube auch, daß sie uns in die 
Nähe von Lösungen bringen könnten. 

Die Lösungen werden aber nicht auf diese Weise 
erreicht werden. Die Lösungen werden vielmehr 
durch die europäische Solidarität erreicht werden, 
durch die Bereitschaft aller europäischen Staaten, 
sich erst miteinander zu einigen und dann auf die- 
ser Linie auch mit anderen darüber zu reden, wie 
man sich einigen kann, zum Beispiel mit den ÖPEC- 
Ländern, aber auch mit anderen. 

Es ist des weiteren erforderlich, keine gegenseiti- 
gen und sich eventuell hindernden Vorschläge zu 
machen, zum Beispiel in der Frage, die jetzt eine 
Aktualität erfahren hat, ob auf der kommenden 
Konferenz zwischen den Ländern nun gleichzeitig 
über Energiefragen und Entwicklungspolitik ge- 
sprochen wird. Hier sollten die Europäer nicht un- 


terschiedliche, sondern einheitliche Meinungen ha- 
ben. Notwendig ist auch eine echte gemeinsame fi- 
nanzielle Anstrengung zur Erschließung neuer 
Energiequellen, aber dann auch eine gemeinsame 
Nutzung dieser Quellen. 

Dieses ist die tatsächliche Bewährung Europas. In 
dieser Richtung konkretisiert sollten neue, ver- 
stärkte Anstöße erfolgen. 

Ein zweiter Punkt, den ich kurz nennen will, ist 
folgender: der Kampf gegen den drohenden Protek- 
tionismus zwischen Europa und den USA, gegen 
die drohende Beschränkung des fairen Wettbe- 
werbs durch das US-Schatzministerium, zum Bei- 
spiel im Bereich des Stahls, im Bereich der Schin- 
kenkonserven. Immerhin bedeutet das für Länder 
wie Dänemark und die Niederlande einen Export in 
Höhe von 250 Millionen Dollar in die USA. Zu er- 
wähnen sind in diesem Zusammenhang auch die 
Glashersteller und die Schuhproduzenten in Italien. 
Ein Fünftel aller europäischen Exporte in die USA 
ist im Augenblick davon bedroht. Es gibt verschie- 
dene Argumente, zum Beispiel die, daß es kein ehr- 
licher Wettbewerb sei, weil hier die Mehrwertsteu- 
er nicht eingerechnet werde, obwohl es sie in Ame- 
rika gar nicht gibt, oder weil es einen Agrarmarkt 
gibt, wie er sich in der EG gebildet hat, der hinder- 
lich sei und subventionierenden Charakter habe. 
Ich will das nicht weiter ausführen. 

Ich sage nur: Auch in diesem Bereich ist es not- 
wendig, daß sich die Europäer stärker miteinander 
vernehmen lassen und deutlich machen, wo die eu- 
ropäischen Interessen liegen. 

Ich will einen dritten Punkt nennen: Die Europä- 
er müssen an den Schwung der europäischen Ge- 
meinsamkeit der Nachkriegsjahre wieder anschlie- 
ßen. Im Bereich der Wirtschaft bedeutet das mehr 
Kooperation auch in Europa untereinander, auch 
wenn es dort Schwierigkeiten gibt. Diese Schwie- 
rigkeiten will ich konkret ansprechen: die Fischerei 
in Island genauso wie die Beseitigung der Restrik- 
tionen im landwirtschaftlichen Bereich oder im wis- 
senschaftlich-technologischen Bereich, genauso wie 
bei der Zielsetzung der Konjunktur- und Zinspolitik. 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Eu- 
ropa hat meiner Meinung nach keine andere Wahl, 
aber es hat damit eine Chance. Daher meine ich, 
dieser Europarat sollte in diesem Sinne verstärkt 
und dann auch noch konkreter deutlich werden las- 
sen, was der politische Wille ist, den wir hier zu 
äußern haben. 

Danke. 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte 
noch auf zwei Fragengebiete eingehen, die von dem 
Berichterstatter, Herrn de Niet, und auch von dem 
Generalsekretär der ÖECD angesprochen wurden 
und die in fast allen Beiträgen der Kolleginnen und 
Kollegen wieder aufgegriffen wurden: die Qualität 
des Lebens und das Problem der Petro-Dollars. 

Herr van Lennep, ich glaube, es ist Ihnen aufge- 
fallen, daß fast alle Politiker in diesem Raum neben 
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dem ökonomischen Aspekt in ganz starkem Maße 
auch den ökologischen Aspekt hervorgehoben ha- 
ben. Es ist ganz deutlich geworden, daß wir uns au- 
ßer um die kurzfristigen politischen Maßnahmen 
wie Inflationsbekämpfung, Bekämpfung der Arbeits- 
losigkeit und Wiederherstellung des außenwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts in einer langfristigen 
Zielsetzung sehr darum bemühen müssen, einen 
Strukturwandel in der Weise herbeizuführen, daß 
sich wirtschaftliches Wachstum unter ökologischen 
Bedingungen, die wir politisch vertreten können, 
vollziehen kann. 

Wir müssen alles tun, um dieses Thema von 
ideologischem Ballast zu befreien. Wir sollten un- 
sere Überlegungen auf gesicherten Informationen 
aufbauen und klarmachen, daß Umweltschutz nicht 
mit Nullwachstum verbunden sein muß. Wir sollten 
den Sachverstand der OECD nutzen, um einwand- 
freie wissenschaftliche und praktikable Wege zu 
finden. In der OECD hat man das Verursacherprin- 
zip zur Grundlage dieses Weges gemacht. Unsere 
Gremien im Europarat haben sich ebenso wie die 
Europäischen Gemeinschaften grundsätzlich zu der 
gleichen Linie bekannt. Dennoch haben wir noch 
keine praktikablen Ansätze, wie wir die social 
costs beziffern können, wie wir in den wirtschafts- 
politischen Maßnahmen das Verursacherprinzip 
stärker zum Tragen bringen können. Noch immer 
haben wir eine Bruttosozialrechnung, die in diesem 
essentiellen Bereich nicht aussagekräftig ist. Noch 
immer suchen wir nach genauen oder wenigstens 
annähernd genauen Zahlen zur Ermittlung von so- 
cial costs und social benefits. 

Ich glaube, wenn wir es uns zur Aufgabe ge- 
macht haben, den internationalen Handel funktions- 
fähig zu erhalten, und wenn wir Wettbewerbs Ver- 
zerrungen vermeiden wollen, müssen wir alles tun, 
um in den nationalen Volkswirtschaften die social 
costs mit einem gemeinsamen Nenner einzuführen. 
Andernfalls wird in den nationalen Volkswirtschaf- 
ten das drängende Umweltproblem unter dem 
Aspekt hinausgeschoben, daß die Wettbewerbsfä- 
higkeit der nationalen Wirtschaft durch die An- 
rechnung von social costs reduziert wird. Gerade in 
einer Zeit wie der heutigen wird dann zu Recht auf 
die Gefahr wachsender Unterbeschäftigung hinge- 
wiesen, wenn mehr social costs in Anrechnung ge- 
bracht werden. Da wir unsere japanischen Freunde 
unter uns haben und das Problem in jenem Lande 
genauso dringlich einer Lösung bedarf, hoffe ich, 
daß hier von den verschiedensten Seiten Druck auf 
die OECD ausgeübt wird, daß ernsthafte Schritte 
unternommen werden, um den internationalen Han- 
del langfristig funktionsfähig zu erhalten. 

Der zweite Themenkreis, den ich kurz anschnei- 
den will, bezieht sich auf die Petro-Dollars. Es gab 
da anfangs und sogar noch vor einem Jahr ganz dü- 
stere Prognosen, daß die westlichen Industrieunter- 
nehmungen bald in den Händen der Ölproduzenten 
wären. 

In der Zwischenzeit hat sich herausgestellt, daß 
solch düstere Prognosen nicht ganz angebracht 
sind. Die nationalen Fünfjahrespläne der ölprodu- 
zierenden Länder wurden auf Grund jener Progno- 


sen gegenüber den ursprünglich weitgehend opti- 
mistischen Einnahmeerwartungen reduziert. Aber 
wie gesagt, in der Zwischenzeit erscheint die Situa- 
tion etwas günstiger, so daß wir in den westlichen 
Industrienationen nicht mehr in der Furcht vor ka- 
pitalmäßigen Überfremdungen leben müssen. 

Dennoch halte ich es für wünschenswert, daß 
von seiten der OECD eine Strategie entwickelt 
wird, die sich mit der Frage befaßt, wie die Investi- 
tionspolitik der rohstoffproduzierenden Nationen 
gestaltet sein sollte. Dies halte ich deshalb für not- 
wendig, damit nicht Investitionshindernisse gerade 
von den Nationen aufgebaut werden, die sich zah- 
lungsbilanzmäßig in besonders ungünstigen Situa- 
tionen befinden. 

Weiterhin scheint mir die Frage des Nachden- 
kens wert, welches der Prozentsatz des Bruttoso- 
zialprodukts ist, der von den Industrienationen für 
Entwicklungshilfe aufgewendet werden sollte, ob 
0,7 ®/o, 0,5 Vo oder der sehr niedrige Prozentsatz, auf 
dem wir jetzt angekommen sind. Ist es nicht ge- 
rechtfertigt, den Mehraufwand, der uns auf Grund 
der gestiegenen Rohstoffpreise entsteht, zu einem 
gewissen Teil mit anzurechnen? Es handelt sich 
hierbei ja um eine bedeutende Form weltweiter 
Umverteilung. Mein Land zum Beispiel, die Bundes- 
republik Deutschland, muß auf Grund der neuen 
terms of trade im Rohstoffsektor 3 Vo seines Brut- 
tosozialprodukts mehr an frühere Entwicklungslän- 
der zahlen. Somit würde also eine auch nur teilwei- 
se Anrechnung dieses Betrages zu einem Prozent- 
satz führen, der weit über den Zahlen läge, die ur- 
sprünglich politisch vorgegeben wurden. Es würde 
mich sehr interessieren, inwieweit es aus der Sicht 
der OECD berechtigt ist, solche Transferleistungen, 
die über die Neubewertung der Terms of trade zu- 
stande kommen, statistisch in die Entwicklungshilfe 
einzubeziehen. Eine positive Beantwortung dieser 
Frage würde bedeuten, daß wir insbesondere für 
die rohstoffproduzierenden Länder mehr tun, als 
dies aus den bisherigen statistischen Aussagen her- 
vorgeht. 


Entschließung 603 (1975) 

in Erwiderung des Tätigkeitsberichts der Organi- 
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung (OECD) für das Jahr 1974 

Die Versammlung 


ersucht die OECD nachdrücklich 

a) was die Zusammenarbeit zwischen ihren Mit- 
gliedstaaten betrifft: 

i) bei der derzeitigen aus anhaltender Rezes- 
sion, hoher Arbeitslosigkeit und Ungleichge- 
wichten in den Zahlungsbilanzen bestehen- 
den Wirtschaftslage ihre Anstrengungen zur 
Koordinierung der Wirtschafts-, Umwelt-, So- 
zial- und Handelspolitik ihrer Mitgliedstaa- 
ten zu verstärken; 
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ii) ihre Kompetenzen zur Förderung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung derje- 
nigen ihrer Mitgliedstaaten, deren Entwick- 
lung ein Zwischenstadium erreicht hat, un- 
eingeschränkt zu nutzen; 

iii) bei der Erarbeitung ihres langfristigen Ko- 
operationsprogramms auf dem Energiesektor 
die finanziellen und ökologischen Aspekte 
eines hohen Grades an Energieautonomie im 
OECD-Gebiet sorgfältig zu prüfen; 

iv) bei der Formulierung ihrer kurzfristigen po- 
litischen Entscheidungen und Empfehlungen 
die Auswirkungen der begrenzten Ressour- 
cen auf das langfristige Wachstum voll und 
ganz zu berücksichtigen; 

v) bei der Erarbeitung neuer Strategien in den 
einzelnen der Zuständigkeit der OECD unter- 
stellten Bereichen zu versuchen, die mögli- 
chen Konsequenzen und Auswirkungen die- 
ser Strategien auf die Umwelt und die Le- 
bensqualität festzustellen; 

b) was die Zusammenarbeit auf weltweiter Ebene 

betrifft: 

i) ihre derzeitigen Bemühungen fortzusetzen, um 
alsbald zu konkreten Fortschritten in gewis- 
sen Schwerpunktbereichen der Entwick- 
lungszusammenarbeit wie Grundstoffe, Nah- 
rungsmittel- und Agrarproduktion, Technolo- 
gie und Transfer von materiellen Gütern in 
die Entwicklungsländer im Hinblick auf die 
Schaffung einer neuen internationalen Wirt- 
schaftsordnung auf der Grundlage einer ge- 
rechteren Aufteilung des Reichtums in der 
Welt im Einklang mit den weltweiten ökolo- 
gischen Erfordernissen zu gelangen; 

ii) festzustellen, auf welche Weise der Handels- 
austausch am besten zu einer Entwicklungs- 
zusammenarbeit beitragen kann und dazu auf 
die allmähliche Verbesserung eines allgemei- 
nen Präferenzsystems zugunsten der Ent- 
wicklungsländer, dem die Mitgliedstaaten zu- 
gestimmt haben, hinzuwirken; 

iii) sich um eine Stabilisierung des Flusses fi- 
nanzieller Ressourcen aus den ölexportieren- 
den Ländern zu bemühen und die Möglich- 
keit der Schaffung eines internationalen Sy- 
stems zur Koordinierung der zur Investitions- 
förderung auf weltweiter Ebene und auf de- 
mokratische Weise geeigneten Maßnahmen 
zu prüfen; 

10. lädt die OECD ein, anläßlich ihres 15jäh- 
rigen Bestehens eine kritische Analyse 
ihrer bisherigen Tätigkeiten vorzuneh- 
men, mit dem Ziel der Aufstellung einer 
weitreichenden Prognose ihrer zukünf- 
tigen Aufgaben und Möglichkeiten an- 
gesichts der weltweiten derzeitigen Ten- 
denzen, um dadurch zur Weltwirtschafts- 
entwicklung und einer gerechteren Ver- 
teilung der Einkünfte und des Reich- 
tums auf der Welt beizutragen; 


Wissenschaftliche und technologische 
Zusammenarbeit 

Die Versammlung 

ersucht die OECD und ihre Mitgliedstaaten: 

i) die Arbeiten zur Erneuerung der Methoden und 
Verfahrensweisen auf Regierungsebene zu be- 
schleunigen; 

ii) die Arbeiten zur Aufstellung eines Verhaltens- 
kodex für multinationale Unternehmen unter Be- 
rücksichtigung der in den Berichten der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarates ge- 
machten Vorschläge zu beschleunigen und un- 
verzüglich eine Gesamtstudie über die Rolle der 
multinationalen Unternehmen anzufertigen; 

iii) dafür Sorge zu tragen, daß den Empfehlungen 
der Ministerkonferenzen auch tatsächlich Folge 
geleistet wird; 

iv) die Zweckmäßigkeit einer Anpassung der 
Strukturen und Verfahrensweisen der OECD in 
einer Weise zu prüfen, die es der Organisation 
gestattet, in Dringlichkeitsfällen rascher und 
wirksamer vorzugehen. 


Dienstag, 7. Oktober 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Die europäische Schiffahrtspolitik 

(Drucksache: 3662) 

Berichterstatter: Abg. Prescott 

Tagesordnungspunkt: 

14. und 15. Jahresbericht der Europäischen 
Freihandelszone (EFTA) sowie Stellungnahme 
der Versammlung 

(Drucksachen: 3469, 3646 und 3661) 

Berichterstatter: Abg. Stray 

Der Bericht enthielt zunächst einen — im Laufe 
der Debatte abgeänderten — Richtlinienentwurff in 
dem dem Landwirtschaftsausschuß, gemeinsam mit 
dem Rechtsausschuß, eine aktive Vermittlerrolle 
zugedacht war. 

Richter (SPD): Herr Präsident, ich bedanke mich. 
Ich vertrete die Auffassung, daß der bisherige Ver- 
lauf der Debatte es auch mir ermöglicht, ohne jede 
Härte in die Diskussion einzugreifen. Ich möchte 
mich als deutscher Sprecher — ich glaube, in die- 
sem Fall kann ich sogar sagen: auch als Sprecher 
der deutschen Delegation — zunächst für die Ver- 
mittlerrolle des Europarates bedanken, die uns na- 
mens seines Ausschusses der Berichterstatter, der 
Kollege Stray, hier angeboten hat. Ich hoffe, daß 
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die Versammlung zum Schluß diesen Vermittlungs- 
auftrag auch akzeptiert. 

Es ist nicht zu übersehen — das hat der Verlauf 
der Debatte gezeigt — , daß es im Sinne des Vor- 
schlages einige Schwierigkeiten geben wird, die 
auf uns zukommen. Ich beziehe mich zunächst auf 
die obligatorische Einbeziehung auch des Rechts- 
ausschusses. Dieser mußte sich auf der Grundlage 
des Urteils des Internationalen Gerichtshofes bewe- 
gen und wird sich auch in Zukunft zwangsläufig 
auf dieser Grundlage bewegen müssen. Der Kollege 
Roper hat dieses Urteil gerade zitiert. Es besteht si- 
cher kein Zweifel daran, daß einseitige Ausweitun- 
gen, wie sie durch Island vorgenommen wurden 
und weiter vorgenommen werden sollen, durch die- 
sen Gerichtshof auch künftig zu verurteilen sein 
werden. Hier sind einfach Formeln, wie sie der er- 
ste Sprecher aus Island eingeführt hat, nicht zu hal- 
ten. 

Zweitens — das ist eine kleine Mahnung — wäre 
zu prüfen, ob der Landwirtschaftsausschuß nicht 
überfordert wäre, wenn er individuelle Vorschläge 
zur Lösung des Fischereistreites vorlegen sollte. Ich 
betone noch einmal, daß ich die Vermittlerrolle, 
die hier angeboten wird, sehr begrüße. Aber wir 
müssen sehen, daß die Situation in Island durch die 
Tatsache, die auch der Kollege Kristjansson soeben 
eingeführt hat, erschwert wird, nämlich daß Island 
beabsichtigt, in wenigen Tagen die Grenzen erneut 
zu ändern und die Hoheitsrechte auf 200 Seemeilen 
auszudehnen. 

Damit wird alles das, was bisher erreicht wurde, er- 
neut problematisch. Der Kollege Roper hat hier mit 
großem Recht darauf hingewiesen, daß damit auch 
die gesamte Problematik mit dem Vereinigten Kö- 
nigreich von Großbritannien und Nordirland und 
mit Belgien, wie ich sagen würde, wieder völlig of- 
fen ist und daß wir alle gemeinsam mit diesem Pro- 
blem konfrontiert werden. 

Der Europarat wird in dieser Frage, falls er ver- 
mitteln möchte, auch auf die Tatsache stoßen, daß 
die Isländer bisher nur bereit waren, bilateral zu 
verhandeln. Das hat die Gesamtsituation immer 
sehr erschwert. Verhandlungen mit der EG zum 
Beispiel wurden bisher von Island abgelehnt. Die 
Bundesrepublik hat natürlich in der Vergangenheit 
mit Island verhandelt. Ein abschließendes Verhand- 
lungsergebnis schien dann auch auf dem Tisch zu 
liegen. Wir waren in der Bundesrepublik in der Tat 
in der Hoffnung, daß diese leidselige Geschichte 
vom Tisch kommen wird. 

Ich kann das nicht so ganz verläßlich im einzel- 
nen kontrollieren, weil ich die Protokolle nicht ge- 
lesen habe, aber möglicherweise stimmt es doch, 
daß das Parlament in Island einen Beitrag dazu ge- 
leistet hat, daß dieser Vorschlag, der unter den Re- 
gierungen vereinbart zu sein schien, nicht zum Tra- 
gen kam. 

Aus diesem Grunde möchte ich hier einen Appell 
an unsere Kollegen aus Island richten. Ich bin der 
Meinung, daß erneut mit ihnen verhandelt werden 
muß. Wir haben eine erste Gesprächsrunde des 
Bundesaußenministers Genscher ohne Ergebnis ge- 
habt; aber wir werden zu einem Ergebnis kommen 


müssen. Ich erhoffe dann, daß sich nicht noch ein- 
mal die Situation wiederholt, daß sich einzelne 
Gruppen vor dem Parlament durch maximale For- 
derungen zu überbieten versuchen und die Gesamt- 
positionen wieder in Frage stellen. 

Ich kann hier einiges an Formeln nicht im Raum 
stehenlassen. Es ist nicht so, daß die Bundesrepu- 
blik harte, unvernünftige Maßnahmen ergriffen hat; 
das hatten sie, Herr Kollege Kristjansson, gemeint. 
Es ist in der Tat so, wie Herr Gislason es vermutet 
hatte, daß bisher eine Anpassung in der Bundesre- 
publik Deutschland — in Bremen und Hamburg — 
nicht erfolgt ist. Wir sehen auch bei dem bisheri- 
gen Stand der Verhandlungen und bei der erneuten 
Veränderung des Besitzstands für die Fischer in 
Hamburg und Bremen im Moment gar keine Basis, 
wie es dort zu Strukturveränderungen kommen 
soll. Hier müssen Sie verstehen, daß die Antennen 
bei uns sehr sensibel gespannt sind. 

Aber mit unseren isländischen Kollegen begrüße 
ich das, was sie hier zum Ausdruck brachten, näm- 
lich die Ausrichtung auf Europa hin. Ich kann mir 
vorstellen, daß dieser Streit — das Wort „Konflikt" 
wage ich gar nicht zu gebrauchen, weil es mir 
schon zu gewichtig scheint — ausgeräumt werden 
wird und ausgeräumt werden muß und daß dann 
wieder die Formel gilt, die unser Berichterstatter, 
Herr Stray, in seiner Einführung vorgetragen hat: 
Ende gut, alles gut. 


Entschließung 604 (1975) 

in Erwiderung des 14. und 15. Jahresberichts 
der Europäischen Freihandelszone (EFTA) 

Die Versammlung 


4. bedauert, daß das Inkrafttreten von Protokoll 
Nr. 6 zum Freihandelsabkommen zwischen Is- 
land und den Europäischen Gemeinschaften be- 
treffend die Einfuhr von Fischereiprodukten in 
die Länder der Gemeinschaft noch nicht in Kraft 
getreten ist, da noch immer keine zufriedenstel- 
lende Lösung für die Streitigkeiten über die 
Grenzen der isländischen Fischfanggebiete und 
insbesondere für die Auseinandersetzung zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschand und Is- 
land über die Fischfangrechte in den isländi- 
schen Gewässern in Sicht ist, und ersucht die 
betreffenden Länder, sich sobald wie möglich im 
Geiste der europäischen Verständigung und Zu- 
sammenarbeit über dieses Problem zu einigen. 


Richtlinie 355 (1975) 

betr. die Auseinandersetzung über die Fischerei- 
rechte in den isländischen Gewässern 

Die Versammlung 

1. bezieht sich auf die in Erwiderung des 14, und 
15. EFTA- Jahresberichts angenommene Ent- 

schließung 604 (1975); 
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2. bittet ihren Landwirtschaftsausschuß — falls er- 
forderlich zusammen mit dem Rechtsausschuß — ■, 
die derzeit laufenden Verhandlungen zwischen 
Island und der Bundesrepublik Deutschland über 
die Fischfangrechte zu verfolgen und gegebe- 
nenfalls beiden Seiten ihre guten Dienste anzu- 
bieten. 


T agesordnungspunkt : 

Die allgemeine Politik des Europarates — 
Die Beziehungen zwischen den Staaten 
Westeuropas und Nordamerikas 

(Drucksache: 3657) 

Berichterstatter: Abg. Karasek 

Dr. Kliesing (CDU/CSU): Herr Präsident! In Zif- 
fer 2 der Draft Resolution heißt es unter anderem, 
daß die Versammlung die gemeinsame Verantwor- 
tung der westeuropäischen und der nordamerikani- 
schen Staaten für die Sicherheit und Zusammenar- 
beit in Europa anerkennt. Dazu möchte ich einige 
Bemerkungen machen, mich aber zuvor bei meinem 
Freund Karasek für seinen Bericht bedanken, weil 
dieser Bericht meines Erachtens in einer für die Si- 
cherheit Europas entscheidenden Frage eine gute 
Diskussionsgrundlage schafft. 

Ich möchte gleich auf ein Problem zu sprechen 
kommen, das er sowohl im schriftlichen als auch 
im mündlichen Bericht dargestellt hat und auf das 
auch unser amerikanischer Kollege Mr. Ryan Bezug 
genommen hat. Ich möchte dieses Problem keines- 
wegs dramatisieren, und es bietet auch keinen An- 
laß zu Skepsis oder Pessimismus. Aber das Problem 
ist da. 

Mr. Ryan hat uns auf die Vergangenheit hinge- 
wiesen. Das ist sicherlich richtig; aber die Dinge 
sind nicht mehr ganz so, wie sie vor 20 Jahren wa- 
ren. Wenn ich 1955 in Washington mit Politikern 
beider Häuser oder beider Parteien sprach, dann 
fehlte das Wort Isolationismus im politischen Lexi- 
kon; es war tot. Heute kann man das nicht sagen. 
Das Problem existiert zumindest in Teilen der Be- 
völkerung und der öffentlichen Meinung. 

Selbstverständlich sind die europäischen Staaten 
keineswegs schuldlos an dieser Entwicklung, und 
als Deutscher bin ich Mr. Ryan sehr dankbar für ei- 
nige Bemerkungen, die er über unsere Aufgaben 
gemacht hat und die meines Erachtens durchaus in 
das Notizbuch einiger unserer Politiker gehören. 
Aber es ist natürlich auch so — Mr. Ryan hat das 
auch selber gesagt — , daß einige Ereignisse der 
amerikanischen Innen- und Außenpolitik während 
der letzten Jahre einen relativ hohen Effekt gehabt 
haben. Die politische Bedeutung wird uns, glaube 
ich, erst klar, wenn wir uns zwei Dinge vor Augen 
halten, erstens einmal: Wir stehen auf beiden Sei- 
ten des Atlantiks sowohl bei Wählern als auch bei 
Gewählten in einem Generationswechsel. Die Gene- 
ration, die die Politik 1945 und in den folgenden 
Jahren bestimmt hat, tritt ab, und eine neue Gene- 
ration von Politikern ist da und wächst in die Ar- 


beit hinein, die das alles nicht miterlebt hat, die 
nicht die gleiche Erfahrung hat und für die das al- 
les Geschichte ist. Das hat selbstverständlich seine 
Wirkung. 

Als zweites kommt etwas hinzu, was mit der ver- 
schiedenartigen Struktur auf beiden Seiten des 
Ozeans zusammenhängt. Hier leben wir in einer 
Welt, in der man mit einem normalen Verkehrs- 
flugzeug innerhalb einer Stunde das Territorium ei- 
nes halben Dutzends souveräner Staaten überflie- 
gen kann. Da spielt die Außenpolitik natürlich eine 
ganz andere Rolle als in den Vereinigten Staaten. 
Die Vereinigten Staaten haben, wenn ich richtig in- 
formiert bin, im vorigen Jahre 4 Prozent ihres Na- 
tionalprodukts ' exportiert. In meinem Land, in der 
Bundesrepublik Deutschland, waren es 24 Prozent. 
Das schafft eine ganz andere Affinität und Sensibi- 
lität nicht nur für Außenwirtschaft, sondern für Au- 
ßenpolitik schlechthin. Die USA mit ihrer riesigen 
Fülle von Binnenmarktproblemen, von wirtschaftli- 
chen und sozialen Problemen haben natürlich eine 
Innenpolitik, die im politischen Denken ihrer Bür- 
ger und auch in ihrer Politik eine hohe Priorität ge- 
genüber der Außenpolitik einnimmt. Das ist etwas 
ganz Natürliches, und darin liegt zweifellos ein 
ernstes Problem, das sich einmal zu einer potentiel- 
len Gefahr entwickeln könnte. Ich sage nicht, daß 
es sich dazu entwickeln wird, sondern wir müssen 
etwas dagegen unternehmen. 

Es ist hier von den inneramerikanischen Ereignis- 
sen gesprochen worden. Der amerikanische Wahl- 
kampf des letzten Jahres hat uns ja doch gezeigt, 
daß er von vielen Fragen, welche die Nation aufge- 
wühlt hatten — - von Watergate bis Vietnam — , be- 
stimmt war. Das hat heute zwei Folgen, die für uns 
sehr interessant sind. Mit der einen Folge hat sich 
Mister Ryan sehr intensiv auseinandergesetzt: Die 
Macht des Kongresses hat auch in Fragen außenpo- 
litischer Entscheidungen gegenüber der Exekutive 
sehr zugenommen, obwohl, wie gesagt, ein ameri- 
kanischer Congressman in seinen politischen Auf- 
gaben im Durchschnitt viel mehr von innenpoliti- 
schen Fragen bestimmt ist, während wir es hier in 
Europa als etwas Natürliches empfinden, daß bei 
aller Bedeutung der parlamentarischen Kontrolle 
doch in den Fragen der Außenpolitik der Regie- 
rung, der Exekutive also, aus der Natur der Sache 
heraus eine gewisse Prärogative zusteht. 

Das zweite Problem ist, daß das Repräsentanten- 
haus zum Beispiel zu einem Drittel aus Neulingen, 
sogenannten Freshmen, besteht, in deren Katalog 
politischer Aufgaben das Problem der europäischen 
Sicherheit natürlich bestimmt nicht die allerhöchste 
Priorität hat. 

Daraus ergibt sich, Herr Präsident, für uns, glau- 
be ich, eine wichtige Aufgabe, nämlich daß wir 
durch persönlichen Einsatz bei unseren amerikani- 
schen Kollegen, und zwar nicht nur hier in Europa 
und auch nicht nur in Washington, sondern auch in 
den 50 verschiedenen Einzelstaaten in den dortigen 
Wahlkreisen, um Verständnis für unsere gemeinsa- 
men Interessen werben. 

Herr Präsident, in dem operativen Teil unseres 
Entschließungsentwurfs wird darauf hingewiesen, 
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daß unter anderem Vorrang gegeben werden sollte 
der Vervielfältigung der transatlantischen Kontakte 
auf parlamentarischer Ebene mit dem Ziel der Ver- 
tiefung des gegenseitigen Verständnisses für die 
Probleme und Interessen zu beiden Seiten des At- 
lantiks. Ich halte diese Aussage für außerordentlich 
bedeutsam und wichtig. Ich meine, wir sollten her- 
angehen, sie zu realisieren. 

Es steht hier, daß die Versammlung in diesem 
Sinne alle beteiligten Regierungen zum Handeln er- 
sucht. Das ist sehr wichtig, aber noch wichtiger 
wäre es, glaube ich, wenn wir es nicht nur bei dem 
Ersuchen gegenüber den Regierungen beließen, 
sondern wenn wir selbst als Parlamentarier aktiv 
wären. Ich glaube, das Gespräch hier heute nach- 
mittag mit unserem amerikanischen Kollegen Mi- 
ster Ryan hat gezeigt, wie wichtig diese Aufgabe 
ist. 

Ich danke Ihnen. 

Mattick (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich freue mich, daß vor mir der griechische 
Kollege gesprochen hat, weil ich die Absicht habe, 
in meinem Beitrag auch das Zypern-Problem anzu- 
schneiden; dies ist mir auf Grund dessen, was der 
griechische Kollege gesagt hat, leichter gewor- 
den. 

Zunächst möchte ich einige Bemerkungen zu dem 
Grundthema Zusammenarbeit oder, besser gesagt, 
Zusammengehörigkeit von Europa und Nordameri- 
ka — Vereinigte Staaten und Kanada — machen. 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß es in unserem 
Kreise Kollegen gibt, die nicht absolut von der ge- 
genseitigen Abhängigkeit Europas und Amerikas 
überzeugt sind und die nicht davon ausgehen, daß 
unsere ganze Anstrengung darauf gerichtet sein 
muß, die Zusammenarbeit zwischen Nordamerika 
und Europa weiter zu festigen, zu stärken und aus- 
zuschöpfen, und zwar nicht nur für politische Fra- 
gen, sondern auch für die Lösung der ökonomi- 
schen Probleme, mit denen wir es zur Zeit zu tun 
haben. Wir wissen, daß wir über diese zur Zeit be- 
stehenden Schwierigkeiten nur gemeinsam hinweg- 
kommen werden. Ich denke, daß wir uns hierin ei- 
nig sind, und eine übermäßige Beteuerung dessen er- 
scheint mir auch auf Grund der von uns bis heute 
gemeinsam geübten Praxis nicht notwendig. 

Eine Bemerkung möchte ich zu dem machen, was 
unser Kollege Karasek in bezug auf die demokrati- 
schen Institutionen und die Lage, in der wir uns be- 
finden, gemacht hat. Er sagte, es gebe heute viele 
Zweifel an den demokratischen Institutionen. Ich 
glaube, die hat es immer gegeben, und wenn es sie 
nicht mehr gibt, gibt es auch keine funktionierende 
Demokratie mehr. Denn die ständigen Zweifel an 
dem Funktionieren der Institutionen sind die Vor- 
aussetzung dafür, daß sie ständig verbessert und in 
Bewegung gehalten werden. Insofern sollten wir 
heute nicht so traurig darüber sein, daß die junge 
Generation etwas mehr an die Türen pocht, als dies 
zu gewissen Zeiten der Fall war, wo das Gefühl be- 
stand, es passiert ja nichts. Eine gewisse Unruhe 
gehört meiner Ansicht nach zum Leben der Demo- 
kratie. 


Herr Kollege Karasek stellte die Frage, ob wir 
immer noch bedroht sind, und beantwortete sie mit 
ja. Ich möchte sie ebenfalls mit ja beantworten, nur 
mit einer Einschränkung: Bedroht sind wir immer, 
solange es das Gleichgewicht der Macht ist, was 
den Frieden erhält. Aber ich bin der festen Über- 
zeugung, daß wir heute keinesfalls so sehr bedroht 
sind, wie wir es nach 1945 schon waren. Ich will es 
mir ersparen, Beispiele dafür anzuführen, weil ich 
glaube, daß sie jedem gegenwärtig sind, wenn er 
daran erinnert wird. 

Es wurde gefragt, ob wir und wie wir die Ergeb- 
nisse der Konferenz für Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa wachhalten. Ich möchte dazu sa- 
gen: Es ist unsere Pflicht, keine Ruhe zu geben, ge- 
duldig zu drängen, auf die öffentliche Debatte Wert 
zu legen, in allen Fällen zu beobachten und, wenn 
es sein muß, zu intervenieren, zu registrieren und 
fortlaufend nach vorne zu stoßen. Ich teile nicht 
die Auffassung, daß wir bis 1977, also bis zur näch- 
sten Konferenz, im Wartezustand leben sollten, 
sondern bin der Ansicht, daß wir die Pflicht haben, 
alles, was möglich ist, zu bewegen, um die Gedan- 
ken, die durch die Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa schriftlich verankert wor- 
den sind, nach vorne zu treiben. 

Ich möchte hierzu eine Zwischenbemerkung ma- 
chen. Die NATO-Parlamentarierkonferenz, die vor 
14 Tagen in Kopenhagen getagt hat, hat aus ihrer 
Mitte einen Unterausschuß gebildet, um sich lau- 
fend mit der Entspannung zu beschäftigen; wie ge- 
sagt; zu beobachten, zu registrieren, zu intervenie- 
ren, Gespräche zu führen und dafür zu sorgen, daß 
man auch auf der anderen Seite begreift: Helsinki 
bedeutet uns so viel, daß wir die andere Seite täg- 
lich daran erinnern werden. 

Von einigen wird gesagt, wir hätten in Helsinki 
zu schwach verhandelt. Lassen Sie mich dazu dies 
sagen: Man wird bei Verhandlungen zwischen Ver- 
tretern demokratischer und totalitärer Systeme im- 
mer etwas den Eindruck haben, daß die Demokra- 
ten schwächer sind, nämlich weil sie mehr darüber 
diskutieren, was sie alles aufgeben, als das bei den 
Totalitären der Fall ist. Wenn man die Ausgangs- 
positionen der Konferenz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa und das Endresultat ver- 
gleicht, dann muß man nach meiner festen Über- 
zeugung zu dem Ergebnis kommen, daß wir mehr 
erreicht haben — allerdings auf dem Papier, wie 
ich einschränkend ausdrücklich hinzufüge — , als 
wir erwartet haben. Unser aller Aufgabe ist es 
jetzt, aus dem, was auf dem Papier steht, tägliche 
Politik zu machen und dafür zu sorgen, daß es dar- 
über keine Ruhe gibt. Darunter verstehe ich aller- 
dings auch, nicht durch dauernde Miesmacherei in 
der Öffentlichkeit Unklarheit entstehen zu lassen, 
was alles sich langsam verändert. Liebe Kollegen, 
ich sage Ihnen als Berliner: es hat sich schon vieles 
verändert; ich will das nicht auf zählen, weil die 
Zeit zu knapp ist. 

Sodann möchte ich einige Sätze an unseren ver- 
ehrten Kollegen aus Amerika, Oscar Ryan, richten, 
und auch dies sage ich ausdrücklich als Berliner; 
denn ich glaube, wenn jemand den Fragen, die Sie 
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gestellt haben, verehrter Herr Kollege, sehr nahe 
steht, dann sind das die Berliner. 

Zuvor möchte ich allerdings eine Bemerkung im 
Zusammenhang mit Zypern machen. Ich bin erfreut 
darüber, daß der Kongreß das Embargo gelockert 
hat. Ich möchte an meine griechischen Freunde die 
Bitte richten, dafür im eigenen Interesse Verständ- 
nis zu haben. Ich habe wohl verstanden, welcher 
Groll bei den griechischen Kollegen gegenüber dem 
Verhalten der türkischen Regierung vorhanden ist, 
und zwar als jemand, der sich viel damit beschäf- 
tigt und auch an Ort und stelle viel darüber ge- 
sprochen hat. 

Aber gestatten Sie mir, folgendes zu sagen. Eine 
Regierung kommt auch durch innere Zusammen- 
hänge in Not, durch Umstände also, die mit der Au- 
ßenpolitik gar nichts zu tun haben. Ich bin ganz 
fest davon überzeugt, daß die türkische Regierung 
— ich sage das jetzt so offen, damit man das er- 
kennt — in der schwachen Position, in der sie sich 
befand, besonders schwach durch das Embargo war 
und auch deshalb schwach ist, weil sie kurz vor 
Wahlen steht. Nun entscheiden die Wahlen nicht 
über eine neue Regierung; dieser Irrtum darf hier 
nicht entstehen. Aber sie entscheiden sicher dar- 
über, welche Machtposition die Regierung Demirel 
zur Zeit im Volk hat. Die Lockerung des Embargos 
war eine Voraussetzung, um Demirel etwas mehr 
Bewegungsfreiheit einzuräumen. Insofern sollten 
die griechischen Freunde dies im besten Sinne ver- 
stehen. 

Ich meine, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
das Zypern-Problem muß in diesem Winter berei- 
nigt werden. Auf der NATO-Parlamentarierkonfe- 
renz hat ein türkischer Kollege gesagt: Dies ist 
eine Angelegenheit der „Familie NATO'' und muß 
in der „Familie NATO" in Ordnung gebracht wer- 
den. Familienmitglieder können Krach haben; aber 
es darf kein Krieg sein. Wir nehmen sie alle beim 
Wort, sage ich jetzt. Auf Zypern leben noch 
14 000 Menschen in Zelten. Diese Zahl habe ich 
nicht von Zyprioten, sondern von Herrn Denktasch, 
der die Zahl lieber herunter- als hochspielt; das 
wird jeder verstehen. Wenn diese Menschen noch 
einen Winter in den Zelten verbringen müssen, 
dann kann dies, sage ich, nach den Bewegungen, 
die wir heute schon kennen, zu einer Katastrophe 
führen, die nicht mehr mit einfachen Verhandlun- 
gen beigelegt werden könnte. 

Die NATO-Parlamentarierkonferenz hat sich ent- 
schlossen, nach den Wahlen mit einer Delegation 
nach Athen und nach Ankara zu gehen. Die grie- 
chischen und türkischen Kollegen in der Konferenz 
haben — diesen Eindruck hatte ich — mit Freude 
zugestimmt, daß unsere Vermittlungsversuche so 
weit gehen sollen. 

Wir müssen dafür sorgen, daß in unserem Raum, 
in Westeuropa, und im engeren Sinne in der 
NATO, ein Zustand beseitigt wird, der, wie man 
ihn im Augenblick auch immer empfindet, ein 
Kriegszustand ist, wenn auch nicht geschossen 
wird. Deshalb sollten wir Verständnis dafür haben, 
daß alles versucht wird, was möglich ist, um die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die türki- 


sche Regierung in bezug auf die Verhandlungen, 
die notwendig werden, beim Wort genommen wer- 
den kann. 

Ich möchte nun noch folgende Bemerkungen an 
die Adresse von Herrn Kollegen Ryan machen. 

Sie sagten, Ihre Wähler fragten: Warum ist die 
Mauer noch nicht abgerissen? Ihre Wähler fragten: 
Was wird aus Helsinki und wieso verkauft die DDR 
Menschen gegen D-Mark? — Ich will es kurz ma- 
chen. Auf die Frage „Menschen gegen D-Mark" 
will ich hier nicht antworten. Ich will Ihnen das 
persönlich beantworten, wenn es möglich ist, um 
das aufzuklären. Ich sage Ihnen aber jetzt folgen- 
des, damit wir uns verstehen. Meine Wähler in Ber- 
lin würden Sie, wenn Sie solche Fragen stellten, 
fragen: Warum konnte die Mauer gebaut werden? 
Warum haben die Amerikaner die Luftbrücke ge- 
gen die militanten Maßnahmen 1948 eingesetzt und 
keine militante Antwort gegeben? Warum haben 
sie die Deutschen daran gehindert, am 17. Juni 1953 
über die Grenze zu gehen, um ihren Kameraden 
beizustehen? Warum haben sie dem Bau der Mauer 
zugestimmt? Meine Antwort ist: Um den Frieden zu 
erhalten, um den Krieg zu verhindern, und das ist 
richtig gewesen. 

Und darum ist auch unsere Politik darauf gerich- 
tet, den Frieden zu erhalten. Deshalb kann man 
eben nicht die Mauer wegbringen, sondern man 
kann nur Methoden anwenden , wie sie bei der 
KSZE deutlich geworden sind, nämlich systema- 
tisch eine Atmosphäre schaffen, die den Boden der 
Mauer erschüttert. Sonst wäre es einfacher. 


Mittwoch, 8. Oktober 1975 


Tagesordnungspunkt: 

Die allgemeine Politik des Europarates — 
Die Beziehungen zwischen den Staaten 
Westeuropas und Nordamerikas 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Dies ist ein 
bemerkenswerter Bericht, den uns der Politische 
Ausschuß und der Berichterstatter, Herr Kollege 
Karasek, vorgelegt haben. Wir haben ihnen dafür 
in vielerlei Hinsicht zu danken. 

Dennoch möchte ich, ohne mich zu lange bei der 
Vorrede aufzuhalten, eine im wesentlichen kriti- 
sche Anmerkung machen, die sich allerdings, Herr 
Präsident, nicht allein auf diesen Bericht bezieht, 
sondern auf die Art, wie wir über die Dinge in der 
westlichen Welt und über deren Beziehungen zu 
den östlichen Staaten reden. 

Mit einem Satz gesagt: Mir ist der Bericht zu de- 
fensiv; defensiv, wohlgemerkt, nicht etwa gegen- 
über dem Osten, sondern defensiv in der Art, wie 


35 



Drucksache 7/4319 


Deutscher’ Bundestag — 7. Wahlperiode 


er die gegenwärtige Situation schildert und die 
Chancen, die wir für die Zukunft haben. Wenn ich 
es pointiert sagen darf, wie es sich mir darstellt 
hat: Durch den Bericht zieht sich die Klage, der 
Westen lebe in einer Welt voller Gefahren, äußerer 
wie innerer Gefahren. Und dann wird die Frage un- 
tersucht: Wie reagieren wir auf diese Gefahren? 

Was mir in diesem Bericht zu wenig enthalten ist 
— es wäre ungerecht, zu sagen, daß es völlig 
fehlt — , ist die Darstellung dessen, was wir hier im 
Westen positiv zur Verbesserung der Verhältnisse 
erreicht haben, ist die Darstellung der durchaus an- 
nehmbaren Rezepte, die für die Bewältigung der 
Zukunft entwickelt worden sind. Hier, so meine 
ich, sollte vielleicht stärker das Schwergewicht lie- 
gen. 

Nun wäre es billig, meine Damen und Herren, 
sich in diesem Zusammenhang, wenn wir von den 
Gefahren sprechen, damit zu beruhigen, daß ja 
auch die Sowjetunion und ihre Verbündeten ihre 
Schwierigkeiten haben. Andererseits aber sollten 
wir in diesem Zusammenhang auch nicht den Satz 
vergessen, daß die Sowjetunion und ihre Verbünde- 
ten nur so stark sind, wie wir schwach sind. Das 
meine ich keineswegs nur militärisch, sondern 
ebenso sozial, wirtschaftlich und kulturell. 

Ich vermag in diesem Zusammenhang deshalb 
auch nicht der zitierten Formulierung zu folgen, 
wie sie auf Seite 6 des Expose des Motifs wiederge- 
geben ist. Da ist von der Intensivierung des Klas- 
senkampfes als einer Bedrohung die Rede. Dies, 
meine Damen und Herren, ist in meinen Augen kei- 
ne Bedrohung, sondern eine Herausforderung, unse- 
re Gesellschaftsordnungen sozial und wirtschaftlich 
immer gerechter zu gestalten. Ich glaube, ich habe 
damit einen Fingerzeig dafür gegeben, was ich mei- 
ne, wenn ich von der defensiven Haltung spre- 
che. 

Der Geist der Defensive scheint mir auch ein we- 
nig das bestimmt zu haben, was über die Ost-West- 
Beziehungen gesagt worden ist. Das ist auch eine 
allgemeine Erscheinung. Wir überlegen immer, 
welche großen Gefahren uns von der sowjetischen 
Politik drohen und was wir von dort aus alles an 
schlimmen Sachen zu erwarten haben. Gewiß, wer 
wie ich die sowjetische Politik seit Jahren aus der 
Nähe kennt, wird diese Gefahren nicht übersehen. 
Aber wir sollten doch nicht nur reagieren, sondern 
wir sollten eine Politik machen, die uns in dieser 
Auseinandersetzung aktiv in eine bessere Zukunft 
hineinführt. Wir haben doch auch in Helsinki in 
dieser Richtung Erfolge erzielt! 

Ich glaube deshalb auch nicht, Herr Kollege Ka- 
rasek, daß das richtig ist, was Sie gestern nachmit- 
tag gesagt haben, als Sie davon sprachen, daß man 
sich nur deshalb auf die KSZE eingelassen habe, 
weil man auf humanitäre Erleichterungen gehofft 
habe. Vielleicht habe ich das mißverstanden. Ich 
möchte jedoch hier sehr stark unterstreichen, daß 
bei der KSZE alle drei Körbe für sich genommen ih- 
ren Wert haben. 

Lassen Sie mich, Herr Präsident, abschließend 
eine Bemerkung zu dem Thema Moral und Politik 


machen. Ich bin dazu insbesondere — ich sage das 
freimütig — durch die Ausführungen unseres ame- 
rikanischen Kollegen Ryan herausgefordert worden. 
Ich bedauere, daß er heute morgen nicht hier ist. 
Ich hätte es gern in seiner Gegenwart gesagt. 

Immer wieder wird diese Frage in unseren Län- 
dern diskutiert. Sie hat ja auch in der Tat viele 
Aspekte. Lassen Sie mich zunächst eines ganz klar 
feststellen. Ein demokratischer Politiker ohne mo- 
ralische Basis für seine Politik ist für mich nicht 
vorstellbar. 

Immer wieder geht es auch insoweit um die 
schwierige Frage, wie hinsichtlich der Moral in der 
Politik die Zweck-Mittel-Relation in diesem Zusam- 
menhang zu sehen ist. Aber auf der anderen Seite 
möchte ich doch sehr deutlich sagen, daß morali- 
scher Rigorismus als Leitlinie der Politik häufig de- 
nen nichts nützt, für die wir Politik machen sollen, 
nämlich den Menschen, ja, daß er ihnen sogar scha- 
den kann. 

Lassen Sie mich das an zwei Beispielen, die diffe- 
renziert liegen, deutlich machen. Das eine ist das, 
was der Kollege Ryan gestern zu der Mauer und zu 
dem Freikaufen von Menschen gesagt hat. Der Kol- 
lege Mattick hat schon dazu gesprochen und von 
einer bestimmten Seite aus diese Ausführungen be- 
leuchtet. Ich möchte das jetzt von einer anderen 
Seite aus tun. Ich glaube, daß es richtiger ist, Men- 
schen notfalls auch mit Geld aus diesem Bereich, 
aus den Gefängnissen dort herauszubringen, daß es 
richtiger ist, dies im Interesse der Menschen zu 
tun, als jeden Tag in Berlin zu rufen: „Die Mauer 
muß weg." Dies nützt den Menschen überhaupt 
nichts. Dies so zu sehen ist natürlich etwas schwie- 
rig für Wähler und für einen Abgeordneten, der so 
weit von den Dingen weg ist, wie es der Kollege 
Ryan ist. 

Aber auch die Frage, die der Kollege Reale ange- 
schnitten hat, nämlich das Stützpunktabkommen 
der Vereinigten Staaten mit Spanien, hat mit dem 
Thema Moral und Politik etwas zu tun. Nun glaube 
ich, daß nur moralischer Rigorismus meinen kann, 
daß demokratische Länder Diktaturen aus ihrer 
Verteidigungs- und Wirtschaftspolitik völlig auszu- 
klammern hätten. Ich sehe natürlich auch, daß die 
USA hier einen taktisch außerordentlich günstigen 
Augenblick wahrgenommen haben, mit Spanien zu 
einem Abkommen zu kommen. Aber wenn ich jetzt 
zunächst einmal davon ausgehe, daß durch ein sol- 
ches Abkommen die Verteidigungskraft des We- 
stens gestärkt wird, so frage ich mich doch, Herr 
Präsident, ob dabei, wenn man unter den gegenwär- 
tigen Umständen ein solches Abkommen mit Spani- 
en abschließt, genügend überlegt worden ist, daß 
auf der anderen Seite die Verteidigungskraft des 
Westens auch geschwächt werden könnte, weil 
nämlich viele junge Menschen in unseren Län- 
dern, die wehrpflichtig sind oder es werden sollen, 
es nicht werden begreifen können, wie diese Dinge 
Zusammenhängen, daß man auf der einen Seite in 
diesem Augenblick ein solches Abkommen machen 
kann, daß man ihnen aber andererseits sagt, sie sei- 
en dazu da, die demokratische Gesellschaft zu ver- 
teidigen. 
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Herr Präsident, wir haben es in unseren demo- 
kratischen Ländern in solchen Fragen schwerer als 
die Diktaturen, weil wir es eben mit einer kriti- 
schen demokratischen Öffentlichkeit zu tun haben, 
wie es sie in den Diktaturen so gut wie gar nicht 
gibt. Aber gerade hier und nur hier findet die Na- 
gelprobe auf die Überlegenheit unserer demokrati- 
schen Gesellschaftsordnung statt. 


Empfehlung 771 (1975) 

betr. die Beziehungen zwischen dem Europarat, Ka- 
nada und den Vereinigten Staaten 

(Allgemeine Politik des Europarates) 

Die Versammlung 


7. empfiehlt dem Ministerkomitee, 

i. das von den nordamerikanischen Staaten be- 
kundete Interesse mit Wohlwollen aufzugrei- 
fen und eine enge Zusammenarbeit mit die- 
sen ins Auge zu fassen; 

ii. den Generalsekretär zu beauftragen, die Son- 
dierungsgespräche mit der kanadischen Re- 
gierung ebenso wie mit der Regierung der 
Vereinigten Staaten fortzuführen und hierbei 
konkrete Vorschläge für eine aktive Mitwir- 
kung dieser Staaten an den zwischenstaatli- 
chen Arbeiten des Europarates in allen Fäl- 
len, in denen dies im gegenseitigen Interesse 
liegen würde, zu machen. 


Entschließung 605 (1975) 

betr. die Beziehungen zwischen den westeuropä- 
ischen Staaten, Kanada und den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika 

Die Versammlung 


2. Anerkennt die gemeinsame Verantwortung der 
westeuropäischen und nordamerikanischen Staa- 
ten für die Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa sowie für die wirtschaftliche Entwick- 
lung und Zusammenarbeit in der Welt; 

3. Ist der Auffassung, daß transatlantische Bezie- 
hungen auch auf den verschiedenen politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und wis- 
senschaftlichen Gebieten, die für die westeuro- 
päischen und nordamerikanischen Staaten von 
gemeinsamem Interesse sind, weiter ausgebaut 
werden sollten; 

4. Ist überzeugt, daß die Zusammenfassung ihrer 
Erkenntnisse und Erfahrungen auf den verschie- 
denen Gebieten für alle Beteiligten von großem 
Nutzen sein wird; 

5. Stellt mit Genugtuung die ausgezeichnete Kon- 
zertierung fest, die zwischen den westeuropä- 


ischen und nordamerikanischen Staaten in den 
Verhandlungen bei der Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa erfolgte; 

6. Begrüßt es, daß ein gewisser Fortschritt in der 
Herausbildung einer gemeinsamen Haltung zwi- 
schen den westeuropäischen und nordamerikani- 
schen Staaten im Dialog mit den energieprodu- 
zicrenden Ländern und in der allgemeinen Dis- 
kussion über eine weltweite wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit erzielt worden ist; 

7. Bedauert verschiedene Bestrebungen innerhalb 
der Vereinten Nationen und deren Fachorgani- 
sationen, bei welchen versucht wird, diese als 
eine ideologische Plattform ohne Belang auszu- 
nützen und die grundsätzlichen Ziele der Orga- 
nisation zu untergraben; 

8. Legt allen in Betracht kommenden Regierungen 
nahe, 

1. folgende Ziele vorrangig zu verfolgen: 

(a) alle bestehenden multilateralen Organisa- 
tionen voll zu nützen, um die transatlanti- 
sche Zusammenarbeit auf politischem, 
wirtschaftlichem, sozialem, kulturellem 
und wissenschaftlichem Gebiet auszubau- 
en; 

(b) Intensivierung der transatlantischen Kon- 
takte auf parlamentarischer Ebene zur 
Herbeiführung eines größeren gegenseiti- 
gen Verständnisses für die Probleme und 
Sorgen auf beiden Seiten des Atlantiks; 

(c) Gewährleistung einer engen Harmonisie- 
rung aller Maßnahmen im Anschluß an 
die Konferenz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa, einschließlich der 
Vorbereitungen für die für Juni 1977 vor- 
gesehende Zusammenkunft in Belgrad; 

(d) Koordinierung der atlantischen handeis-, 
währungs- und entwicklungspolitischen 
Maßnahmen sowie des Vorgehens bezüg- 
lich der jetzigen dringenden Probleme 
hinsichtlich Inflation und Beschäfti- 
gung; 

(e) Erleichterung wirtschaftlicher und sozialer 
Zusammenarbeit zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern — gleichgültig, ob 
diese Rohstofferzeuger sind oder nicht — 
und Förderung engerer Beziehungen zwi- 
schen energieerzeugenden und -verbrau- 
chenden Ländern, um einen wirksamen 
Dialog zwischen reichen und armen Län- 
dern im Hinblick auf die Schaffung eines 
neuen Weltwirtschaftssystems, das so- 
wohl realistisch als auch fair ist, zu er- 
möglichen; 

II. ihre Verbundenheit mit den Idealen der ech- 
ten Demokratie und ihre Entschlossenheit, 
sich mit allen Mitteln der allmählichen Aus- 
höhlung der demokratischen Institutionen zu 
widersetzen, neuerlich zu bekräftigen. 
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Tagesordnungspunkt: 

Erklärung über den Europarat und die Zukunft 
der Europäischen Union 

(Drucksache: 3658) 

Berichterstatter: Abg. Leynen 


Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! Wer wollte 
nicht einverstanden sein mit diesem ganz ausge- 
zeichneten Bericht und den Forderungen, die darin 
enthalten sind, nämlich mit dem Verlangen nach Si- 
cherung der pluralistischen Demokratie in unseren 
Staaten, mit der Forderung nach Herrschaft von Ge- 
setz und Menschenrechten, mit der Forderung nach 
Verbesserung der Lebensqualität, mit der Forde- 
rung nach mehr Gerechtigkeit für die Armen und 
mit der Forderung nach einer Europäischen Union 
als Konföderation?! 


Die Genugtuung über dieses ausgezeichnete Pa- 
pier wird nur dadurch getrübt, daß von der Europä- 
ischen Union so bald nichts Wirklichkeit werden 
— trotz des Berichts, den wir von Herrn Tin- 
demans erwarten. Die tatsächlichen Schritte zur 
Veränderung der politischen Gestalt des freien Eu- 
ropa stehen in keinem der Mitgliedstaaten im Ein- 
klang mit den Versprechungen und Deklamationen, 
an denen jedes Land teilnimmt. Die vorhin von un- 
serem Kollegen Nessler erwähnte Tatsache, daß 
sich Großbritannien gestern entschieden hat, aus 
de?- Gemeinschaft auszuscheren, um auf der Roh- 
^^ffkö-nferenz seine Interessen selbständig zu ver- 
tWÖe^pf^pein Beleg dafür, daß der Gedanke der Eu- 
bö^üfeel^^ioiBnion in entscheidenden Situationen 
bei;;dfeinR^^ö^Aingen noch nicht Wirklichkeit wer- 

nspno ’iOL. 

/Iß Wsrlfüüs&^n Mdßf ifeifcstellen : 


“^'^^^rslep%?'i4äes s^üc^t"^nür. seinen augenblick- 

ifc^en^\^QheLfr^.lfedi’-W4giem^ nur die 

zur nächsten 
ganze 

Tj^nB^iRdbiibik^Iclij^ allein 
dadoÄeri(?b^anuÖfenwinÄelnBiLf Lünten Mii Demokratie 
igüi f^eiheita^^EhVris toiaiwo a nein dßii QßM 


TMfflöies Mä es viel 

leichter gewesen wäre, zu größereP'^fifiiigung zu 
ferfmmßnbiEtocfcliÄifcifee iin^^d^niZeitfensfliS ß/y ohlbe- 
KfflüdeiiHitoMämri^föiB^^ DEdaknaiiffrifeiStaatsmän- 
rier,,^to^bdLß^|ßi Spru!a§bvöiagäa±feImachi3Europa zu 
wagten 'isbo b^i^ *i9'9ij95:ioliojedo5I oaeib 

m'^diP^ZM^tJa^Hiu&SÄltsdefizite, 

der Re- 

^Afh4it§ldsi^^ifep%Äie!l^lB^t^eiten Kri- 
M^üälft*fe^^bö^L&4WenP!§ÖM^ird, sind 
gB§^Scü#iS^k5ei^k teöef^^’ööiSriförfflt^on Wirt- 

sein Fell 

wenigstens für morgen zu retteiiP^^^^^pö-''- 


-li^^n-^icbtsoMoseJD Jäktuijßnin^MaiiliieüP ktmnffi es 
jÖh2Li-5(^öiÖ0l':i^f ^litodjmdBWuÄödÄi^örs^ 
mrAat^irlvIhlölfiKc r^iöjf n i(Mjöil4nöglißhöm iköRkreten 
SslwjjtteLidi^dßäujb^ftodli-m^ g©tai|iM&fd._en kön- 
nen: .nopiiißidsd ns floiliousn nsxieaiobiv/ 


Der erste Schritt, der möglich ist und uns vor- 
wärts brächte, ist die Durchsetzung direkter Wah- 
len zum Europäischen Parlament. Wir sollten uns 
nicht auf Grund eigener Bedenken — die auch hier 
zum Ausdruck gekommen sind — diese Möglich- 
keit versperren. Direkte Wahlen stärken das euro- 
päische Bewußtsein der Völker, die viel mehr als 
ihre unentschlossenen Regierungen auf Europa 
drängen. 

Der zweite Schritt wäre dann die Ausdehnung 
der Kompetenzen dieses direkt gewählten Parla- 
ments kraft der Übertragung von Kompetenzen aus 
den nationalen Parlamenten sowie die Wahrneh- 
mung eigener Kompetenzen kraft der Legitimation 
des Europäischen Parlaments, die aus der Wahl 
selbst hervorgeht. 

Auf diesen Weg sollten auch wir jetzt das 
Schwergewicht legen, und ich bedauere, daß dies in 
der Empfehlung nicht ausdrücklich als ein Schwer- 
punkt unserer eigenen Bemühungen erwähnt wird, 
sondern nur versteckt in der Bezugnahme auf die 
Resolution anklingt, die wir hier früher gefaßt ha- 
ben. 


In dem Bericht ist leider auch die Rolle des Euro- 
päischen Rates nicht gewürdigt. Reale Fortschritte 
auf Europa hin kann es nur geben, wenn die Regie- 
rungen dazu gebracht werden, ihre Macht auch da- 
für einzusetzen. Nach meinem Dafürhalten sollten 
nationale Regierungschefs ihre Macht nicht abge- 
ben oder zugunsten einer Oberregierung Europas 
verringern, sondern sie sollten als Gemeinschaft 
der Regierungschefs die vorläufige europäische 
Entscheidungsgewalt ausüben. Dies ist der Sinn des 
Europäischen Rates. Er enthebt uns des Problems 
der von mancher Seite abgelehnten supranationalen 
Qualität der Regierungsgewalt. Es werden zwar 
Entscheidungen für alle Teilnehmerstaaten getrof- 
fen; aber die europäische Entscheidungsgewalt ist 
bis zu ihrer späteren Fortentwicklung ein Gesamt- 
akt nationaler Souveränitäten auch bei Mehrheits- 
entscheidungen. Darin liegt neben der Parlaments- 
wahl der einzige heute brauchbare Ansatzpunkt für 
ein Vorankommen der europäischen Einheit. 


Es sage niemand, auf der Ebene des Ministerrates 
hätten solche Entscheidungen schon getroffen wer- 
®fe^®5hnen; aber sie seien halt nicht getroffen 
halte das für unvergleichbar. Weiter 
^der Europäische Rat wirklich zu 
EiÄis^fife?dütf^0ti‘^äTid . zu ihrer Durchsetzung ent- 
schlossen das Europäische Parlament 

kann keine Bürokratie 
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Die Frage einer größeren selbständigen europä- 
ischen Verteidigung ist gewiß wichtig; doch ist sie 
kein Problem der heutigen unmittelbaren europä- 
ischen Diskussion. Ich wäre schon froh, wenn es 
unter uns in den nächsten Jahren wenigstens zu 
mehr Rüstungsvereinheitlichung käme. Politisch 
entscheidend ist jetzt, daß der Europäische Rat die 
europäische Führungsrolle übernimmt und ausübt. 
Die Wirtschafts- und Währungsunion ist ohne poli- 
tische Führungsentscheidungen nicht denkbar. Der 
über 50 Jahre alte Streit in Europa, ob die Wirt- 
schaft der Politik oder die Politik der Wirtschaft 
vorangehen soll, ist entschieden. Ohne zentrale po- 
litische Vorentscheidungen der Gemeinschaft gibt 
es auch keine gemeinschaftliche Konjunktur- oder 
Währungspolitik. Die Organe der Gemeinschaft 
werden natürlich ihren Platz behalten und die In- 
strumente der Ausführung sein. Aber die Weichen 
für den einzig noch möglichen Weg zur Fortfüh- 
rung der Integration kann jetzt nur noch der Euro- 
päische Rat stellen. 

Ich bin der Meinung, daß auch dieses Gremium 
hier den Willen zu dieser Einigung in der Form be- 
kunden soll, daß der Europäische Rat zu mehr poli- 
tischer Entscheidungsbefugnis ermächtigt und be- 
stimmt wird. 

Mattick (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es fällt mir etwas schwer, eine Identität 
zwischen der Debatte von gestern und der von heu- 
te zu finden. Wenn ich mir die Diskussion von ge- 
stern und auch noch von heute morgen vor Augen 
halte und jetzt die Debatte über die Union betrach- 
te, gewinne ich den Eindruck, als wenn dazwischen 
ein Bruch wäre. Die Position in der gestrigen De- 
batte war ziemlich defätistisch, während wir heute 
so tun, als wenn wir alles unter uns so regeln 
könnten, wie wir es wollten. Ich glaube, da irren 
wir uns. 

Wir müssen versuchen, das, was wir gestern und 
heute morgen debattiert haben, in die Vorstellun- 
gen einzubeziehen, die hier jetzt entwickelt wer- 
den. 

Gestern fiel hier ein für meine Begriffe übles 
Wort. Ein Kollege drückte sich so aus, wir befän- 
den uns — und er bezog dies auf die KSZE — sozu- 
sagen in einer Situation von München. Er vertrat 
also den Standpunkt, daß sich die westlichen Mäch- 
te in Helsinki ähnlich verhalten hätten, wie es 
Chamberlain mit seinem Regenschirm in Godesberg 
getan hat. Solche Bemerkungen habe ich schon des 
öfteren gehört, und gestern klang mehrfach etwas 
Ähnliches durch. Deshalb muß ich sagen, dies ist 
nicht die Grundlage, von der aus wir eine offensive 
Position in der Auseinandersetzung, die wir vor 
uns haben, beziehen können. Es gibt keine Voraus- 
setzungen für eine solche Betrachtungsweise der 
Vereinbarungen von Helsinki, und es gibt keine 
Voraussetzungen in der Welt, in Europa, in unse- 
rem Lebenskreis, die eine Berechtigung zu solchen 
Vermutungen gäben. 

Ich will nicht auf Einzelheiten eingehen, warum 
das so ist. Jeder wird mir zustimmen, wenn ich 
sage: es ist weder die Situation vorhanden noch 


sind die Kräfte vorhanden, noch ist die einseitige 
Quantität und Qualität für ein Übergewicht vor- 
handen, noch ist das Volk verbanden, das sich 
noch einmal in eine solche Situation treiben ließe. 
Ich bitte daher, mehr Kraft auf eine offensive Posi- 
tion nach der KSZE zu verwenden. 

Die KSZE war in der Verhandlungsphase bis zum 
Abschluß eine Schule der Gemeinsamkeit, und sie 
muß eine Schule der Selbstbestimmung und der 
Freiheit aller Europäer werden. Es kommt auf uns 
an, ob wir darauf das Gewicht legen. Insofern, mei- 
ne ich, ist die Europäische Union, über die wir heu- 
te debattieren, nicht an der Zielvorstellung zu mes- 
sen, die sicherlich noch sehr lange nicht erreicht 
werden wird, sondern an der Leistung, die die 
Union täglich in der Vorstellung vollbringt, daß 
dieses Ziel angestrebt werden muß. Solange so vie- 
le Schwierigkeiten auf dem Wege vorhanden sind, 
muß die Union in der Auseinandersetzung täglich 
in Richtung auf das wirken, was uns durch die 
KSZE möglich geworden ist. Und die Europäische 
Union ist auch daran zu messen, wie wir täglich 
die Einzelheiten dieser angestrebten Union bis zu 
einem Ergebnis praktizieren. 

An sich möchte ich bedauern, daß es uns nicht 
möglich war, die Vorlage, die ich sonst zu schätzen 
weiß, schon mit dem abzustimmen, was Herr Tinde- 
mans nach Hause bringen wird. Ich unterstütze die 
Auffassung, daß wir uns baldmöglichst mit der Ab- 
stimmung der uns jetzt vorliegenden Entschließung 
mit dem von Tindemans erzielten Ergebnis beschäf- 
tigen. 

Ich hatte Gelegenheit, bei dem Besuch von Herrn 
Tindemans in Bonn bei einem Gespräch anwesend 
zu sein, und komme immer mehr zu der Auffas- 
sung, daß das schrittweise Angehen der Europä- 
ischen Union wahrscheinlich das einzig Mögliche 
ist. Gestern ist hier Marx zitiert worden. Ich möch- 
te heute Eduard Bernstein zitieren, der einmal ge- 
sagt hat: Der Weg ist alles, das Ziel ist nichts. 

Ich möchte mein Bedauern darüber aussprechen, 
daß wir nach den Reden der Vertreter der Türkei 
und Griechenlands keine Gelegenheit hatten, dieses 
Problem noch einmal zu diskutieren. Die Europä- 
ische Union und der Europarat tragen hier eine 
Last mit sich herum und wissen nicht, wie diese Sa- 
che ausgeht. Wenn man dieses Duell von heute 
vormittag sich noch einmal vor Augen hält, muß 
man sagen, die Lage ist unbestreitbar schon wieder 
mehr verschärft als entschärft. Ich habe den Ein- 
druck, wir überlassen unseren Partnern zu sehr die- 
ses Duell, in dem sie sich zur Zeit anscheinend 
noch mehr verstricken, als daß sie sich davon lö- 
sen. Eine Union, die eine solche Last trägt, muß al- 
les daransetzen, dabei mitzuhelfen, sie aus der 
Welt zu schaffen; denn sonst ist die Idee der Union 
verloren, wenn sie nicht einmal in der Lage ist, in 
sich selber Frieden zu erhalten und Frieden zu ent- 
wickeln und solche Dinge, wie sie zur Zeit zwi- 
schen Griechen und Türken vorliegen, aus dem 
Wege zu räumen. 

Wir sollten auch noch einmal an das denken, 
was wir hier vor vier Monaten über die Lage in 
Portugal diskutiert haben, und sollten uns daran er- 
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innern, daß auch dies noch eine Last der Union ist. 
Auch da müssen wir helfen, die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß wir uns eines Tages in einer 
Union mit jenen zurechtfinden, die wegen ihrer 
heutigen Schwierigkeiten im Grunde genommen 
gar nicht in der Lage sind, an dieser Union mitzu- 
wirken oder sie auch nur als Zielvorstellung zu se- 
hen. 

Deshalb geht meine Bitte dahin, daß wir uns 
möglichst bald — abgestimmt mit Herrn Tindemans 
— noch einmal mit dieser Frage beschäftigen. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Ich glaube, der 
Hinweis, der gerade vom Kollegen Nessler in bezug 
auf die Aktivität von Herrn Paul Tindemans er- 
folgte, gibt mir ein bißchen Gelegenheit, ein deut- 
sches Sprichwort ins Gespräch zu bringen: Man 
soll ein Pferd nicht vom Schwanz her aufzäumen. 

Es hat in der Tat eines so erfahrenen Berichter- 
statters wie unseres Kollegen Leynen bedurft, um 
die Risiken, die in seiner Aufgabe lagen, zu um- 
schiffen. Ich kann in fünf Minuten nicht viel sagen, 
ich möchte das ausbauen, was Kollege Mattick in 
die Diskussion eingeführt hat. 

Ich freue mich, daß Bericht und Resolution er- 
freulicherweise die Notwendigkeit einer engen 
Kooperation zwischen EG und Europarat betonen. 
Diese Kooperation muß nach meiner Auffassung 
auch in Zukunft verstärkt werden, um zu vermei- 
den, daß die beiden Organisationen des demokrati- 
schen Europas — der Europarat und die EG — ent- 
weder Doppelarbeit leisten oder gar in offene Kon- 
kurrenz zu einander treten. 

Wir sind uns der Unterschiede bewußt, die zwi- 
schen Europarat und EG bestehen. Die EG scheint 
stärker integriert zu sein, auf der Ebene des Euro- 
parats war das bisher so stark nicht möglich. Wir 
alle, die wir hier im Europarat und seiner Parla- 
mentarischen Versammlung vertreten sind, sollten 
jedoch den engen Zusammenschluß in der EG se- 
hen, insbesondere das Ziel, die Gesamtheit der Be- 
ziehungen der Mitgliedstaaten der EG in eine Euro- 
päische Union umzuwandeln. 

Der Berichterstatter, Herr Leynen, hat aus seiner 
Sicht die Ziele formuliert, die mit einer solchen 
Union verbunden sein sollten. Herr Kollege Ley- 
nen, Sie haben dabei insbesondere ein paar Punkte 
genannt, die ich voll unterstütze: a) die parlamen- 
tarische Demokratie im Grundsatz zu fördern, b) 
die Qualität des Lebens zu verbessern, c) den Welt- 
frieden zu bewahren. 

Diese Ziele können möglicherweise alle Mitglie- 
der dieses Hauses hier unterstützen. Ich möchte je- 
doch aus meiner Sicht hinzufügen, daß die frieden- 
wahrende Funktion der Europäischen Union nicht 
nur die Kooperation zwischen Industrie- und Ent- 
wicklungsländern sowie die allgemeine Förderung 
nach Konflikteindämmung enthalten sollte. 

Meines Erachtens sollte gerade jetzt nach Ab- 
schluß der KSZE — hier hänge ich mich an Herrn 
Mattick an — positiv auf die Fortführung der Ent- 


spannung bezug genommen werden. Die EG hat in 
den KSZE- Verhandlungen ähnlich wie der Europa- 
rat eine außerordentlich aktive Rolle gespielt. Die 
Stimme des Europarats und der Gemeinschaft ist 
für die KSZE-Teilnehmer von Anfang an hörbar ge- 
wesen. Die Gemeinschaft wird auch nach Abschluß 
der KSZE mit uns ihren Beitrag zur Ausführung 
dessen, was in Helsinki beschlossen wurde, leisten. 
Sie hat gerade im Hinblick auf die KSZE zahlreiche 
neue Aufgaben zu erfüllen. 

Der Europarat ist sicherlich nicht dafür verant- 
wortlich, was der Inhalt der Europäischen Union 
sein soll. Dies müssen die neun Mitglieder der EG 
entscheiden. 

Aber es gibt natürlich Überschneidungen zwi- 
schen unserer Aufgabenstellung hier und der Auf- 
gabenstellung der EG. Die wichtigste Überschnei- 
dung ist, daß beide Zusammenschlüsse die Einheit 
Europas fördern sollen. Der Berichterstatter hat be- 
sonders an Artikel 230 des Römischen Vertrages 
erinnert, in dem ausdrücklich auf die Zusammenar- 
beit mit dem Europarat hingewiesen wird. Er hat 
ferner auf die informelle Vereinbarung des Mini- 
sterkomitees des Europarats und der Kommission 
der EG von 1959 hingewiesen, mit der die Arbeit 
der beiden Organisationen besser koordiniert wer- 
den sollte. 

Ich muß jedoch leider feststellen, daß in dieser 
wichtigen Frage noch nichts beziehungsweise noch 
nicht sehr viel geschehen ist, und rege an, unsere 
Anstrengungen und Überlegungen hier darauf zu 
konzentrieren, wie die Zusammenarbeit mit der EG 
verbessert werden kann. Auf parlamentarischer 
Ebene haben wir die gemeinsame Tagung des Euro- 
päischen Parlaments und der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats einmal im Jahr. Die- 
ses ist eine sehr schmale Brücke. Diese gemeinsa- 
me Tagung sollte so gestaltet werden, daß wir eine 
Gelegenheit erhalten, dabei über die Grundfragen 
der Einheit Europas mit den Kollegen des Europä- 
ischen Parlaments zu sprechen. Aber wir brauchen 
auch den täglichen andauernden Arbeitskontakt 
mit der Kommission der EG sowie einen gut funk- 
tionierenden Informationsfluß. 

Wir haben uns hier angewöhnt, Berichte über die 
Entwicklung anderer internationaler Organisatio- 
nen zu debattieren. In dieser Sitzungsperiode haben 
wir es mit mehreren Berichten dieser Art zu tun: 
der OECD, der ESA, der EFTA. Wir sollten uns 
vornehmen, Herr Präsident, uns in Zukunft ein we- 
nig stärker mit den Aktivitäten der EG zu befas- 
sen. 

Lassen Sie mich abschließen. Der Europarat hat 
meines Erachtens eine wichtige Funktion darin zu 
sehen, als Brücke und Klammer zu dienen zwischen 
den demokratischen Staaten Europas, die in der EG 
zusammengeschlossen sind, und denen, die nicht 
dazu gehören — wie das hier unsere skandinavi- 
schen und österreichischen Kollegen ausgeführt ha- 
ben — , sich aber auf Grund gemeinsamer Werte 
wie Demokratie und Freiheit der europäischen Ein- 
heit verpflichtet fühlen. 

Ich danke, Herr Präsident. 
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Da der vorgelegte Entschließungsentwuri für 
noch nicht abstimmungsreif gehalten wurde, ver- 
wies die Versammlung den Bericht zur Behand- 
lung in einer späteren Sitzungsperiode an den Poli- 
tischen Ausschuß zurück. 


Abgabe einer persönlichen Erklärung nach Art. 32 
Abs. 6 der Geschäftsordnung 

Dr. Schwencke {SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kollegen! Ich nehme Ihre Zeit nur zwei 
Minuten in Anspruch, um Ihnen eine Mitteilung zu 
machen, die ich in die Form einer persönlichen Er- 
klärung gekleidet habe und die in Zusammenhang 
mit unserer Debatte und einem ersten Echo aus 
Spanien steht. 

In der Debatte am 2. Oktober 1975 habe ich wäh- 
rend der Aussprache über den Spanien-Bericht des 
Kollegen Reale in der Begründung meiner und un- 
serer Initiative, Pater Lluis Maria Xirinachs für den 
Friedensnobelpreis 1976 vorzuschlagen, unter an- 
dern ausgeführt: 

Im Wissen darum, daß Zeichen der politischen 
Solidarität denen gegenüber, die ihrer Freiheit 
und demokratischer Grundrechte, wie sie na- 
mentlich das Statut des Europarats definiert, 
beraubt sind, nicht umsonst sind — wir erin- 
nern an die ungeheuer bedeutsame Demonstra- 
tion, die die Zuerkennung des Friedensnobel- 
preises an den Antifaschisten Carl von Ossietz- 
ky im KZ von Papenburg-Esterwegen 1936 für 
das demokratische Deutschland darstellte — , 
empfehlen wir Parlamentarier des Europarats, 
den Gewaltlosigkeit predigenden und lebenden 
katholischen Katalanenpriester Xirinachs, der 
gegenwärtig wieder eingekerkert ist, mit dem 
Friedensnobelpreis 1976 auszuzeichnen. 

Diese letzte Feststellung trifft nicht mehr zu: Pa- 
ter Xirinachs ist vorgestern — wie es heißt — 
„vorzeitig" aus dem Gefängnis entlassen worden. 
Er war wegen sogenannter „illegaler Propaganda in 
einem juristisch nachweislich nicht einwandfreien 
Prozeß zu einer Gefängnisstrafe von drei Jahren 
verurteilt worden. 

Der oft schon in Frage gestellte und nicht selten 
belächelte Anspruch dieser Parlamentarischen Ver- 
sammlung, das politisch-moralische Gewissen Euro- 
pas zu artikulieren, ist erneut wirkungsvoll bestä- 
tigt worden: Unser und der weltweite Protest und 
die hervorzuhebende, von vielen Delegierten inzwi- 
schen mitunterzeichnete Nobelpreisinitiative haben 
den gewaltlosen Kämpfer für ein demokratisches, 
menschenwürdiges Spanien aus seiner Haft befrei- 
en helfen. 

Damit ist der Kampf, der Spanien-Kampf der De- 
mokraten mit demokratischen Mitteln und demo- 
kratischen Zielen keineswegs zu Ende, sondern 
noch wichtiger geworden. Weit über 1 000 politi- 
sche Häftlinge sitzen — nach Auskunft von Amne- 
sty International und dem Weltkirchenrat in Genf — 
noch in den Zuchthäusern des Franco-Regimes. Sie 


sind zumeist ohne einwandfreie Gerichtsverhand- 
lungen verurteilt worden und werden weiterhin 
durch Folter zu „Geständnissen" erpreßt. 

Solange ihnen nicht volles Recht widerfährt und 
das spanische Volk nicht in Freiheit und Demokra- 
tie seinen politischen Weg selber bestimmen kann, 
wird in Xirinachs' Haftentlassung nicht mehr als 
ein taktischer Schritt des Franco-Regimes gesehen 
werden können. Das Beispiel der Preisverleihung 
an Ossietzky im deutschen KZ 1936 hat die spani- 
schen Machthaber offensichtlich vor einer ähnli- 
chen Demonstration zurückschrecken lassen. 

Xirinachs bleibt, beispielhaft für die spanischen 
Widerstandskämpfer, unser Friedensnobelpreiskan- 
didat für das Jahr 1976. 

Herr Präsident, ich bedanke mich dafür, daß ich 
diese Erklärung noch abgeben durfte. 


Donnerstag, 9. Oktober 1975 


Tagesordnungspunkt: 

Die politischen Rechte und die politische 
Stellung der Frau 

(Drucksache: 3643) 

Berichterstatter: Abg. Fletcher 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es macht mich einigermaßen 
befangen, als ein neues Mitglied dieser Versamm- 
lung nach einer Reihe so hervorragender Damen zu 
diesem Thema zu sprechen. Ich meine, wir alle ha- 
ben an diesen Beiträgen ein Beispiel dafür erfahren 
können, welchen Nutzen jedes Parlament aus einer 
stärkeren Vertretung der Frauen gewinnen kann. 

Der Deutsche Bundestag hatte eine Enquete-Kom- 
mission eingesetzt, die Entscheidungen vorbereiten 
soll, die auf allen Gebieten die Gleichberechtigung 
der Frau praktisch verwirklichen sollen. Als ein 
Mitglied dieser Enquete-Kommission möchte ich ei- 
nige Bemerkungen zu dem Bericht des Kollegen 
Fletcher machen, von dem ich glaube, daß er eine 
sehr gute Grundlage für unsere Erörterungen über 
die politischen Rechte und die politische Lage der 
Frau gegeben hat, die ja allerdings nur ein sehr 
wichtiger Ausschnitt aus der allgemeinen Proble- 
matik der Gleichberechtigung sind. 

Ich begrüße dabei ausdrücklich — und darin bin 
ich mit Mrs. Aasen einig — , daß ein männlicher 
Kollege diesen Bericht gegeben hat; denn ich glau- 
be, daß es für dieses Problem ganz wichtig ist, daß 
Männer und Frauen die Problematik erkennen und 
daß Männer und Frauen die Mängel in der Ver- 
wirklichung der Gleichberechtigung als ihr eigenes 
Problem erfassen. 

Ich unterstreiche nachdrücklich die Aussage in 
Ziffer 3 des Entschließungsentwurfs, daß die Lösung 
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der Frauenprobleme im Interesse der ganzen Ge- 
sellschaft liegt. Wir müssen verstehen lernen, daß 
die Verwirklichung der vollen Gleichberechtigung 
nicht nur auf dem Papier der Gesetzesblätter, son- 
dern in der Realität des Lebens neue Lösungen für 
Frauen und Männer erfordern muß. 

Ich sage dies, Herr Präsident, vor allem im Hin- 
blick auf die Aufgaben in der Familie und für die 
Familie, die wir alle — jeder einzelne von uns — 
und unsere staatlich verfaßten Gesellschaften ha- 
ben. Manche glauben, Gleichberechtigung bedeute 
zuerst die Freiheit der Frau, eine eigene Familie zu 
gründen oder nicht zu gründen. Aber diese Betrach- 
tungsweise übersieht, daß wir alle in eine Familie 
hineingeboren sind und daß wir alle eine Verpflich- 
tung gegenüber älteren wie auch gegenüber nach- 
folgenden Generationen haben. Wollten wir dies 
übersehen, meine Damen und Herren, so könnten 
wir nach meiner Meinung die Kontinuität menschli- 
cher Existenz gefährden. 

Wir müssen deshalb bei allen Überlegungen, wie 
die Gleichberechtigung der Frauen besser verwirk- 
licht werden kann, die Sorge im Auge behalten, 
daß die Familie nicht geschwächt, sondern gestärkt 
wird. Würden wir eine Schwächung der Familie zur 
Verwirklichung der Gleichberechtigung in Kauf 
nehmen, dann würden wir unsere Probleme zu La- 
sten anderer Generationen lösen. Wir würden die 
eine Diskriminierung durch eine andere, größere 
Diskriminierung ersetzen. 

In diesem Zusammenhang, Herr Präsident, gewin- 
nen die Überlegungen Bedeutung, die der Bericht 
zu der Frage anstellt, ob und welche spezifischen 
Eigenschaften und Verhaltensweisen der Frau ei- 
gen sind. Der Bericht zitiert dazu einen bemerkens- 
werten Aufsatz von Professor Schwartzenberg in 
„Le Monde" vom 4. März dieses Jahres, der zum In- 
halt hat, daß die Politik der Männer auf Reden, 
Macht und Institutionen beruhe, während von den 
Frauen in die Politik Lebenserfahrungen, Dienstlei- 
stungen und konkretes Handeln eingebracht wer- 
den könnten, daß Politik für die Männer Macht- 
kampf sei, während sie für die Frauen mehr als ein 
Dienst für die Gemeinsschaft verstanden werde, 
wobei sich die Frauen mehr als wir Männer außer- 
halb etablierter Institutionen stärker für benachtei- 
ligte Randgruppen engagieren würden. Kurzum, 
Herr Präsident, die Frauen könnten nach Auffas- 
sung dieses Aufsatzes in die Politik ein stärkeres 
Element der Hingabe, der Fürsorge und der Solidari- 
tät einbringen. 

Wenn dem so ist — und wer wollte an den aus- 
gezeichneten Ausführungen unseres Berichterstat- 
ters zweifeln? — , dann muß gefragt werden, ob die- 
se spezifischen Eigenschaften der Frauen bei der 
Frage, wie wir die Aufgaben im Bereich der Famili- 
en lösen wollen, wirklich außer Betracht bleiben 
können. Denn wenn der Bericht die Gleichberechti- 
gung der Frau auf das Recht für jede Frau zurück- 
führt, ihr Leben nach eigener Entscheidung ohne 
soziale oder traditionelle Zwänge zu führen, was 
ich grundsätzlich und mit Entschiedenheit unter- 
streiche, dann muß dem aber auch das Recht des 


Kindes auf seine Familie, auf Erziehung, auf Für- 
sorge und auf Liebe hinzugefügt werden. 

Ich möchte nicht mißverstanden werden, meine 
Damen und Herren: Dies sind nicht Aufgaben der 
Frau allein; wir Männer sind davon genauso betrof- 
fen. Ja, ganz im Gegenteil: eine Verbesserung der 
Gleichberechtigung bedarf gerade in diesem Punkt 
einer Änderung der Einstellungen und Verhaltens- 
weisen bei uns Männern. Meine Vorrednerinnen 
haben teilweise sehr deutlich auf diesen Punkt hin- 
gewiesen. Nur wenn auch die Männer ihre partner- 
schaftliche Verantwortung für die Familie besser 
begreifen, werden wir alle die Probleme unserer 
Familien und damit auch die Probleme der Frauen 
besser lösen können. Aber damit dies möglich wird, 
dürfen wir familiäre Aufgaben nicht abwerten, son- 
dern wir müssen sie aufwerten. 

Deshalb möchte ich mit Entschiedenheit vor dem 
verbreiteten Mißverständnis warnen, als sei die 
Gleichberechtigung der Frau mit der Lösung der 
Frau von familiären Aufgaben gleichzusetzen. 
Nicht die Geringschätzung der Familie, sondern 
ihre Stärkung und die Aufwertung der Aufgaben 
für die Familie tun not. 

In der Enquete-Kommission des Deutschen Bun- 
destages sind wir uns einig, daß unter diesem Ge- 
sichtspunkt der Erziehung und den Bildungsinhal- 
ten besondere Bedeutung zukommt und daß wir 
diese Erziehungs- und Bildungsinhalte neu durch- 
denken müssen. In diesem Zusammenhang möchte 
ich nachdrücklich die Aussage in Ziffer 6 des vor- 
gelegten Entschließungsentwurfs unterstreichen, 
daß die Diskriminierung der Frau nur über beson- 
dere Anstrengungen auf dem Gebiet der Erziehung 
überwunden werden könne. Was wir dabei brau- 
chen, meine Damen und Herren, ist nicht eine Er- 
ziehung der Mädchen nach männlichen Leitbildern, 
sondern eine Erziehung von Jungen und Mädchen 
zu Partnerschaft, zu Solidarität und Verantwortung 
auch gerade in der Familie. Wenn uns dies gelingt, 
dann werden wir meines Erachtens auch die politi- 
sche Vertretung der Frauen entscheidend verbes- 
sern. 

Heute ist es so, daß von den wenigen politisch 
engagierten Frauen die große Mehrheit berufstätig 
ist. Frau Albrecht hat auf das eigentlich Paradoxe 
hingewiesen, daß diese Frauen ohnedies schon 
durch Beruf und Familie doppelt belastet sind. 
Deswegen meine ich, daß es uns durch neue Erzie- 
hungsinhalte gelingen muß, das Selbstbewußtsein, 
die Kommunikationsfähigkeit auch nichtberufstäti- 
ger Hausfrauen zu stärken, und daß wir dann eine 
Chance haben, mehr nichtberufstätige Hausfrauen 
auch für ein politisches Engagement zu gewinnen. 
Aber wir müssen auch die Bereitschaft aller Ehe- 
gatten zu partnerschaftlicher Solidarität stärken. 

Wenn uns dies gelingt und wenn wir auf der an- 
deren Seite die Bedeutung der Familie als eine vor- 
rangige soziale Aufgabe verstehen, haben wir eine 
Chance, über den bloßen Appell hinaus die politi- 
sche Vertretung der Frau stärker zu verwirklichen 
und die Aufgaben in unserer Familie dabei nicht 
Schaden nehmen zu lassen. 
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Entschließung 606 (1975) 

betr. die politischen Rechte und die politische Stel- 
lung der Frau 

Die Versammlung 

1. verweist darauf, daß das Jahr 1975 von der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen zum 
„Internationalen Jahr der Frau" proklamiert 
worden ist; 

2. erinnert an ihre Empfehlung 741 (1974) betr, die 
rechtliche Situation der Frau und an ihre Emp- 
fehlung 751 (1975) betr. die Situation und Ver- 
antwortung der Eltern in der modernen Familie 
und ihre Unterstützung durch die Gesell- 
schaft; 

3. verweist darauf, daß die Lösung der Frauenpro- 
bleme im Interesse der gesamten Gesellschaft 
liegt und daß die Befreiung der Frau in Wirk- 
lichkeit die Befreiung aller ist; 

4. gibt zu bedenken, daß andere als rein rechtliche 
Gründe, wie die traditionelle Denkweise und die 
bestehenden sozio-ökonomischen Strukturen, 
derzeit noch verhindern, daß die Frauen in den 
politischen Organen, inbegriffen die nationalen 
Parlamente, eine Anzahl von Positionen einneh- 
men, die ihrer zahlenmäßigen Bedeutung in der 
Gesellschaft entspricht; 

5. ist davon überzeugt, daß eine höhere Beteili- 
gung der Frauen am politischen Leben auf allen 
Ebenen den Politikern beider Geschlechter ein 
tieferes und objektiveres Verständnis aller Pro- 
bleme, mit denen die moderne demokratische 
Gesellschaft konfrontiert ist, ermöglichen wird; 

6. verweist darauf, daß die Diskriminierung der 
Frau nur über besondere Anstrengungen auf 
dem Gebiet der Erziehung sowie über eine Erhö- 
hung der für soziale Reformen bestimmten öf- 
fentlichen Ausgaben, insbesondere im Bereich 
des Gesundheitswesens, der Berufsausbildung 
und der Einrichtungen für die Kleinkinderbe- 
treuung überwunden werden kann; 

7. ist betroffen darüber, daß 1975, wie zu allen Zei- 
ten wirtschaftlicher Schwierigkeiten, die Frauen 
die ersten Opfer der Rezession sind; 

8. i) macht sich die drei Ziele des Internationalen 

Jahres der Frau — Gleichheit, Entwicklung, 
Frieden — in der Überzeugung zu eigen, 
daß einzig die Gleichheit Entwicklung und 
Frieden garantieren kann-, 

ii) unterstützt alle politischen Maßnahmen und 
Programme des Kampfes gegen die ge- 
schlechtliche Diskriminierung, die von den 
Vereinten Nationen, dem Europarat, der 
EWG und den 18 Mitgliedstaaten in Verbin- 
dung mit dem Internationalen Jahr der Frau 
oder unabhängig davon unternommen wer- 
den; 

iii) fordert nachdrücklich die politischen Partei- 
en der Mitgliedstaaten des Europarates auf, 
die Frauen zu ermutigen, aktiver am politi- 


schen Leben teilzunehmen, ihnen einen grö- 
ßeren Platz in der Parteispitze einzuräumen, 
unbedingt mehr weibliche Kandidaten für 
öffentliche Ämter aufzustellen und ihre 
Wahl aktiv zu unterstützen; 

iv) lädt insbesondere die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten ein, angemessene Maßnahmen 
zu ergreifen, um eine stärkere Beteiligung 
der Frauen an den Organen, deren Zusam- 
mensetzung sie bestimmen, dadurch sicher- 
zustellen, daß allein die intellektuelle und 
berufliche Fähigkeit des einzelnen als Beur- 
teilungskriterium angewendet wird; 

v) fordert nachdrücklich die Parlamente der 
Mitgliedstaaten auf, bei der Benennung ih- 
rer Delegation in die Parlamentarische Ver- 
sammlung die Fähigkeiten aller ihrer Mit- 
glieder, unabhängig von ihrem Geschlecht, 
anzuerkennen; 

vi) fordert nachdrücklich das Ministerkomitee 
und den Generalsekretär des Europarates 
auf, darauf zu achten, daß bei den internen 
Regelungen und Verfahrensweisen im Per- 
sonalbereich keine selbst unbeabsichtigte 
geschlechtliche Benachteiligung erfolgt. 


Tagesordnungspunkt : 

Wissenschaft und Technologie — 

Die europäische Zusammenarbeit auf 
bestimmten wissenschaftlichen Gebieten: 

Der Grundwasserspiegel des Rheins 

(Drucksache: 3656) 

Berichterstatter: Abg, Boulloche und Weber 

Richter (SPD): Herr Präsident! Wir sind am Ende 
einer sehr langen Sitzungsperiode dieser Versamm- 
lung. Was wir hier zehn Tage lang bewegt haben, 
gehört seit neun, acht, sieben, sechs Tagen bereits 
der Geschichte an. Wir haben es erlebt, daß der 
Punkt, den wir jetzt behandeln und den ich für au- 
ßerordentlich wichtig erachte, an das Ende unserer 
Verhandlungen gesetzt wurde. Wenn Historiker, 
Politiker und andere in zehn Jahren die Situation 
zu bewerten haben und sich die Protokolle anse- 
hen, werden sie sich wundern, daß ein so wichtiges 
Thema so weit an den Rand der politischen Diskus- 
sionen geraten konnte. Ich bin überzeugt, daß sich 
der Stellenwert innerhalb der Rangordnung der po- 
litischen Themen erheblich ändern wird. 

Ich danke meinem Kollegen Boulloche. Er hat als 
ehemaliger Erziehungsminister seines Landes eine 
politische Laufbahn mit vielen Auf und Ab hinter 
sich; ich bin der Meinung, daß auf der einen Seite 
diese seine Berichterstattung hier und auf der ande- 
ren Seite seine Tätigkeit als Präsident des Ge- 
mischten Ausschusses für wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit zu den Pluspunkten seines politischen 
Lebens zählen wird. Wir haben von seiten dieser 
Gruppe für wissenschaftliche Zusammenarbeit 
schon mehrere Berichte, die wir mit den Wissen- 
schaftlern zusammen erarbeiten konnten, hier prä- 
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sentiert. Eine echte Kritik an dieser Zusammenar- 
beit kann es wohl gar nicht mehr geben. 

Mit dem vorliegenden Bericht wollten wir die öf- 
fentliche Meinung zunächst einmal in den Nachbar- 
und Anrainerstaaten, dann aber auch in Europa ins- 
gesamt beeinflussen und den Weg für rechtliche 
Vereinbarungen frei machen. 

Meinem Kollegen Dr. Mabon bin ich sehr dank- 
bar für seine Bereitschaft, das Thema weiter in der 
Diskussion zu belassen. Ich sichere ihm gerne zu, 
daß wir den Bericht des Generalsekretärs in der 
Form, wie es von ihm gewünscht wurde, diskutie- 
ren werden. 

Ich bin beauftragt, hier auch darzustellen, in wel- 
chem Umfang der Landwirtschaftsausschuß an den 
Arbeiten des Kollegen Boulloche interessiert war. 
Es ist klar, daß die Landwirtschaft von zwei Akzen- 
ten her entscheidend berührt wird: Es taucht die 
Frage der Bewässerung auf, es taucht natürlich 
auch die Frage nach der Verschmutzung auf, die 
wiederum durch die Landwirtschaft erfolgt. 

Die Kollegen des Landwirtschaftsausschusses ha- 
ben mich wissen lassen, daß sie mit der Arbeit des 
Kollegen Boulloche sehr einverstanden sind. 

Darf ich Ihnen, Herr Präsident, abschließend 
noch folgendes anbieten. Wir haben noch einen 
Punkt auf der Tagesordnung: den 3. Jahresbericht 
der OECD Nuclear Energy Agency. Dieses ist ein 
ungemein wichtiges Thema. Ich halte es für uner- 
träglich, bei einer so geringen Präsenz ein solches 
Thema zu behandeln. In Abstimmung mit unserem 
erfahrenen Berichterstatter Paul Riviere würden 
wir anbieten — dieses deckt auch die Meinung 
meines Büros ab — , daß wir dieses Thema unter 
Umständen in der nächsten Versammlung behan- 
deln können, wenn Sie uns garantieren können, daß 
wir dann wirklich einen guten Zeitpunkt für eine 
solche Verhandlungsrunde bekommen, daß Sie uns 
möglicherweise zu Beginn der Verhandlungen zu 
diesem Themenkreis zu Wort kommen lassen. 

Dieses beinhaltet keine Kritik. Wie andere Aus- 
schüsse auch hat mein Ausschuß es hinnehmen 
müssen, einmal am Ende der Versammlung auf der 
Tagesordnung zu stehen. Wir haben ja eine Teil- 
runde schon zu einem etwas günstigeren Zeitpunkt 
abhandeln können. 

Ich bedanke mich und würde mich freuen, wenn 
wir den Bericht und die Anstrengung des Kollegen 
Boulloche in voller Breite unterstützten. 


Empfehlung 772 (1975) 

betr. die europäische Zusammenarbeit 
auf bestimmten wissenschaftlichen Gebieten: 
Der Grundwasserspiegel des Rheins 

Die Versammlung 


8. empfiehlt dem Ministerkomitee 

a) die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzu- 
fordern, auf europäischer Ebene die Verein- 


heitlichung der Grundwassermessung, und 
dabei der: 

— Hydrometereologie, 

— Oberflächen-Gewässerkunde, 

— Grundwass erkunde, 

— Ökologie — Umwelt, 
zu fördern; 

b) das Generalsekretariat des Europarates anzu- 
weisen, innerhalb von 12 Monaten auf der 
Grundlage der Untersuchungen der Arbeits- 
gruppe „Der Grundwasserspiegel des Rheins" 
Vorschläge für vereinheitlichte Verfahren 
und Methoden für die Vermessung und 
Sammlung von hydrometrischen Daten zum 
Grundwasserspiegel des Rheins auszuarbei- 
ten, einschließlich der 

— Verfahrensweisen zur Datengewinnung, 

— Abstände der Beobachtungspunkte, 

— Häufigkeit der Messungen, 

— Normung der Register über hydrometri- 
sche Daten; 

c) die von den Problemen im Zusammenhang 

mit dem Grundwasserspiegel des Rheins un- 
mittelbar betroffenen Regierungen aufzufor- 
dern, den ihnen vom Generalsekretariat des 
Europarates unterbreiteten Vorschlägen Fol- 
ge zu leisten; 

d) die unmittelbar betroffenen Regierungen auf- 
zufordern, eine Europäische Bank für hydro- 
metrische Daten zum Grundwasserspiegel 
des Rheins mit der Aufgabe der Zusammen- 
stellung und Durchführung von Grundwas- 
sermessungen zu schaffen. Praktisch gese- 
hen, könnte die Datenbank wie folgt arbei- 
ten: 

i. über einen anfänglichen Zeitraum von drei 
Jahren würde zuerst eine Grundlage für 
hydrometrische Daten durch die Zusam- 
menstellung von drei Registern mit fol- 
genden Daten über den Grundwasserspie- 
gel zwischen Basel und Bingen gelegt: 

Register 1: 

Verzeichnis der Meßstellen einschließlich 
folgender Informationen: Ortsbezeichnung 
der Stellen, geologischer Schnitt, Ausrü- 
stung an den Standorten, (usw.). 

Register 2: 

Piezometrie: piezometrisches Niveau des 
Grundwasserspiegels des Rheins. 

Register 3: 

Physikalisch-chemische Werte in bezug 
auf das Wasser des Grundwasserspiegels 
des Rheins. 

Der „Service de la Carte Geologique d'Al- 
sace et de Lorraine", der ein solches Re- 
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gister auf Datenverarbeitungsbasis schon 
unterhält, könnte dazu bestimmt werden, 
als Grundlage für die Europäische Daten- 
bank zu dienen. 

Diese Register könnten später zur Erstel- 
lung von Daten- und Kartensammlungen 
(Karten über die hauptsächlichen Merk- 
male, piezometrische Karten für Hoch- 
und Niedrigwasser, usw.) verwendet wer- 
den. 

Dieses Material würde vom Generalsekre- 
tariat des Europarates veröffentlicht und 
den zuständigen wissenschaftlichen und 
technischen Stellen zugeleitet werden. 

ii. in einem späteren Stadium könnte der Auf- 
gabenbereich der Europäischen Daten- 
bank auf andere Arbeiten ausgedehnt 
werden, das gesamte hydrographische 
Rheinbecken umfassen und zur Fertigstel- 
lung von Prognosemodellen führen, die 
für das gesamte Aquifer gültig sind. 


Tagesordnungspunkt: 

Haushalt der Versammlung — 

Der Programmhaushalt 1976 für die 
Operationellen Haushaltsansätze 
der Versammlung 

(Drucksache: 3675) 

Berichterstatter; Abg. Alber 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Herren 
Kollegen! Damen sehe ich im Moment keine mehr; 
sie feiern offensichtlich ihren Sieg von heute vor- 
mittag. — Mit meinem Bericht, den im Namen des 
Budget-Komitees ich vorzutragen die Ehre habe, 
möchte ich Sie bitten, einer Änderung unserer 
„Stellungnahme 70", die wir am 22. April dieses 
Jahres verabschiedet haben, zuzustimmen, und 
zwar dahin gehend, daß wir den in Artikel 92 vorge- 
sehenen Betrag für Ad-hoc-Konferenzen um 120 000 
französische Francs erhöhen. Dieser Betrag, der 
ursprünglich auf 115 000 Francs festgesetzt war, 
war zur Abhaltung von zwei Konferenzen gedacht. 
Wir haben aber im April dieses Jahres beschlossen, 
eine weitere Konferenz über die Weiterentwicklung 
der demokratischen Organisationen durchzuführen. 
Für diese Konferenz ist der Betrag von 120 000 fran- 
zösischen Francs notwendig. 

Wie schon das Ministerkomitee und der Herr Ge- 
neralsekretär in seinem Bericht über die zukünftige 
Arbeit gesagt haben, ist neben dem Schutz der 
Menschenrechte die Weiterentwicklung des demo- 


kratischen Gedankens und der demokratischen Or- 
ganisationen eine der wichtigsten und eigentlich 
auch der vornehmsten Aufgaben des Europarates. 
Ich meine, man sollte sich nicht nur mit allgemei- 
nen politischen Fragen befassen, sondern in der Tat 
auch einmal mit dem geistigen Inhalt der Politik. 
Die Beantwortung dieser Fragen ist nicht nur Auf- 
gabe von Universitäten und von Politologen, son- 
dern sie ist Aufgabe von Parlamenten und von Poli- 
tikern. Wir sollten die Probleme nicht nur theore- 
tisch angehen, sondern auch praktisch lösen. 

Es zeigt sich, daß die Staaten mit echten Demo- 
kratien in der Welt in der Minderheit sind. Es gibt 
zwar glücklicherweise einige Teilerfolge; ich darf 
nur die Rückkehr Griechenlands zur Demokratie er- 
wähnen. Insgesamt aber sind die Staaten mit demo- 
kratischem System, fast könnte man sagen, in der 
Krise. Zumindest stellen sich viele neue Aspekte 
und Fragen, die beantwortet werden müssen. Ein- 
mal führt das Wohlstandsdenken zu einer allgemei- 
nen Passivität der Wähler; zum anderen haben wir 
es mit vielen veränderten Umständen zu tun, die 
Fragen stellen. Ich will nur den wirtschaftlichen 
und sozialen Bereich oder den Bildungs- und Aus- 
bildungsbereich nennen, für die die Gedanken der 
Demokratisierung wichtig sind. Oder ich erwähne 
neue Formen der Finanzierung über Subventionen 
oder Steuernachlässe oder den Einfluß auf Investi- 
tionen. Das sind alles politische Akte, die vielfach 
ohne rechtliche Kontrolle geschehen. Des weiteren 
ist der immer stärker werdende Einfluß von Grup- 
pen, Gewerkschaften, Organisationen, Presse auf 
den Staat zu erwähnen. Ich glaube, auch dies wirft 
viele Fragen auf. 

Abschließend nenne ich einen der Hauptpunkte, 
Es gibt leider viele Gruppen, politologische Grup- 
pen, Anarchisten und Terroristen, die dieser Demo- 
kratie insgesamt den Kampf angesagt haben. Ich 
glaube, es ist an der Zeit, daß wir auch darauf die 
gebührende Antwort erteilen. 

Ich möchte nicht Ihr Wohlwollen damit verscher- 
zen, daß ich Ihnen nun die Tagesordnung dieser 
Konferenz zur Kenntnis bringe. Sie können sie aus 
dem Bericht ersehen. Die Konferenz wird vom 21. 
bis 23. April des kommenden Jahres in Straßburg 
stattfinden. An ihr werden ungefähr 200 Personen 
teilnehmen. Für die technische Abwicklung, für die 
Reisekosten, für die Aufenthaltskosten und für Ex- 
pertenkosten benötigen wir diesen Betrag von 
120 000 französischen Francs, wie ich eingangs er- 
wähnte. Ich möchte Sie deshalb bitten, dieser Än- 
derung unserer früheren Stellungnahme zuzustim- 
men. 

Die Versammlung entsprach dem Antrag (vgL 
Stellungnahme Nr. 73 — 1975 — ). 
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